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Schon immer sind Bildung und Wissenschaft darauf angewiesen, urheberrechtlich ge-
schützte Werke zu nutzen. Damit auch im digitalen Zeitalter eine zeitgemäße Bildungs-
arbeit geleistet und ein innovativer Wissenschaftsbetrieb aufrechterhalten werden kann, 
sind entsprechende rechtliche Rahmenbedingungen in Form von angemessenen urhe-
berrechtlichen Schrankenregelungen nötig. Die Frage, inwieweit die Schranken an das 
digitale Zeitalter anzupassen sind, ist jedoch heftig umstritten. Die vorliegende Arbeit 
beschäftigt sich mit der in diesem Zusammenhang eröffneten Diskussion um die Ein-
führung einer allgemeinen urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke. 
Um einen vollständigen Überblick über die Debatte zu bieten, werden zunächst die 
Gründe dargestellt, die zur Forderung einer solchen Schranke geführt haben. Dazu wird 
neben technischen und gesellschaftlichen Veränderungen, vor allem auf die Verände-
rungen im Bildungs- und Wissenschaftsbereich und die derzeit geltenden spezifischen 
Schrankenregelungen geblickt. Im Anschluss daran werden die verschiedenen Positio-
nen, die im Zusammenhang mit der Forderung nach einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke vertreten werden, dargestellt. Dabei werden nicht nur die Mei-
nungen von Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen berücksichtigt, sondern auch 
die Positionen von Urhebern, Verwertern und Politik. Zuletzt werden die verschiedenen 
Positionen vergleichend analysiert und unter rechtlichen Aspekten bewertet. 
Schlagwörter: Urheberrecht, Informationsgesellschaft, digitale Welt, Bildung und Wis-
senschaft, allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
 
Education and science have always depended on the use of copyrighted works. To en-
sure contemporary educational work and maintain innovative academic activities also in 
the digital era, an appropriate legal framework in the form of adequate copyright limita-
tions is necessary. The question to what extent limitations need to be adapted to the dig-
ital era is strongly debated. This master thesis focuses on the discussion on the introduc-
tion of a general copyright limitation for education and science, which has been opened 
in this context. To provide a complete overview of the discussion, first, the reasons that 
have resulted in the demand for such limitation are set out. For this purpose, in addition 
to the technical and social changes, particularly the changes in the field of education and 
science and the currently applicable specific limitations are looked at. Then, the differ-
ent views held in connection with the introduction of a general copyright limitation for 
education and science are presented. In this respect, not only the opinions of education 
and science organisations, but also the positions of authors, publishers and politics are 
taken into consideration. Finally, the different positions are compared and evaluated 
under legal aspects. 
Keywords: copyright law, information society, digital era, education and science, gen-
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Das erstmals am 01.01.1966 in Kraft getretene Urheberrechtsgesetz1  (im Weiteren: 
UrhG) ist „eines der meist veränderten Gesetze Deutschlands“2. Hauptursache der häu-
figen Novellierungen ist die rasante technische Entwicklung der letzten Jahrzehnte3, die 
nach und nach dazu geführt hat, dass sich die einstmals „analoge Welt“ zu einer „digita-
len Welt“ gewandelt hat. Diese digitale Welt ist nicht nur dadurch gekennzeichnet, dass 
es völlig neue Werkarten oder früher kaum vollstellbare Nutzungs- und Verwertungs-
möglichkeiten gibt, sondern infolge der breiten Nutzung des Internets und seinen viel-
fältigen Anwendungsmöglichkeiten kommt nun auch der Normalbürger4 immer häufi-
ger mit dem Urheberrecht in Berührung. Das allgemeine Interesse am Urheberrecht hat 
deutlich zugenommen – es ist längst nicht mehr nur ein „Nischenthema für Spezialis-
ten“5. Damit das UrhG gegenwärtig und auch zukünftig effektiven Schutz für die Urhe-
ber und gleichzeitig praxistaugliche Regelungen für die Nutzer gewährleisten kann, 
muss es unstreitig die neuen technischen Entwicklungen berücksichtigen6. Die notwen-
dige Anpassung des ursprünglich auf eine analoge Welt zugeschnittenen UrhG gestaltet 
sich jedoch äußerst schwierig, da der technische Fortschritt immer noch anhält und die 
ohnehin langwierigen Gesetzesverfahren noch zusätzlich durch den teils extremen Lob-
byismus der verschiedenen Interessensgruppen ausgedehnt werden. Trotz zahlreicher 
Novellierungen ist die Diskussion um eine angemessene und zeitgemäße Modernisie-
rung des UrhG daher längst noch nicht abgeschlossen. 
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit dem Teil der Diskussion, der die zeitgemäße 
Ausgestaltung des UrhG zugunsten Bildung und Wissenschaft betrifft. Schon immer 
sind Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen darauf angewiesen, urheberrechtlich 
geschützte Werke zu nutzen, um ihre wichtigen gesellschaftlichen Funktionen effektiv 
erfüllen zu können. Bildungsinstitutionen benötigen die Werke, um der Gesellschaft im 
Rahmen ihres staatlichen Bildungs- und Kulturauftrages den Zugang zu Informationen 
und Wissen zu ermöglichen7. Die Wissenschaft, die schon von Natur aus „von wechsel-
seitigem Konsumieren und Produzieren [...] geprägt“8 ist, kann ebenfalls ohne die 
Kenntnisnahme, Erörterung und Rezeption fremder Werke kaum neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse gewinnen, die wiederum Grundlage für weitere wissenschaftliche Er-
                                                
1 Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte vom 09.09.1965 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geän-
dert durch Siebentes Gesetz zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes vom 14.12.2012 (BGBl. I S. 2579). 
2 Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 938 Rn. 6. 
3 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 938 Rn. 6. 
4 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf eine geschlechtsspezifische Differenzie-
rung verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung für beide Geschlechter. 
5 Steinhauer, in: Hohoff: Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bibliotheken, S. 38. 
6 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 938 Rn. 6. 
7 Vgl. Pflüger/ Heeg, ZUM 2008, 654. 
8 Hilty/ Bajon, ZfBB 2008, 257. 
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kenntnisprozesse sind9. Damit Bildung und Wissenschaft urheberrechtlich geschützte 
Werke gemäß ihren Aufgaben und Funktionen nutzen können, müssen sie jedoch ent-
sprechende rechtliche Rahmenbedingungen in Form von angemessenen und ausgewo-
genen urheberrechtlichen Schrankenregelungen vorfinden, die insbesondere auch der 
digitalen Welt gerecht werden. In diesem Zusammenhang ist die Forderung nach Ein-
führung einer allgemeinen urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
erhoben worden. Da sich an der Diskussion viele verschiedene Akteure beteiligen, ist 
die Bezeichnung einer solchen Schranke nicht immer einheitlich. Ähnliche Bezeich-
nungen, wie z.B. „spezielle Wissenschaftsschranke oder –klausel“10, „allgemeine Wis-
senschaftsschranke“11, „einheitliche Wissenschaftsschranke“12 oder „bereichsspezifi-
sche Wissenschaftsschranke“13 sind alle auf dasselbe Ziel ausgerichtet: eine neue urhe-
berrechtliche Schrankenregelung zu schaffen, die vollumfänglich einen zeitgemäßen 
Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken für Bildung und Wissenschaft ermög-
licht14.  
Die vorliegende Arbeit ist darauf ausgerichtet, einen umfassenden Überblick über diese 
spezielle Diskussion zu bieten. Deshalb setzt sie zunächst an den Gründen an, aus denen 
die Forderung zur Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
resultiert. Dazu wird nicht nur auf die technischen und gesellschaftlichen Entwicklun-
gen geblickt, sondern auch auf die Veränderungen im Bildungs- und Wissenschaftsbe-
reich. Damit die erhobene Forderung besser in ihrem Kontext verstanden werden kann, 
erfolgt danach erst einmal eine allgemeine Darstellung des urheberrechtlichen Schran-
kensystems, bevor die derzeitigen urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschafts-
schranken hinsichtlich ihrer Problembereiche betrachtet werden. Im Anschluss werden 
die verschiedenen Positionen dargestellt, die im Zusammenhang mit der Forderung nach 
einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke vertreten werden. Dabei wer-
den neben den Meinungen von Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen auch die 
Positionen von Urhebern, Verwertern, Politik sowie sonstige bedeutsame Auffassungen 
berücksichtigt. Zuletzt werden die verschiedenen Positionen vergleichend analysiert und 
anschließend unter rechtlichen Aspekten bewertet.  
Obwohl im Rahmen der deutschen Diskussion um die Modernisierung der urheberrecht-
lichen Schrankenregelungen sehr häufig Vergleiche zur US-amerikanischen Fair-Use-
                                                
9 Vgl. Ball, in: Die Zukunft des wissenschaftlichen Publizierens, S. 120 ff.  
10  Aktionsbündnis „Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft“: Pressemitteilung 03/10 vom 
15.06.2010.  
11 Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1. 
12 CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 5. 
13 Die Linke – Fraktion im Deutschen Bundestag: Die Chancen der Digitalisierung erschließen – Urheber-
recht umfassend modernisieren, S. 5.  
14 Streng davon zu unterscheiden ist der Begriff der Wissenschaftsschranke, mit dem häufig § 52a UrhG 
bezeichnet wird. 
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Doktrin15 gezogen werden, ist aufgrund des begrenzten Umfangs dieser Arbeit eine ein-
gehende Betrachtung dieser Schranke leider nicht möglich. Aufgrund der zeitlichen 
Terminierung sind nur Gesetze, Ereignisse bzw. Veröffentlichungen bis einschließlich 
Februar 2013 berücksichtigt.  
2. Gründe für eine allgemeine Bildungs- und Wissenschafts-
schranke 
Die Forderung nach Einführung einer allgemeinen urheberrechtlichen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke lässt sich nicht nur auf einen bestimmten Grund zurückführen, 
sie ist vielmehr vor dem Hintergrund verschiedener Entwicklungen und Rahmenbedin-
gungen entstanden, die überaus vielschichtig sind.  
2.1 Technische und gesellschaftliche Entwicklungen 
Der erste wichtige Grund ist die rasante technische Entwicklung innerhalb der letzten 
Jahrzehnte, die zur Erfindung völlig neuer Informations- und Kommunikationstechno-
logien geführt hat.  
Ausgangspunkt der neuen Technologien war zunächst die Erfindung des ARPANET16 
durch ein Forschungsprojekt des amerikanischen Verteidigungsministeriums zu Beginn 
der 1960er Jahre. Damals wurden erstmals verschiedene Computer an verschiedenen 
Standorten miteinander vernetzt. Das Potential solcher Vernetzungen zwischen wissen-
schaftlichen Forschungseinrichtungen wurde schnell erkannt: die in den jeweiligen Ein-
richtungen vorhandenen Daten können nicht nur übergreifend genutzt werden, sondern 
ermöglichen auch einen überregionalen Informationsaustausch17. In der Folgezeit ent-
standen immer weitere Netzwerkprojekte, die verschiedene Computernetze teils auf 
nationaler teils auf internationaler Ebene miteinander verbanden. Bereits 1972 wurde 
ein erstes Programm zum Senden und Empfangen von E-Mails entwickelt18 - eine bis 
heute noch überaus populäre und wichtige Anwendung für die globale Kommunikation. 
Durch die zahlreichen Zusammenschlüsse der verschiedenen Datennetze entstand 
schließlich Ende der 1980er/ Anfang der 1990er Jahre weltweit ein großes Datennetz: 
das Internet als „Netz der Netze“. Anfang der 1990er Jahre begann der Durchbruch des 
Internet als globales Massenkommunikations- und Informationsmedium. Zum einen 
öffneten sich zu dieser Zeit viele bis dahin ausschließlich für wissenschaftliche Zwecke 
                                                
15 Die Fair-Use Doktrin ist in § 107 des US-amerikanischen Copyright Act normiert und erlaubt bei be-
stimmten Fallgruppen des „fair use“ eine vergütungsfreie Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke. 
16 Vgl. im Folgenden sowie ausführlich zum ARPANET (= Advanced Research Projects Agency Net) als 
Vorläufer des heutigen Internet: Naumann: Vom Abakus zum Internet, S. 229 ff. sowie Matis: Die Wun-
dermaschine, S. 303 ff.  
17 Vgl. Naumann: Vom Abakus zum Internet, S. 231. 
18 Vgl. Naumann: Vom Abakus zum Internet, S. 238; Matis: Die Wundermaschine, S. 307.  
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vorgesehene Datennetze auch für kommerzielle Zwecke. Zum anderen wurden zahlrei-
che neue Netzwerkdienste entwickelt, die nun auch Nutzern ohne besondere Informa-
tikkenntnisse das Navigieren und Durchsuchen von verfügbaren Informationen im In-
ternet ermöglichten19. Zu den wichtigsten dieser Dienste gehört das World Wide Web 
(WWW)20. Dieses beruht auf dem sogenannten Hypertextsystem, bei dem die verfügba-
ren Informationen, ohne umständliche Suche, durch Hyperlinks, d.h. elektronische 
Verweise auf andere Dokumente, miteinander verknüpft werden und das Lesen und 
Suchen der einzelnen in HTML21 formatierten Webseiten mittels eines einfach zu be-
dienenden Browsers geschieht22. Schon 1992 überschritt die Anzahl der weltweit an das 
Internet angeschlossenen Computer die Millionengrenze und bereits ein Jahr später die 
Zwei-Millionen-Grenze23. Inzwischen ist die Zahl der globalen Internetnutzer auf über 
zwei Milliarden gestiegen24. Der Erfolg des Internet beruht vor allem auf seinen vielfäl-
tigen Anwendungs- und Nutzungsmöglichkeiten, die auch heute noch ständig erweitert 
werden. Zu den beliebtesten Anwendungen gehören neben der „klassischen“ Datenver-
waltung und Datenübertragung z.B. Diskussionsforen, E-Mail, Peer-to-Peer-Systeme25, 
Video-Chats, Internet-Telefonie, Internetradio, vor allem aber das WWW. Letzteres hat 
sich mittlerweile zu einer partizipativen und dynamischen Plattform mit Interaktions-
möglichkeit gewandelt, in der Nutzer nicht nur Informationen abfragen, einkaufen, 
Bankgeschäfte erledigen, Onlinespiele spielen, Musik hören oder Filme ansehen kön-
nen, sondern auch durch Online Communities und sozialen Netzwerken zum aktiven 
Mitgestalten angeregt sind26.  
Ein weiterer bedeutender Meilenstein war das Aufkommen der digitalen Informations-
verarbeitung Anfang der 1990er Jahre. Bei dieser werden Daten nicht mehr durch Sig-
nal, sondern durch eine mathematisch beschriebene Zahlenfolge verarbeitet, gespeichert 
und übertragen, so dass im Ergebnis ein einheitliches Datenformat entsteht27. So können 
Daten viel schneller und ohne Qualitätsverlust verarbeitet werden28. Der Nachteil ist, 
dass es nun viel leichter ist, „urheberrechtlich geschützte Werke ohne Genehmigung der 
Berechtigten in digitaler Form perfekt zu kopieren und mit Hilfe des Internet auf der 
ganzen Welt zu verbreiten“29. Es reichen „nur wenige Datensätze eines geschützten 
                                                
19 Vgl. Naumann: Vom Abakus zum Internet, S. 238, 240. 
20 Fälschlicherweise wird im allgemeinen Sprachgebrauch häufig das WWW als Internet bezeichnet. In 
Wirklichkeit stellt das WWW nur einen Informationsdienst des Internet dar. 
21 HTML steht für Hypertext Markup Language. 
22 Vgl. Matis: Die Wundermaschine, S. 311 sowie Naumann: Vom Abakus zum Internet, S. 240. 
23 Vgl. Hobbes’ Internet Timeline 10.2. http://www.zakon.org/robert/internet/timeline/. 
24  Stand: Juni 2012 – Vgl. World Internet Users Statistics Usage and World Population Stats. 
http://www.internetworldstats.com/stats.htm. 
25 Peer-to-Peer-Systeme werden häufig bei Tauschbörsen genutzt, da in diesen Netzwerken alle Computer 
gleichberechtigt sind und im Gegensatz zum Client-Server-Modell sowohl Dienste anbieten als auch 
Dienste in Anspruch nehmen können.  
26 Vgl. Kneifel: Mit Web 2.0 zum Online Katalog der nächsten Generation, S. 14 ff. 
27 Vgl. Hans-Bredow Institut: Medien von A bis Z, S. 95. 
28 Vgl. Hans-Bredow Institut: Medien von A bis Z, S. 95. 
29 Gottschalk, MMR 2003, 149 m.w.N. 
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Werkes [aus], um die gesamte weltweite Nachfrage zu befriedigen“30. Im Zuge der Di-
gitalisierungstechnik sind auch nicht nur neue Speicher- und Datenträger entwickelt 
worden, wie z.B. CDs oder DVDs, sondern auch völlig neue Medientypen, wie z.B. E-
Books oder E-Journals, die sogar ganz ohne physischen Datenträger auskommen.  
Da viele Innovationen der Informationstechnologie auch im Telekommunikationssektor 
genutzt werden können, kam es auch hier in den letzten Jahrzehnten zu gravierenden 
Entwicklungen, die im Ergebnis zu immer besseren und schnelleren Internetanschlüs-
sen, Mobilfunk und mobilem Internet geführt haben. Heute ist die zeitlich und räumlich 
unabhängige Nutzung sämtlicher Inhalte und Funktionen des Internets geradezu selbst-
verständlich. Infolge der Verwendung derselben Technologien sind auch die Branchen 
Telekommunikation und Informationstechnologie in den letzten Jahren immer mehr 
zusammengewachsen - meist ist gar keine klare Trennung mehr zwischen den verschie-
denen Sparten möglich31. Beispielhaft für diese Konvergenz sind moderne Multifunkti-
onsgeräte, die allesamt digitale Daten verarbeiten können und häufig Computer, Radio, 
Fernseher, Mobiltelefon und Fotoapparat in einem sind32. Neben internetfähigen Mobil-
telefonen mit integrierten Kameras und Diktiergeräten, gibt es Smartpens, mit denen 
gleichzeitig geschrieben und aufgenommen werden kann, Laptops, die Mini-Objektive 
zum Filmen enthalten und vieles mehr.  
Die Nutzung der neu entwickelten Informations- und Kommunikationstechnologien hat 
zu einem grundlegenden gesellschaftlichen Wandel geführt, nämlich dem Wandel von 
der Industrie- zur Informationsgesellschaft. Eine Informationsgesellschaft ist dadurch 
gekennzeichnet, dass „die Gewinnung, Speicherung, Verarbeitung, Vermittlung, Ver-
breitung und Nutzung von Informationen und Wissen einschließlich wachsender techni-
scher Möglichkeiten der interaktiven Kommunikation eine entscheidende Rolle spie-
len“33. Da die neuen Technologien anfangs noch sehr kostenintensiv waren, setzte der 
Wandel zunächst in der Wirtschaft ein. Unternehmen konnten dank der neuen Techno-
logien plötzlich viel einfacher Geschäftsbeziehungen zu weit entfernt liegenden Märk-
ten aufbauen. Der technischen Vernetzung folgte eine weltweite wirtschaftliche Vernet-
zung, die zu einer Verschärfung des globalen Wettbewerbs geführt hat. Um sich im 
Wettbewerb behaupten zu können, begannen Unternehmen die ihnen zur Verfügung 
stehenden Informationen, z.B. über Kundenwünsche oder fachliches Knowhow, effi-
zient und systematisch zu nutzen. Informationen und in der Folge auch Wissen34 sind 
                                                
30 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 23. 
31 Vgl. Europäische Kommission: Grünbuch zur Konvergenz der Branchen Telekommunikation, Medien 
und Informationstechnologie und ihren ordnungspolitischen Auswirkungen, S. vii.  
32 Vgl. Zimmermann, Bibliotheksdienst 2012, 378, 380.  
33 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF): Informationsge-
sellschaft, S. 9 f.  
34 Die Begriffe Information und Wissen sind nicht identisch. Wissen basiert auf Informationen, kann aber 
erst entstehen, wenn die Informationen in einem persönlichen Erkenntnisprozess analysiert bzw. über-
dacht sind. – Vgl. Plassmann/ Rösch/ Seefeldt/ Umlauf: Bibliotheken und Informationsgesellschaft in 
Deutschland, S. 7.  
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heute zu unverzichtbaren Ressourcen geworden und genauso wichtig wie die klassi-
schen Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital35. Im Vergleich zu früher stellen 
Unternehmen heutzutage meist wesentlich höhere Ansprüche an das Wissen bzw. die 
Bildung ihrer Mitarbeiter. Das in Schule, Ausbildung oder Studium erworbene formale 
Wissen reicht alleine nicht mehr aus, um auf Dauer am Arbeitsmarkt erfolgreich zu 
sein. Vielmehr ist es nötig, das jeweilige individuelle Wissen in ständiger Weiterbil-
dung zu erweitern und zu vertiefen. Um aus der Masse an verfügbaren Informationen 
die jeweils relevanten Informationen herausfiltern zu können, ist ein selektiver Umgang 
sowohl hinsichtlich der Informationen selbst als auch hinsichtlich der neuen Informati-
onsmedien, unabdingbar geworden, der ohne Informations- und Medienkompetenz 
nicht bewältigt werden kann. Zudem hat infolge der globalen wirtschaftlichen Verflech-
tung, auch der Stellenwert von fremdsprachlichen, kulturellen und sozialen Kompeten-
zen zugenommen. Da die Aneignung all dieser Fähigkeiten, die heute als sogenannte 
Schlüsselkompetenzen gelten, nicht in einer bestimmten Lebensphase erfolgt, sondern 
sich infolge der andauernden Entwicklungen über den gesamten Bildungsverlauf des 
Menschen erstreckt36, wird heute zunehmend vom lebenslangen Lernen gesprochen.   
Lebenslanges Lernen ist jedoch nicht nur im Berufsleben, sondern auch im privaten 
Bereich unerlässlich geworden, da auch hier die neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien zunehmend genutzt werden und insofern ebenfalls Informations- und 
Medienkompetenz nötig ist, um die für den privaten Bedarf relevanten Informationen 
auffinden, bewerten und effektiv verwenden zu können37. Die Nutzung der neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien gehört heute zum Alltag der meisten 
Menschen, so dass der technischen und wirtschaftlichen Vernetzung schließlich auch 
die private Vernetzung gefolgt ist. Dies lässt sich für Deutschland anhand konkreter 
Zahlen belegen: „Seit […] 2001 gibt es […] mehr mobile als feste Telefonanschlüs-
se“38. 2008 nutzten 76% aller Privathaushalte Computertechnik, 69% davon besaßen 
bereits Internetzugang, der wiederum von 66% täglich oder fast täglich benutzt wurde39.  
Bildung, lebenslanges Lernen und die breite Anwendung der neuen Technologien sind 
jedoch nicht nur für die Wirtschaft oder Existenz des Einzelnen elementar, sondern auch 
für die Leistungs- und Funktionsfähigkeit einer Gesellschaft im Ganzen, insbesondere 
im Hinblick auf ihre Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit im globalen Kontext. Ge-
rade Deutschland, das über keine großen natürlichen Ressourcen verfügt, kann sich im 
globalen Wettbewerb nur dann erfolgreich behaupten, wenn es einen Vorsprung an 
Wissen in Form von allgemeiner und beruflicher Bildung und wissenschaftlichen Er-
                                                
35 Vgl. Plassmann/ Rösch/ Seefeldt/ Umlauf: Bibliotheken und Informationsgesellschaft in Deutschland, 
S. 24 f. 
36 Vgl. Lux/ Sühl-Strohmenger: Teaching Library in Deutschland, S. 31. 
37 Vgl. Gantert/ Hacker: Bibliothekarisches Grundwissen, S. 382. 
38 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA)/ Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF): Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 5.  
39 Vgl. Statistisches Bundesamt: Informationsgesellschaft in Deutschland, S. 23, 25.  
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kenntnissen hat, die in marktfähige Produkte, Verfahren und Dienstleistungen umge-
setzt werden40. In der Informationsgesellschaft wird somit Bildung zur Basis und die 
wissenschaftliche Information als Ergebnis des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses 
zum Motor für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit eines Landes41. Neben der 
entsprechenden Bildungsvermittlung ist auch eine funktionierende und leistungsstarke 
Wissenschaft wichtig. Je mehr wissenschaftliche Erkenntnisse gewonnen werden, desto 
eher können diese in wirtschaftliche Innovationen umgesetzt werden. Zu beachten ist 
jedoch, dass sich mündige und aktive Bürger, die das Gemeinwesen durch viele Innova-
tionen und Erfindungen positiv voranbringen, nur dann entwickeln können, wenn In-
formationen, Bildung und die modernen Technologien möglichst vielen Gesellschafts-
mitgliedern zugänglich sind und von diesen auch genutzt werden können42. Insofern 
spielen gerade öffentliche Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen in der Informati-
onsgesellschaft eine entscheidende Rolle, da sie sich nicht nur darauf beschränken, die 
nötigen Informationen und das erforderliche Wissen vorzuhalten, sondern auch aktiv 
Bildung an die Allgemeinheit vermitteln bzw. in wissenschaftlichen Erkenntnisprozes-
sen neues Wissen hervorbringen. 
2.2 Veränderungen im Bildungs- und Wissenschaftsbereich 
Infolge der gesteigerten Bedeutung von Bildung und Wissen sowie des neuen techni-
schen Potentials hat sich auch der Bildungs- und Wissenschaftsbereich grundlegend 
geändert. Auch diese Veränderungen spielen bei der Forderung nach einer allgemeinen 
urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke eine wichtige Rolle.  
Da „nur ein qualitativ hoher Bildungsstandard [...] die nachwachsende Generation mit 
dem Rohstoff „Wissen“ versorgen“43 kann, der für die Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit des Gemeinwesens nötig ist, sind die Anforderungen an den Bildungssektor 
qualitativ gestiegen. Neben dem reinen Faktenwissen müssen heute auch die sogenann-
ten Schlüsselkompetenzen vermittelt werden, die zum lebenslangen Lernen befähigen. 
Infolgedessen hat sich in Schulen, Hochschulen und Weiterbildungseinrichtungen eine 
neue Lehr- und Lernkultur entwickelt. Statt des jahrzehntelang praktizierten Frontalun-
terrichts, in dem der Lehrer oder Dozent im Mittelpunkt der Stoffvermittlung steht und 
diese nur auf die Unterrichtstunde oder Vorlesung ausgelegt ist, wenden Bildungsinsti-
tutionen heute zunehmend die Didaktik des sogenannten handlungsorientierten Unter-
richts44 an. Dabei erschöpft sich die Wissensvermittlung nicht nur auf die Unterrichts-
stunde oder Vorlesung, sondern animiert dazu, selbständig und selbstorientiert zu lernen 
                                                
40 Vgl. Pflüger/ Heeg, ZUM 2008, 649. 
41 Vgl. BMWA/ BMBF: Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 23, 45. 
42 Vgl. Pflüger/ Heeg, ZUM 2008, 653.  
43 Vgl. Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 49. 
44 Vgl. Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 57. 
 8 
und so auf das lebenslange Lernen vorzubereiten45. Verstärkt finden handlungs- und 
projektorientierte Arbeitsformen statt, wie z.B. Projektwochen oder Projektsemester, die 
auf den Erwerb von Schlüsselkompetenzen, insbesondere Team- und Methodenkompe-
tenz, ausgerichtet sind. Um die dringend benötigte Informations- und Medienkompetenz 
zu fördern, nutzen Bildungseinrichtungen zunehmend die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien. Diese haben den Vorteil, dass der Stoff nicht nur viel-
schichtig präsentiert, sondern auch verschiedene Lernstile und Lerngeschwindigkeiten 
berücksichtigt werden können46. Im Schulbereich sind mittlerweile sämtliche Schulen 
mit Computern und Internetzugang ausgestattet47 und zahlreiche Lernplattformen im 
Internet für die verschiedenen Schüler und Schularten eingerichtet worden48. In den 
Hochschulen werden Vorlesungsskripte oder Dokumente zur Vertiefung bzw. Nachar-
beitung meist gar nicht mehr ausgeteilt, sondern sind online abrufbar, z.B. von einem 
elektronischen Semesterapparat oder der Website des Lehrstuhls. Neben klassischen 
Vorlesungen bieten viele Hochschulen nun auch vermehrt virtuelle Lehrangebote an: 
meist in Form von Lernplattformen, die neben der Wissensvermittlung auch der Kom-
munikation zwischen Professoren und Studenten oder den Studenten untereinander die-
nen49. Vor allem im Weiterbildungsbereich wird zunehmend das Konzept des sogenann-
ten Blended-Learning umgesetzt, bei dem die Wissensvermittlung durch Kombination 
von klassischen Präsenzveranstaltungen mit E-Learning erfolgt, was gerade für die be-
rufsbegleitende Weiterbildung den Vorteil des räumlich und zeitlich flexiblen Lernens 
bietet. 
Auch das wissenschaftliche Arbeiten hat sich infolge des technischen Fortschritts 
grundlegend verändert, da die wissenschaftliche Kommunikation durch schnelle Netze 
und Digitalisierung wesentlich effektiver geworden ist50. Die Publikation wissenschaft-
licher Ergebnisse ist heutzutage nicht mehr nur auf Bücher oder gedruckte Zeitschriften 
beschränkt, sondern auch elektronisch möglich - mit oder ohne Verleger. Infolge des 
einfacheren Herstellungsprozesses verursacht die elektronische Publikation nicht nur 
weniger Kosten, sondern verkürzt auch erheblich den Zeitraum zwischen Erkenntnis-
gewinn und Veröffentlichung, so dass neue Publikationen heute viel schneller weltweit 
von Fachwelt und Öffentlichkeit wahrgenommen werden können51. Dies wirkt sich 
nicht nur positiv auf die Reputation des einzelnen Wissenschaftlers aus, sondern auch 
auf die regionale, überregionale und zunehmend interdisziplinäre Zusammenarbeit. 
Umgekehrt können Wissenschaftler auch im Rahmen ihres eigenen Erkenntnisgewinns 
                                                
45 Vgl. Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 57 f. 
46 Vgl. Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 87. 
47 Vgl. BMWA/ BMBF: Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 17. 
48 Vgl. z.B. die Lernplattform „Mauswiesel“ für Schüler von Grund- und Förderschulen. 
http://mauswiesel.bildung.hessen.de/. 
49 Vgl. z.B. die Lernplattform Moodle. http://moodle.de/. 
50 Vgl. Rösch, B.I.T.online 2004, 120 ff.  
51 Vgl. Ball, in: Die Zukunft des wissenschaftlichen Publizierens, S. 123. 
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vermehrt auf fremde elektronische Veröffentlichungen zugreifen und deren höheren 
Informationswert nutzen. Dieser ergibt sich vor allem daraus, dass infolge Digitalisie-
rungstechnik nicht nur dynamische Medien, wie z.B. Bilder oder Töne, eingebunden 
werden können, sondern auch Zusatzfunktionen, wie z.B. individuelle Such- und Nut-
zungsmöglichkeiten, einen gezielten und schnelleren Zugriff auf die gewünschten Inhal-
te bieten und somit die Retrievalfähigkeit außerordentlich verbessert ist52. Digitale Da-
ten können zudem viel leichter „in die eigene Arbeitsumgebung importiert und ohne 
Medienbruch weiterverarbeitet werden“53. Durch die effizienteren Publikationssysteme 
ist der Wissenstransfer heute insgesamt wesentlich beschleunigt54. 
Infolge des neuen technischen Potentials sind auch die Anforderungen der Wissen-
schaftler an die ihrer Arbeitsumgebung zugrundliegenden Informationsinfrastrukturen55 
erheblich angestiegen. Gerade angesichts des bestehenden globalen Wettbewerbs natio-
naler Wissenschaftssysteme sind innovative und leistungsstarke Informationsinfrastruk-
turen die Voraussetzung für den wissenschaftlichen Fortschritt56. Wichtig ist vor allem 
ein schneller, ungehinderter und dauerhafter Zugriff auf die für Forschung und Lehre 
relevanten weltweiten wissenschaftlichen Informationen, Objekte, Daten, Quellen und 
Wissensbestände - unabhängig von Zeit und Ort57. Damit sich die wissenschaftliche 
Arbeit ganz auf den Erkenntnisprozess konzentrieren kann, sollten die nötigen Informa-
tionen nicht nur möglichst aus „einer Hand“ stammen, sondern bereits qualitativ aufbe-
reitet bzw. abgesichert sein und transparenten, fairen, einfachen Nutzungsbedingungen 
unterliegen, so dass sie leicht in die eigene Arbeitsumgebung integriert werden kön-
nen58. Angesichts der zunehmenden Interdisziplinarität gehört z.B. auch der Aufbau 
virtueller Forschungsumgebungen, in denen mithilfe fachspezifischer Portale oder fach-
übergreifender Metaportale der Zugang zu Forschungsdaten zum Zwecke der kollabora-
tiven Nachnutzung, z.B. durch data sharing, geboten wird, zu den neuen innovativen 
und zeitgerechten Formen des wissenschaftlichen Publikationswesens59.  
Eine überaus wichtige Funktion für Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen üben Bib-
liotheken und Archive aus, da sie als sogenannte „Informationsvermittler“60 fungieren. 
Bildungsinstitutionen greifen auf das in Bibliotheken und Archiven vorgehaltene Wis-
                                                
52 Vgl. Ball, in: Die Zukunft des wissenschaftlichen Publizierens, S. 122 f.; Rösch, B.I.T.online 2004, 
120.   
53 Rösch, B.I.T.online 2004, 120.  
54 Vgl. BMWA/ BMBF: Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 45. 
55 Informationsinfrastruktur bezeichnet ein nationales, disziplinübergreifendes Netz von Einrichtungen, 
das die Wissenschaft mit Informationen und damit zusammenhängenden Dienstleistungen versorgt und so 
den gesamten wissenschaftlichen Erkenntnisprozess nachhaltig unterstützt.  -  Vgl. Kommission Zukunft 
der Informationsinfrastruktur (KII): Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. 
14 f. Rn. 55.  
56 KII: Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. 16 Rn. 110. 
57 Vgl. BMWA/ BMBF: Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 45. 
58 Vgl. BMWA/ BMBF: Informationsgesellschaft Deutschland 2006, S. 45. 
59 Vgl. Dallmeier-Tiessen, in: Hohoff: Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bibliotheken, S. 76; 
Reimer, in: Hohoff: Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bibliotheken, S. 88. 
60 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 11. 
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sen zurück, um Bildung zu vermitteln. Wissenschaftsinstitutionen werden vornehmlich 
von wissenschaftlichen Bibliotheken und Archiven mit allen für den wissenschaftlichen 
Erkenntnisprozess nötigen Informationen, Quellen etc. versorgt. Bibliotheken, die schon 
länger für sich konstatiert haben, „unverzichtbare Einrichtungen der Kultur, Bildung, 
Information, Wissenschaft und Forschung“61 zu sein, sind seit 2008 durch das Thürin-
ger Bibliotheksgesetz62 endlich auch gesetzlich als Bildungseinrichtungen anerkannt.  
Infolge der veränderten Informationsbedürfnisse von Bildungsinteressierten und Wis-
senschaftlern haben Bibliotheken ihr Aufgabenspektrum modifiziert und ihr Dienstleis-
tungsangebot den neuen technischen Möglichkeiten angepasst. Bibliotheken sammeln, 
erschließen und vermitteln heute nicht mehr nur gedruckte Informationen, sondern 
publizierte Informationsquellen jeglicher Art, wie z.B. DVDs, E-Books oder Netzpubli-
kationen. Neben ihren eigenen Beständen ermöglichen vor allem wissenschaftliche Bib-
liotheken über ihre Webseiten häufig den Zugriff auf externes Informationsmaterial63, 
z.B. auf fachliche Datenbanken. Um ihren Nutzern Informations- und Medienkompe-
tenz vermitteln zu können, bieten sie nicht nur spezielle Schulungen an, sondern haben 
auch ihre technische Infrastruktur erheblich verbessert, z.B. durch aufgestellte PCs mit 
Internetzugang oder der Ausleihe von E-Book-Readern. Lebenslanges Lernen ist von 
vielen Bibliotheken als Konzept aufgegriffen und die aktive Zusammenarbeit mit den 
verschiedensten schulischen und außerschulischen Einrichtungen, z.B. Kindergärten, 
Schulen, Ausländerbehörde oder Volkshochschulen, ausgebaut worden.  
Vor allem wissenschaftliche Bibliotheken haben infolge des technischen Fortschritts 
weitere neue Informationsdienstleistungen entwickelt, die speziell auf die Bedürfnisse 
ihrer wissenschaftlichen Nutzer zugeschnitten sind. Dazu gehört z.B. die Nutzerbera-
tung für den Umgang mit fachlichen Datenbanken oder Datennetzen, SDI-Dienste, Re-
cherchedienste zu bestimmten Themen, Entwicklung von Online-Tutorials zur Vermitt-
lung von Recherchekompetenz, Ermöglichung des Zugriffs auf elektronische Medien, 
Betreiben von Repositorien, interner/ externer Dokumentenlieferdienst und überregio-
naler Leihverkehr bzw. Fernleihe. In zahlreichen Digitalisierungsprojekten werden zu-
dem nicht nur alte Bibliotheksbestände erhalten und leichter zugänglich gemacht, son-
dern auch Texte, Lehr- und Lernmaterialien in elektronischen Semesterapparaten und an 
elektronischen Leseplätzen verfügbar gemacht. Um dem schnellen und gesteigerten 
Informationsbedarf von Wissenschaftlern nachzukommen, wurden außerdem in Zu-
sammenarbeit mit verschiedenen wissenschaftlichen Institutionen, wie z.B. den Fachge-
sellschaften oder der Deutschen Forschungsgesellschaft, sogenannte virtuelle Fachbib-
liotheken aufgebaut. Dabei handelt es sich um „Internetportale, [...] auf denen der Zu-
gang zu den wissenschaftlich relevanten Informationen und Dokumentationen eines 
                                                
61 Bundesvereinigung Deutscher Bibliotheksverbände: Bibliotheken ’93, S. 11. 
62 Vgl. Art. 1 § 3 Thüringer Bibliotheksgesetz vom 16.7.2008 (GVBl. 2008, 243). 
63 Vgl. Gantert/ Hacker: Bibliothekarisches Grundwissen, S. 14. 
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Faches gebündelt ist, unabhängig vom Typ dieser Dokumente, von der Speicherform 
und vom Speicherort“64. Zunehmend engagieren sich Bibliotheken auch auf dem Gebiet 
der Langzeitarchivierung elektronischer Daten, um den Wunsch der Wissenschaftler 
nach einem dauerhaften Zugriff auf relevante Informationen zu unterstützen65. 
Zu beachten ist, dass sämtliche Veränderungen im Bildungs- und Wissenschaftsbereich 
letztlich erst durch den technischen Fortschritt möglich, aber auch nötig geworden sind. 
Sie zielen darauf ab, Bildungs- und Wissenschaftsprozesse effizienter, effektiver und 
flexibler zu gestalten und den Zugang zu Bildung und Wissen erheblich zu verbessern, 
um daraus schließlich den größtmöglichen Nutzen sowohl für den Einzelnen als auch 
die Gesellschaft zu ziehen. Damit der Wandel zu einem modernen und effizienten Bil-
dungs- und Wissenschaftssystem, welches insbesondere auch das technische Potential 
vollständig ausschöpft, endgültig und abschließend vollzogen werden kann, müssen 
jedoch auch die entsprechenden Rahmenbedingungen, z.B. in finanzieller oder rechtli-
cher Hinsicht, gegeben sein.  
2.3 Unzureichende urheberrechtliche Schrankenbestimmungen  
Einer der Hauptgründe für die Forderung nach Einführung einer allgemeinen Bildungs- 
und Wissenschaftsschranke sind die für Bildung und Wissenschaft bestehenden urhe-
berrechtlichen Schrankenregelungen. 
Sowohl zur Bildungsvermittlung als auch zur Unterstützung des wissenschaftlichen 
Erkenntnisprozesses ist der Gebrauch urheberrechtlich geschützten Materials unerläss-
lich. Eine Verwendung dieser Werke ist jedoch nur nach Maßgabe des UrhG, insbeson-
dere den einschlägigen Schrankenbestimmungen zulässig. Gerade die geltenden rechtli-
chen Rahmenbedingungen sind aber für die Verwirklichung eines effizienten und effek-
tiven Bildungs- und Wissenschaftssystems unzureichend. Um die geltenden spezifi-
schen Schrankenregelungen zugunsten Bildung und Wissenschaft besser verstehen zu 
können, müssen diese zunächst einmal allgemein im Gesamtzusammenhang des UrhG 
betrachtet werden. 
2.3.1 Die Schranken im System des deutschen Urheberrechtsgesetzes 
Das Urheberrecht bezweckt gemäß § 1 UrhG primär den Schutz des Urhebers in Bezug 
auf sein Werk bzw. in Bezug auf die Rechte, die ihm an seinem Werk zustehen. Hinter-
grund dieser Schutzfunktion sind die verfassungsrechtlich gesicherten Rechtspositionen 
des Urhebers. Dieser kann sich nämlich im Hinblick auf die ideellen und materiellen 
Interessen an seinem Werk nicht nur auf das allgemeine Persönlichkeitsgrundrecht nach 
Art. 2 I GG i.V.m. Art. 1 I GG berufen, sondern auch auf die Kunst- und Wissenschafts-
                                                
64 Gantert/ Hacker: Bibliothekarisches Grundwissen, S. 336. Beispiele sind z.B. die Virtuelle Fachbiblio-
thek Recht oder die Virtuelle Fachbibliothek Biologie. 
65 Vgl. Gantert/ Hacker: Bibliothekarisches Grundwissen, S. 253.  
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freiheit nach Art. 5 III 1 GG sowie das Eigentumsgrundrecht nach Art. 14 I GG66. Auch 
das Urheberrecht erfasst deswegen gemäß § 11 UrhG grundsätzlich sowohl die ideellen 
als auch die materiellen Interessen des Urhebers. Die ideellen Interessen werden vor 
allem durch die Urheberpersönlichkeitsrechte nach §§ 12 ff. UrhG geschützt, die mate-
riellen Interessen hauptsächlich durch die Verwertungsrechte nach §§ 15 ff. UrhG und 
die sonstigen Rechte nach §§ 25 ff. UrhG. Dabei geht das UrhG von der sogenannten 
monistischen Theorie aus, wonach die persönlichkeitsrechtlichen und vermögensrecht-
lichen Interessen eines Urhebers „untrennbar ineinander verflochten“67 sind. Da sich 
„bei sämtlichen Rechten […] sowohl ideelle als auch materielle Interessen des Urhebers 
[überlappen]“68, liegt im Ergebnis ein einheitliches Urheberrecht zugrunde.  
Daneben erfüllt das UrhG auch eine Vergütungsfunktion69. Ein in Rechtsprechung und 
Lehre anerkannter Leitsatz des Urheberrechts besagt, „dass der Urheber tunlichst ange-
messen an den wirtschaftlichen Früchten zu beteiligen sei, die aus seinem Werk gezo-
gen werden“70. Diesem Grundsatz entsprechen die gesetzlichen Vergütungsregelungen 
der §§ 32 ff., 54 ff. UrhG, die dem Urheber eine angemessene Vergütung als Gegenleis-
tung für Nutzung und Verwertung seines Werkes zusprechen. 
Die dritte wichtige Funktion des Urheberrechts ist die Verwertungsfunktion71. Diese 
besteht in erster Linie zugunsten des Urhebers, der durch die aus der Verwertung resul-
tierenden Vergütungsansprüche seine wirtschaftlichen Interessen absichert. Deshalb 
sind die Verwertungsrechte nach §§ 15 ff. UrhG auch als ausschließliche Rechte gestal-
tet, d.h. sie stehen ausschließlich dem Urheber zu, der allein darüber entscheiden soll, 
ob und wie das Werk verwertet wird72. Aufgrund ihres ausschließlichen Charakters 
kann der Urheber die Verwertungsrechte gemäß § 29 I UrhG in der Regel nicht rechts-
geschäftlich übertragen. Er kann aber anderen Personen durch Vertrag einfache oder 
ausschließliche Nutzungsrechte gemäß §§ 31 ff. UrhG an dem Werk einräumen, so dass 
diese gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung berechtigt sind, das Werk auf ein-
zelne oder alle Nutzungsarten zu nutzen. In diesem Fall verbleiben die Verwertungs-
rechte als Mutter- bzw. Stammrecht beim Urheber während das Nutzungsrecht als 
Tochterrecht übergeht73. Da die Regelungen der §§ 31 ff. UrhG auch die wirtschaftliche 
Auswertung aufgrund eines oder mehrerer Nutzungsrechte schützen, können sich auch 
Verwerter auf die Verwertungsfunktion des Urheberrechts berufen74. Neben Urhebern 
und Verwertern gilt die Verwertungsfunktion aber auch für die Allgemeinheit75, da es in 
                                                
66 Vgl. Poeppel: Die Neuordnung der urheberrechtlichen Schranken im digitalen Umfeld, S. 131, 134 ff. 
67 Schulze, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 11 Rn. 2 m.w.N. 
68 Schulze, in: Dreier/ Schulze: UrhG § 11 Rn. 2. 
69 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 943 f. Rn. 22, 24. 
70 BGHZ 17, 266 (282). 
71 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 943 f. Rn. 22, 25. 
72 Vgl. Heerma, in: Wandtke/ Bullinger: UrhG, § 15 Rn. 1. 
73 Vgl. Wandtke/ Grunert, in: Wandtke/ Bullinger: UrhG, Vor §§ 31 ff. Rn. 21. 
74 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 944 Rn. 25. 
75 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 944 Rn. 26. 
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ihrem Interesse liegt, „möglichst viele und möglichst schöpferische Werke und Leistun-
gen zu erhalten“76, um diese zur Bildung und Wissenserweiterung zu nutzen. Sinn des 
Urheberrechts ist es nämlich nicht, das geistige Eigentum als Selbstzweck zu schützen, 
sondern vielmehr, den geistigen und kulturellen Fortschritt der Gesellschaft zu sichern, 
indem zwar einerseits kreative Leistungen geschützt, aber andererseits auch bestimmte 
Nutzungszwecke privilegiert gefördert werden77.  
Um die Interessen der Allgemeinheit an urheberrechtlich geschützten Werken zu be-
rücksichtigen, hat der Gesetzgeber die eigentlich ausschließlichen Verwertungsrechte78 
des Urhebers bzw. die Rechte des ausschließlich Nutzungsberechtigten in bestimmten 
Fällen, nämlich durch die Regelungen der §§ 44a ff. UrhG, eingeschränkt, mit der Fol-
ge, dass andere von der Verwertung nicht ausgeschlossen werden dürfen79. Die urheber-
rechtlichen Schrankenregelungen sind im UrhG als enumerativer Schrankenkatalog 
gestaltet, der nur für die jeweils detailliert beschriebene Verwertungssituation eine zu-
stimmungsfreie Werknutzung gestattet. Auch die Existenz der Schrankenregelungen hat 
einen verfassungsrechtlichen Hintergrund, da sich die Allgemeinheit im Hinblick auf ihr 
Interesse an der Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke auf Verfassungsrecht be-
rufen kann. Dafür kommt neben dem Grundrecht auf Meinungs- und Informationsfrei-
heit nach Art. 5 I 1 GG, auch die Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit nach Art. 5 I 2 
GG, das Sozial- und Kulturstaatprinzip80 nach Art. 20 I GG, vor allem aber die Kunst- 
und Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 III 1 GG in Betracht81. Denkbar sind darüber hin-
aus auch Grundrechtspositionen aus dem Gleichheitsgebot nach Art. 3 I GG oder der 
Berufsfreiheit nach Art. 12 I GG82.  
Die im Bereich der urheberrechtlichen Schrankenregelungen aufeinander treffenden 
Grundrechtspositionen von Urheber und Allgemeinheit in einen angemessenen Aus-
gleich miteinander zu bringen, gestaltet sich in der Praxis häufig schwierig. Zu berück-
sichtigen ist zunächst, dass das geistige Eigentum zwar vom Schutzbereich des Art. 14 I 
1 GG erfasst ist83, dieses aber gemäß Art. 14 I 2 GG inhaltlich bestimmt und beschränkt 
                                                
76 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 1. 
77 Vgl. BT-Drs. IV/270, S. 28; Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 
9. 
78 Regelungstechnisch setzen die Schrankenregelungen ausschließlich an den Verwertungsrechten an, das 
Urheberpersönlichkeitsrecht und die sonstigen Rechte des Urhebers bleiben unberührt. – Vgl. Dreier, in: 
Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 19. 
79 Vgl. Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 944 Rn. 26 sowie 
Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 77.  
80 Die Kulturstaatlichkeit wird vom BVerfG als Staatszielbestimmung qualifiziert und bestimmt, dass 
„der Staat in gewissem Umfang den Zugang zu kulturellen Gütern unter zumutbaren Bedingungen sicher-
stellen muss“ - Poeppel: Die Neuordnung der urheberrechtlichen Schranken im digitalen Umfeld, S. 153 
m.w.N. 
81 Vgl. Poeppel: Die Neuordnung der urheberrechtlichen Schranken im digitalen Umfeld, S. 131. 
82 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 39.  
83 Vgl. BVerfG, GRUR 1972, 481. Obwohl sich der Urheber auf verschiedene Grundrechte berufen kann, 
prüft jedenfalls das BVerfG im Rahmen der Schrankenregelungen vorrangig Art. 14 GG, da die Schran-
kenregelungen ausschließlich die vermögenswerte Seite des Urheberrechts betreffen – Vgl. BVerfG, 
GRUR 1972, 481 (483).  
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werden kann. Dabei ist wegen der Institutsgarantie nach Art. 14 I GG i.V.m. Art. 19 II 
GG zu beachten, dass der Kernbereich des Urheberrechts in seinem Wesensgehalt erhal-
ten bleiben muss, d.h. die vermögenswerten Ergebnisse der schöpferischen Leistung 
müssen grundsätzlich dem Urheber zugeordnet werden, der zudem die Freiheit haben 
muss, in eigener Verantwortung darüber zu verfügen84. Insofern erklärt sich z.B. die 
Ausschließlichkeit der Verwertungsrechte. Wegen der Sozialpflichtigkeit des Eigen-
tums gemäß Art. 14 II GG, kann das (geistige) Eigentum im Interesse des Gemeinwohls 
aber begrenzt werden. Als schutzwürdige Belange der Allgemeinheit, die einen Eingriff 
in das Grundrecht auf geistiges Eigentum rechtfertigen, kommen gemäß §§ 44a ff. 
UrhG z.B. Zwecke der Rechtspflege und öffentlichen Sicherheit sowie Interessen des 
Schulwesens, der Wissenschaft und Forschung, des Informationswesens und der Infor-
mationsfreiheit in Betracht85. Im Falle eines Eingriffs muss immer der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gewahrt werden, d.h. der Eingriff muss bei Berücksichtigung aller 
Umstände im Einzelfall im engeren Sinn geeignet, erforderlich und angemessen sein86. 
Auch dies berücksichtigen die Regelungen nach §§ 44a ff. UrhG, indem dort verschie-
dene Schrankenarten mit jeweils unterschiedlich abgestuften Eingriffsintensitäten vor-
gesehen sind87. Unabhängig von den Voraussetzungen nach Art. 14 GG muss ein Ein-
griff in das Grundrecht auf geistiges Eigentum schließlich auch im Einklang mit sonsti-
gem Verfassungsrecht, wie z.B. dem Vertrauensschutzprinzip, stehen88.   
Neben verfassungsrechtlichen Vorgaben bestehen auch europarechtliche Vorgaben für 
die Schrankenregelungen des UrhG. Seit Anfang der 1990er Jahre wurden auf europäi-
scher Ebene neun Richtlinien89 zum Urheberrecht erlassen, mit denen Teilbereiche der 
unterschiedlichen nationalen Regelungen in den Mitgliedstaaten harmonisiert werden 
sollten, um den gemeinsamen Markt nicht zu beeinträchtigen bzw. gravierende Wett-
bewerbsverzerrungen innerhalb der Gemeinschaft zu vermeiden90. Zentrale Bedeutung 
hat die Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft91 (im Weiteren: InfoSoc-RL), 
da sie generelle Vorgaben zur Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Verwertungs- 
und Schrankenregelungen enthält, die gemäß Erwägungsgrund 5 InfoSoc-RL bereits die 
technische Entwicklung und die daraus resultierenden neuen Möglichkeiten der Produk-
tion und Verwertung geistigen Eigentums berücksichtigen. In Art. 5 InfoSoc-RL ist den 
                                                
84 Vgl. BVerfG, GRUR, 1972, 481 (483). 
85 Vgl. BT-Drs. IV/270, S. 30, 62 f.; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 3.   
86 Vgl. ausführlich: Papier, in: Maunz/ Dürig: GG, Art. 14 [Stand: 7/2010] Rn. 315. 
87 Vgl. ausführlich zu den verschiedenen Schrankenarten und Eingriffsintensitäten z.B. Dreier, in: Dreier/ 
Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 11 ff.   
88 Vgl. Papier in: Maunz/ Dürig: GG, Art. 14 [Stand: 7/2010] Rn. 326 ff. 
89 Vgl. z.B. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 52.  
90 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 48.  
91 Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.05.2001 zur Harmonisie-
rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesell-
schaft (ABL. Nr. L 167/10). 
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Mitgliedstaaten ein abschließender92 Katalog von insgesamt 21 Schrankenregelungen 
vorgegeben. Schranken, die dort nicht ausdrücklich vorgesehen sind bzw. über die dor-
tigen Vorgaben hinausgehen, sind unzulässig und dürfen von den Mitgliedstaaten nicht 
eingeführt werden93. Von den 21 Schranken ist lediglich die Schranke nach Art. 5 I In-
foSoc-RL, die unter bestimmten Voraussetzungen eine Ausnahme vom Vervielfälti-
gungsrecht vorsieht, obligatorisch, d.h. sie muss zwingend durch die Mitgliedstaaten 
umgesetzt werden. Alle anderen Schranken des Schrankenkatalogs, also die in Art. 5 II, 
III, IV InfoSoc-RL genannten Schranken, sind dagegen fakultativ, d.h. eine Umsetzung 
ist den Mitgliedstaaten freigestellt. Gemäß Art. 5 V InfoSoc-RL müssen alle mitglied-
staatlichen Schrankenregelungen zudem dem sogenannten Dreistufentest gerecht wer-
den, d.h. sie sind grundsätzlich auf bestimmte Sonderfälle zu beschränken sind und dür-
fen weder die normale Verwertung des Werkes beeinträchtigen noch die berechtigten 
Interessen des Rechtsinhabers ungebührlich verletzten. Der Grund für die Vorgabe des 
Dreistufentests in der InfoSoc-RL sind bestehende internationale Abkommen zum Ur-
heberrecht, an die auch der europäische Gesetzgeber gebunden ist94. So findet sich die 
Maßgabe des Dreistufentests nicht nur in Art. 9 II RBÜ95, sondern auch in Art. 13 
TRIPs96 sowie in Art. 10 WCT97 und Art. 16 WPPT98.  
In Deutschland erfolgte die Umsetzung der InfoSoc-RL und die damit verbundene An-
passung der urheberrechtlichen Schrankenregelungen an die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien im Jahr 2003 durch das Gesetz zur Regelung des Urhe-
berrechts in der Informationsgesellschaft99, dem sogenannten „Ersten Korb“. Da der 
deutsche Gesetzgeber jedoch angesichts der bestehenden Umsetzungsfrist damals unter 
großem Zeitdruck stand und während des Gesetzgebungsverfahren bemerkt wurde, dass 
viele Regelungen unter den beteiligten Akteuren streitig sind, ist „eine umfassende An-
gleichung der deutschen Schrankenbestimmungen an die Erfordernisse der Digitalisie-
rung und Vernetzung [...] zunächst unterblieben“100. Stattdessen erschöpfte sich der 
„Erste Korb“ zunächst in der Neueinfügung von §§ 44a, 45a, 52a UrhG und der Anpas-
sung der §§ 46, 48, 50, 52, 53, 56, 60 UrhG an die europarechtlichen Vorgaben101. Die 
                                                
92 Vgl. Erwägungsrund 32 InfoSoc-RL. 
93 Vgl. Berger, GRUR 2010, 1059. 
94 Vgl. auch Erwägungsgrund 44 InfoSoc-RL. 
95 Die „Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst“ vom 09.09.1886 wird 
wegen ihrer mehrfachen Revidierung allgemein als „Revidierte Berner Übereinkunft“ (RBÜ) bezeichnet. 
Zum aktuellen Text vgl.: http://www.wipo.int/treaties/en/text.jsp?file_id=283698. 
96 Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights/ Übereinkommen über handelsbe-
zogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums vom 15.04.1994 (BGBl. II 1565/ 1730); in Kraft für 
Deutschland seit dem 1.1.1995 gemäß Gesetz vom 30.08.1994 (BGBl. II 1438).  
97 WIPO Copyright Treaty vom 20.12.1996. http://www.wipo.int/treaties/en/text.jsp?file_id=295166. 
98 WIPO Performances and Phonograms Treaty vom 20.12.1996. 
http://www.wipo.int/treaties/en/text.jsp?file_id=295477. 
99 Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft vom 10.9.2003 (BGBl. I S. 
1774). 
100 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 6. 
101 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 6. 
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streitigen fakultativen Regelungen sollten zunächst intensiv mit allen Beteiligten geprüft 
und ohne Zeitdruck erörtert werden, um sie dann in einem weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu berücksichtigen102. Dieses weitere Gesetzgebungsverfahren, das die Moderni-
sierung der Schrankenregelungen fortführen sollte, erfolgte im Jahr 2007 durch das 
Zweite Gesetz zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft103, dem 
sogenannten „Zweiten Korb“. Dabei wurde durch Einfügung von §§ 52b, 53a UrhG und 
der Änderung der §§ 51, 53, 54 ff. UrhG vor allem die digitale Nutzung neu geregelt 
bzw. modernisiert104. Sowohl im ersten als auch im zweiten Korb wurde von einer aus-
drücklichen Aufnahme des Dreistufentests in das UrhG abgesehen, da dieser als primäre 
Gestaltungsanordnung für den nationalen Gesetzgeber bereits bei der gesetzlichen For-
mulierung der Schrankenregelungen zu beachten ist105. Die h.M. zieht den Dreistufen-
test daher „lediglich“ bei Auslegung der einzelnen Schranken im Rahmen der Prüfung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes heran106.  
Im Hinblick auf die Auslegung von urheberrechtlichen Schrankenregelungen ist anzu-
merken, dass diese als Ausnahmen des ausschließlichen Verwertungsrechts bislang von 
Rechtsprechung und Literatur grundsätzlich eng ausgelegt wurden107. Obwohl auch 
Erwägungsgrund 44 InfoSoc-RL angesichts der gesteigerten wirtschaftlichen Bedeutung 
der Schranken im elektronischen Umfeld eher auf eine möglicherweise noch engere 
Auslegung hinweist, lassen sich in der Literatur neuerdings auch kritische Stimmen 
dazu finden: Zur Begründung wird angeführt, dass zum einen in der zivilrechtlichen 
Methodenlehre kein allgemeiner Grundsatz zur engen Auslegung von Ausnahmebe-
stimmungen besteht108 und zum anderen nach Sinn und Zweck einer Schranke durchaus 
auch die erweiternde Auslegung gerechtfertigt sein kann, falls bei Wahrung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes die Interessen der Allgemeinheit die urheberrechtlichen 
Interessen überwiegen109.  
2.3.2 Die Schranken für Bildung und Wissenschaft  
Der Schrankenkatalog nach §§ 44a ff. UrhG enthält sowohl solche Regelungen, die 
zwar nicht speziell auf  Bildung und Wissenschaft ausgerichtet sind, diese aber durch-
aus berechtigen, z.B. § 44a UrhG, der für Digitalisierungsvorhaben von Bibliotheken 
                                                
102 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 15. 
103 Zweites Gesetz zur Regelung des Urheberechts in der Informationsgesellschaft vom 26.10.2007 
(BGBl. I S. 2513). 
104 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 6; Kuck, in: Schwartmann: Praxishandbuch 
Medien-, IT- und Urheberrecht, S. 939 Rn. 9. 
105 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 21 sowie BT-Drs. 15/38, S. 15. 
106 Vgl. Berger, GRUR 2010, 1060 m.w.N.; Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurhe-
berrecht, S. 82 sowie ausführlich: Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 21 m.w.N. 
107 Vgl. z.B. BGH, GRUR 1994, 800 (802) sowie Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 7. 
108 Vgl. Larenz/ Canaris: Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 175 f. 
109 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 7 m.w.N.; Hoeren, GRUR 1997, 868; Schack, 
in: Ohly: Festschrift für Schricker, S. 514.  
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die nötige Vorauskopie ermöglicht; daneben jedoch auch solche Regelungen, die Bil-
dung und Wissenschaft ausdrücklich privilegieren. Eine solche ausdrückliche Privile-
gierung gewähren z.B. die §§ 46, 47, 51, 52, 52a, 52b, 53, 53a und 58 UrhG. Gerade 
diese speziellen Schranken, die verstreut auf viele Einzelregelungen sind, werden von 
der Praxis heftig kritisiert, da sie den Anforderungen und Bedürfnissen von Bildung und 
Wissenschaft im digitalen Zeitalter nicht gerecht werden. Beanstandet werden nicht nur 
die kleinteiligen Regelungen an sich, sondern auch der enge Anwendungsbereich ein-
zelner Schranken, Unklarheiten bei der Auslegung einzelner Tatbestandsmerkmale so-
wie die restriktive Auslegung durch die Rechtsprechung. Da die heftigste Kritik hin-
sichtlich der Regelungen in §§ 52a, 52b, 53 und 53a UrhG besteht, sollen diese im Fol-
genden näher betrachtet und die verschiedenen Kritikpunkte bzw. Problembereiche, die 
sich in der Praxis ergeben, dargestellt werden.  
2.3.2.1 § 52a UrhG 
Die Norm regelt die elektronische Zugänglichmachung von Ausschnitten urheberrecht-
lich geschützter Werke für Unterrichtszwecke in Bildungseinrichtungen sowie für For-
schungseinrichtungen. Hauptanwendungsfall ist in der Praxis die Digitalisierung von 
Werken durch Bildungs- oder Forschungseinrichtungen und die anschließende Bereit-
stellung in Netzwerken, wie z.B. elektronischen Semesterapparaten oder Forschungs-
netzwerken. § 52a UrhG ist ein Fall der sogenannten gesetzlichen Lizenz, da bei Vor-
liegen aller Voraussetzungen die öffentliche Zugänglichmachung eines urheberrechtlich 
geschützten Werkes in Ausschnitten auch ohne Einwilligung des Urhebers zulässig ist 
und die Ausschließlichkeitsrechte des Urhebers nach § 19a UrhG dann zugunsten der 
Interessen von Bildung und Forschung zu einem bloßen Vergütungsanspruch herabge-
stuft werden110. Als Ausgleich steht dem Urheber bzw. Rechteinhaber gemäß § 52 IV 
UrhG ein angemessener Vergütungsanspruch zu, der durch eine Verwertungsgesell-
schaft geltend zu machen ist. Die Vorschrift wurde 2003 im Rahmen des „Ersten Kor-
bes“ aufgrund der fakultativen Ermächtigung nach Art. 5 III a InfoSoc-RL neu in das 
UrhG eingefügt. Absicht des Gesetzgebers war es, die gewandelte Arbeitsweise in Un-
terricht und Wissenschaft zu berücksichtigen und für diese in begrenztem Rahmen die 
Nutzung moderner Kommunikationsformen, insbesondere durch einen zeitgemäßen 
Umgang mit elektronisch publizierten Materialien, zu ermöglichen111. Diesem An-
spruch wird die Norm in der Praxis jedoch leider nicht gerecht112.  
Schon die Feststellung des jeweils zulässigen Verwertungsumfangs bereit der Praxis 
Schwierigkeiten, da die öffentliche Zugänglichmachung gemäß § 52a I UrhG auf (klei-
ne) Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne Beiträge aus Zeitun-
gen und Zeitschriften begrenzt ist und das Gesetz selbst keine klaren Feststellungen 
                                                
110 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Vor §§ 44a Rn. 11. 
111 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 20 sowie Dreyer, in: Dreyer/ Kotthoff/ Meckel: UrhG, § 52a Rn. 2. 
112 Vgl. z.B. Sandberger, ZUM 2006, 824.  
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hierzu enthält. Zwar lassen sich in der juristischen Literatur vielfach Vorschläge zum 
jeweils zulässigen Verwertungsumfang finden113 und zudem bietet auch § 2 I des Ge-
samtvertrages zur Vergütung von Ansprüchen nach § 52a UrhG114 (zumindest für Schu-
len) eine gute Orientierungshilfe, diese Vorgaben sind jedoch für die Gerichte nicht 
bindend115. Erschwerend kommt hinzu, dass auch die Gerichte den jeweils zulässigen 
Umfang unterschiedlich definieren. So ging z.B. das LG Stuttgart bei der Bemessung 
des kleinen Teils eines Werkes i.S.v. § 52a I Nr.1 UrhG davon aus, dass die öffentliche 
Zugänglichmachung eines Lehrbuches bis zur Höhe von maximal 10% des didaktisch 
relevanten Werkumfanges zulässig ist116. Dem widersprach jedoch das OLG Stuttgart, 
indem es die Anwendung einer zahlenmäßig bestimmten Prozentgröße zur Feststellung 
des zulässigen Umfangs ausdrücklich ablehnte und stattdessen auf eine Einzelfallprü-
fung abstellte, bei der die Interessen der Rechteinhaber gegenüber den Interessen der 
Nutzer gegeneinander abzuwägen sind117. Eine solche Abwägung dürfte dem meist ju-
ristisch nicht geschulten Personal in Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen in der 
Praxis eher schwer fallen.     
Probleme bereitet auch das Tatbestandsmerkmal zur Veranschaulichung im Unterricht 
gemäß § 52a I Nr.1 UrhG. Diesbezüglich ist sich die h.M. in Rechtsprechung und Lite-
ratur zwar zumindest darin einig, dass die Veranschaulichung nicht nur während der 
reinen Unterrichtszeit im (Hoch-)Schulgebäude zulässig ist, sondern wegen § 19a UrhG 
auch ein zeitlich und räumlich unbegrenzter Zugriff erfasst wird, da die Norm andern-
falls, z.B. ohne eine zulässige Onlinenutzung von Unterrichtsmaterialien im Bereich des 
E-Learning, weitgehend leerliefe118. Streitig ist jedoch die Reichweite der zulässigen 
Onlinenutzung, da der Nutzungszweck durch den Wortlaut der Norm auf die Veran-
schaulichung im Unterricht beschränkt ist und die Zugänglichmachung deshalb dazu 
dienen muss, den „zu behandelnden Unterrichtsstoff besser und verständlicher darzu-
stellen“119. Teilweise wird von Literatur und Rechtsprechung die Zugänglichmachung 
von weiterführendem Material zur Ergänzung des im Unterricht behandelten Stoffes für 
zulässig erklärt, da dadurch das Erlernte vertieft bzw. verfestigt wird, was pädagogisch 
durchaus als sinnvoll anzusehen ist120. Nach anderer Ansicht soll dagegen Ergänzungs- 
oder Vertiefungsmaterial gerade nicht mehr vom Normzweck erfasst sein121. Insofern 
                                                
113 Vgl. z.B. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger: UrhG, § 52a Rn. 4 ff., 11ff. m.w.N.; Dreier, in: Dreier/ Schul-
ze: UrhG, § 52a Rn. 5, 9 m.w.N. 
114  Gesamtvertrag zur Vergütung von Ansprüchen nach § 52a UrhG vom 14.07.2010.  
http://www.schule.sachsen.de/download/download_smk/gesamtvertrag_schule_52a_2010.pdf. 
115 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 114. 
116 Vgl. LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (951). So auch: OLG München, ZUM-RD 2011, 617 (618).  
117 Vgl. OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (720).  
118 Vgl. übereinstimmend: OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (722); LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (950); 
Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52a Rn. 6; Hoeren, ZUM 2011, 371 f.  
119 Dustmann, in: Fromm/ Nordemann, UrhG, 52a Rn. 9.; vgl. auch: Hoeren, ZUM 2011, 372.  
120 Vgl. LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (950); Hoeren, ZUM 2011, 372 m.w.N. 
121 Vgl. OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (722 ff.); Jani, GRUR-Prax 2012, 224.  
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muss die Praxis also zwischen zulässiger Verdeutlichung und unzulässiger Vertiefung 
differenzieren, was sich aber in den meisten Fällen als schwierig erweisen dürfte.     
Die Beurteilung, wann die öffentliche Zugänglichmachung i.S.v. § 52a I UrhG zum 
jeweiligen Zweck geboten und zur Verfolgung nicht kommerzieller Zwecke gerechtfer-
tigt ist, bereitet ebenfalls große Probleme. Grundsätzlich ist hierbei eine Gesamtabwä-
gung zwischen dem „Bedürfnis nach einer öffentlichen Zugänglichmachung mit dem 
Grad der Beeinträchtigung der Rechteinhaber“122 vorzunehmen. Im Rahmen der Ge-
samtabwägung wird die Gebotenheit teilweise schon dann verneint, wenn der betreffen-
de Ausschnitt ohne erheblichen Aufwand offline, entweder analog oder digital, zur Ver-
fügung gestellt werden kann123. Dem wird aber entgegengehalten, dass es dem Gesetz-
geber im Rahmen von § 52a UrhG gerade um die Zulässigkeit der digitalen Informati-
onsvermittlung ging und insofern jedenfalls die analoge Beschaffungsmöglichkeit, die 
Gebotenheit nicht ausschließen kann124. Teilweise wird auch angenommen, dass der 
Gebotenheit im Hinblick auf die Primärmarktinteressen der Urheber zumindest ein an-
gemessenes Lizenzangebot vom Rechteinhaber entgegensteht, wobei die Angemessen-
heit im Zweifel durch ein Sachverständigengutachten festzustellen ist125. Unabhängig 
von der Frage, inwieweit eine Sachverständigenprüfung dem normalen Tages- und Ge-
schäftsablauf in Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen entgegenkommt, macht 
schon allein die Uneinigkeit der Juristen zur Frage der Gebotenheit deutlich, wie 
schwierig sich eine solche Prüfung für die Mitarbeiter in Bildungs- und Wissenschafts-
institutionen gestaltet.   
Ein weiterer Problembereich ist für die Praxis bei der Onlinenutzung von Filmwerken 
eröffnet, die nicht für die Auswertung im Kino vorgesehen sind, sondern nur für eine 
Auswertung z.B. im Fernsehen oder auf Festivals. Fraglich ist hier, ob bzw. wann die in 
§ 52a II 2 UrhG angeordnete Schonfrist anfängt. Teilweise wird die Meinung vertreten, 
dass § 52a II 2 UrhG mangels Auswertung im Kino gar nicht greift126. Nach anderer 
Ansicht soll in einem solchen Fall § 52a II 2 UrhG analog angewendet werden, da die 
gleiche Interessenlage besteht und anstelle der Auswertung im Kino dann eben die 
Auswertung im Fernsehen etc. treten kann127. Zur Rechtssicherheit müsste diese Rege-
lungslücke vom Gesetzgeber dringend geschlossen werden.  
Nicht zufriedenstellend ist für die Praxis auch die Regelung des § 52a III UrhG, da 
letztlich nicht eindeutig ist, welche Vervielfältigungen erlaubt sind. Unstreitig sind, we-
                                                
122 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52a Rn. 12. 
123 Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52a Rn. 9, 14.   
124 Vgl. LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (951 m.w.N.); Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52a Rn. 12. 
125 Vgl. OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (726); Hoeren, ZUM 2011, 373; a.A. LG Stuttgart, ZUM 2011, 
946 (953). Vgl. im Hinblick auf Bibliotheken auch: Grundsatz 2 der Gemeinsamen Charta zum Verständ-
nis von § 52a UrhG vom 02.10.2003. 
http://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/positionen/Charta-UrhG.pdf. 
126 Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52a Rn. 19.  
127 Vgl. Dustmann, in: Fromm/ Nordemann, UrhG, 52a Rn. 18 m.w.N.  
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gen des Wortlauts, zumindest sogenannte Annex-Vervielfältigungen zulässig, also sol-
che Vervielfältigungen, die zur Vorbereitung der öffentlichen Zugänglichmachung er-
forderlich sind, z.B. Kopien im Vorfeld von Digitalisierungen128. Streitig ist jedoch die 
Zulässigkeit von Folgeverwertungen, z.B. das Vervielfältigen durch Ausdrucken oder 
Abspeichern. Die Literatur verweist darauf, dass § 52a UrhG gerade keine Einschrän-
kung zur ausschließlichen Nutzung nur den Räumlichkeiten der Bildungs- und For-
schungsinstitutionen enthält und deshalb alles erlaubt, was grundsätzlich bei öffentlich 
zugänglich gemachten Werken zulässig ist129. Bei Folgeverwertungen soll daher nicht § 
52a III UrhG selbst, aber eventuell § 53 UrhG greifen130. Dieser Ansicht ist die Recht-
sprechung jedoch entschieden entgegentreten. Zunächst urteilte das LG Stuttgart, dass § 
52a UrhG nur eine Nutzung erlaubt, „die der analogen Nutzung vergleichbar ist“131. 
Deshalb sei zwar ein Ausdrucken der zugänglich gemachten Werkausschnitte zulässig, 
aber nicht die Speicherung, da dadurch der Werkausschnitt direkt in eine eigene Text-
verarbeitung übernommen werden kann, was einer einfacheren und qualitativ höherwer-
tigeren Nutzung entspricht132. Das OLG Stuttgart ging noch weiter und urteilte, dass 
sich die öffentliche Zugänglichmachung nach § 52a UrhG gerade nicht auf anderweitige 
Verwertungsmöglichkeiten, wie z.B. die Anfertigung von digitalen Kopien oder das 
Ausdrucken, erstreckt, erlaubt sei lediglich das „Bereithalten zum Lesen am Bildschirm 
(read-only)“133, da ansonsten das Recht der Zugänglichmachung mit der Einräumung 
von Vervielfältigungsmöglichkeiten verknüpft wäre, was jedoch gegen die differenzier-
ten Regelungen nach §§ 16, 19a UrhG, die gesonderte Regelung nach § 53 III UrhG 
sowie Erwägungsgrund 24 der InfoSoc-RL verstoßen würde134. Gerade die vom OLG 
Stuttgart auf „read-only“ begrenzte Nutzungsmöglichkeit zeigt jedoch, dass § 52a UrhG 
durch die restriktive Auslegung der Gericht quasi ausgehebelt ist. Der ursprünglich vom 
Gesetzgeber verfolgte Zweck, netzgestützte Lern- und Forschungsstrukturen zu unter-
stützen, wird allein durch „read-only“ sicher nicht mehr erreicht. Im Gegenteil, durch 
die Reduzierung auf „read-only“ weist der elektronische Semesterapparat als modernes 
und didaktisch sinnvolles Mittel in der Praxis kaum einen Mehrwert gegenüber analo-
gen Materialien auf. Vielmehr ist sogar eher von einem „Minderwert“ auszugehen, da 
einzelne Kopien eines analogen Werkes unter den Voraussetzungen von § 53 UrhG 
problemlos möglich sind. Insofern kann die Praxis nur alle Hoffnung in die beim BGH 
gegen das Urteil des OLG Stuttgart eingereichte Revision setzen135.     
                                                
128 vgl. OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (727) sowie z.B. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52a Rn. 
16. 
129 Vgl. Hoeren, ZUM 2011, 374. 
130 Vgl. Dustmann, in: Fromm/ Nordemann, UrhG, 52a Rn. 19, Dreyer, in: Dreyer/ Kotthoff/ Meckel: 
UrhG, § 52a Rn. 20. 
131 LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (950). 
132 LG Stuttgart, ZUM 2011, 946 (950, 952). 
133 OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (727). 
134 Vgl. OLG Stuttgart, GRUR 2012, 718 (727). 
135 Das beim BGH noch anhängige Verfahren wird unter dem Aktenzeichen: BGH I ZR 79/12 geführt. 
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Problematisch ist zudem, dass sich die Kultusministerkonferenz136 (im Weiteren: KMK) 
und die Verwertungsgesellschaft Wort (im Weiteren: VG Wort) immer noch über die 
Höhe der angemessenen Vergütung nach § 52a IV UrhG streiten. Zwar wurde vom 
OLG München ein entsprechender Gesamtvertrag mit konkreten Ausgleichsbeträgen, 
die sich an den mit anderen Verwertungsgesellschaften geschlossenen Gesamtverträgen 
orientieren, festgelegt137. Da die festgesetzten Beträge jedoch weit unter den Forderun-
gen der Verlage liegen, hat die VG Wort gegen das Urteil des OLG München Rechts-
mittel beim BGH eingereicht, über das bislang noch nicht entschieden wurde. 
Auch die ständige Verlängerung der Befristung von § 52a UrhG bereitet Bildungs- und 
Wissenschaftsinstitutionen große Probleme. Seit Bestehen der Norm wurde die anfäng-
lich schon vorhandene Befristung bereits dreimal verlängert138. Dies birgt zum einen 
eine große Rechtsunsicherheit für die Praxis, da bei Auslaufen der Befristung „auf einen 
Schlag viele der heute üblichen Unterrichtsformen und der Austausch von Texten in 
Forscherteams illegal“139 werden würden. Zum anderen sind aufgrund der Befristung 
auch dringend benötigte „Investitionen in eine geeignete technische Informationsinfra-
struktur und der Aufbau von Know-How“140 unterblieben.  
Angesichts dieser zahlreichen Problembereiche verwundert es nicht, dass derzeit viele 
Bildungs- und Forschungsinstitutionen von einer Anwendung des § 52a UrhG absehen 
und sogar auf Handlungen verzichten, die nach der Norm zulässig wären141. 
2.3.2.2 § 52b UrhG  
Diese Vorschrift regelt die Wiedergabe urheberrechtlich geschützter Werke an elektro-
nischen Leseplätzen in öffentlichen Bibliotheken, Museen und Archiven. Auch § 52b 
UrhG ist ein Fall der gesetzlichen Lizenz: Sind alle Voraussetzungen erfüllt, ist eine 
entsprechende Nutzung auch ohne Zustimmung des Urhebers oder Rechteinhabers zu-
lässig. Auch hier wird das eigentlich ausschließliche Recht des Urhebers auf öffentliche 
Zugänglichmachung gemäß § 19a UrhG zugunsten der privilegierten Einrichtungen zu 
einem bloßen Vergütungsanspruch herabgestuft. Gemäß § 52b 3, 4 UrhG ist als Aus-
gleich für die Nutzung eine angemessene Vergütung an die jeweils zuständige Verwer-
tungsgesellschaft zu zahlen.  
§ 52b UrhG wurde erst 2007 durch den „Zweiten Korb“ aufgrund der fakultativen Er-
mächtigung nach Art. 5 III n InfoSoc-RL neu in das UrhG eingefügt. Absicht des Ge-
setzgebers war es nicht nur, den privilegierten Einrichtungen die Erfüllung ihres Bil-
dungsauftrages zu ermöglichen, sondern auch, die Medienkompetenz der Nutzer dieser 
                                                
136 Kultusministerkonferenz ist die Kurzform für „Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland“ – Vgl. auch: http://www.kmk.org/wir-ueber-uns.html. 
137 Vgl. ausführlich OLG München, ZUM-RD 2011, 603 (616 f.). 
138 Gemäß § 137k UrhG gilt § 52a UrhG nur bis zum 31.12.2014. Vgl. ausführlich dazu: Dreier, in: Drei-
er/ Schulze: UrhG, § 52a Rn. 3. 
139 Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1.  
140 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 26. 
141 Vgl. z.B. Sandberger, ZUM 2006, 824. 
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Einrichtungen dadurch zu stärken, dass urheberrechtlich geschützte Werke an elektroni-
schen Leseplätzen in gleicher Weise wie in analoger Form genutzt werden können142. 
Leider hat sich auch diese Norm in der Praxis „nicht im erhofften Maße bewährt“143, da 
ebenfalls erhebliche Auslegungsstreitigkeiten bestehen, die in der Folge nicht nur zu 
verschiedenen Gerichtsverfahren, sondern auch zu einer immer restriktiveren Ausle-
gung durch die Gerichte geführt haben. 
Kritisiert wird von der Praxis zunächst, dass der Anwendungsbereich von § 52b UrhG 
mit Rücksicht auf Verlagsinteressen nur auf Bibliotheken, Archive und Museen be-
schränkt wurde und nicht sämtliche Bildungseinrichtungen, also auch Schulen144 oder 
Hochschulen ohne eigene Bibliothek erfasst sind, obwohl dies gemäß Art. 5 III n i.V.m. 
Art. 5 II c InfoSoc-RL möglich gewesen wäre, da auch Art. 5 II c InfoSoc-RL ausdrück-
lich von Bildungseinrichtungen spricht145. Weil die Praxis nicht nachvollziehen kann, 
warum der deutsche Gesetzgeber den von der InfoSoc-RL vorgegebenen Rahmen nur 
minimal ausgeschöpft hat, wird insofern gefordert, § 52b UrhG unbedingt „auf alle in 
der Richtlinie genannten Einrichtungen“146 auszudehnen. Eine solche Ausweitung hätte 
zudem noch weitere positive Folgen für Bildung und Wissenschaft. Nach § 52b 1 UrhG 
darf nämlich die Nutzung der elektronischen Leseplätze ausschließlich in den Räumen 
der privilegierten Einrichtung erfolgen. Probleme ergeben sich hierbei in der Praxis vor 
allem dann, wenn die nach § 52b UrhG privilegierte Einrichtung aus mehreren Gebäu-
den besteht, z.B. bei zweischichtigen Bibliothekssystemen oder Bibliotheksverbänden. 
Da in diesen Fällen keine organisatorische oder haushaltsmäßige Einheit zwischen den 
verschiedenen Gebäuden besteht, sind diese nach h.M. vom Geltungsbereich der Norm 
ausgeschlossen147. Folglich dürfen z.B. Werke einer übergeordneten Universitätsbiblio-
thek nicht auch an elektronischen Leseplätzen in untergeordneten Fakultätsbibliotheken 
oder Lehrstühlen zugänglich gemacht werden. Damit steht die derzeitige Regelung aber 
nicht im Einklang mit den Bedürfnissen von Wissenschaftlern, möglichst schnell und 
bequem vom Arbeitsplatz aus auf die Informationsressourcen ihrer Universitätsbiblio-
thek zuzugreifen, da sie sich zur Nutzung der elektronischen Leseplätze nach wie vor in 
die Bibliotheksräume begeben müssen148. Auch diese Einschränkung hätte der deutsche 
                                                
142 BT-Drs. 16/1828, S. 25 f. 
143 Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 2.  
144 Zumindest hinsichtlich Schulbibliotheken ist der deutsche Gesetzgeber der Ansicht, dass diese in den 
Anwendungsbereich von § 52b UrhG fallen, wenn „sie der Gesamtheit der Lehrer und Schüler einer 
Schule offen stehen“ – BT-Drs. 16/1828, S. 48.  
145 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 40, 47; Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissen-
schaft, S. 31, 71; Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizminis-
teriums der Justiz vom 19. Februar 2009, S. 6. 
146 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 71; vgl. auch: Pflüger, 
ZUM 2010, 941; Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizminis-
teriums der Justiz vom 19. Februar 2009, S. 6. 
147 Vgl. Dustmann, in: Fromm/ Nordemann, UrhG, § 52b Rn. 7; Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 
52a Rn. 15.  
148 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 123. 
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Gesetzgeber vermieden, wenn er die Ermächtigung nach Art. 5 III n i.V.m. Art. 5 II c 
InfoSoc-RL voll ausgeschöpft und den Begriff Bildungseinrichtung übernommen hätte, 
da dann alle Räumlichkeiten einer Universität erfasst wären149.  
Ein weiterer Problembereich ergibt sich in der Praxis daraus, dass gemäß § 52b 1 UrhG 
die Nutzung der elektronischen Leseplätze nur zur Forschung oder für private Studien 
erfolgen darf. Insofern sind die privilegierten Einrichtungen nach dem Wortlaut der 
Norm eigentlich verpflichtet, in jedem Einzelfall prüfen, ob tatsächlich eine Nutzung 
entsprechend des festgelegten Zweckes erfolgt. Da eine solche Überprüfung für die 
Praxis aber aus Gründen des Datenschutzes nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
durchführbar wäre, wurde zumindest diesbezüglich unstreitig entschieden, dass es aus-
reicht, wenn die privilegierte Einrichtung in ihrer deutlich sichtbaren Benutzungsord-
nung darauf hinweist, dass eine Nutzung der Leseplätze nur für die im Gesetz genannte 
Zwecke erlaubt ist150.   
Problematisch ist für die Praxis jedoch, dass gemäß § 52b 1 UrhG eine Zugänglichma-
chung von urheberrechtlich geschützten Werken an elektronischen Leseplätzen nur zu-
lässig ist, soweit keine abweichenden vertraglichen Regelungen entgegenstehen. Hin-
tergrund dieser Regelung ist die in Art. 5 III n InfoSoc-RL und Erwägungsgrund 45 
InfoSoc-RL angeordnete Subsidiarität von Schrankenregelungen gegenüber vertragli-
chen Vereinbarungen. Zwar ist insofern unstreitig, dass die Zugänglichmachung von 
Werken an elektronischen Leseplätzen jedenfalls dann ausgeschlossen ist, wenn bei 
Erwerb der Medien die elektronische Nutzung vertraglich ausgeschlossen oder anders 
geregelt ist, z.B. durch die allgemeinen Geschäftsbedingungen in einem abgeschlosse-
nen Lizenz- /Nutzungs- oder Schenkungsvertrag151. Streitig ist aber, ob bereits ein ein-
seitiges Vertragsangebot der Rechteinhaber oder die bloße Möglichkeit, einen Vertrag 
über eine Nutzung gemäß § 52b UrhG abzuschließen, einer Anwendung von § 52b 
UrhG entgegensteht. Teilweise wird unter Berufung auf den englischen Wortlaut von 
Art. 5 III n InfoSoc-RL („not subject to purchase or licensing terms“) angenommen, 
dass die Anwendung von § 52b UrhG bereits dann ausgeschlossen ist, „wenn die Werke 
zu angemessenen Bedingungen angeboten werden“152. Obwohl gar keine vertragliche 
Vereinbarung zustande gekommen ist, könnte nach dieser Ansicht bereits die bloße 
Möglichkeit eines Vertragsabschlusses die zulässige Nutzung nach § 52b UrhG verhin-
dern, wenn sich das Vertragsangebot auf das konkrete Werk bezieht153. Nach anderer 
Ansicht und insbesondere auch der bestätigten Rechtsprechung sollen dagegen bloße 
Vertragsangebote gerade nicht die Befugnis zur Nutzung an Leseplätzen verdrängen, da 
eine „vertragliche Regelung“ i.S.v. § 52b UrhG nicht allein durch ein einseitiges Ange-
                                                
149 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 123. 
150 Vgl. LG Frankfurt, ZUM 2009, 662 (663).  
151 Vgl. LG Frankfurt, ZUM 2009, 662 (663 f.); Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 27. 
152 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 12 m.w.N. 
153 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 12. 
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bot begründet werden kann und im übrigen kein Kontrahierungszwang zur Nutzung von 
digitalen Verlagsangeboten besteht154. Zudem stellt der englische Wortlaut von Art. 5 
III n InfoSoc-RL und der Erwägungsgründe 40, 45, 52 der InfoSoc-RL gerade auf tat-
sächlich bestehende Vertragsbeziehungen ab155. Dem steht auch nicht der Dreistufentest 
entgegen, da die berechtigten Interessen der Rechteinhaber schon durch die in § 52b 2 
UrhG angeordnete Bestandsakzessorietät und den eingeschränkten Nutzungszweck aus-
reichend berücksichtigt sind156. Dennoch resultiert aus dem Meinungsstreit erhebliche 
Rechtsunsicherheit für die Praxis zumal die Angemessenheit eines Angebotes im Zwei-
fel gerichtlich überprüft werden müsste. Da die Frage, ob bereits ein angemessenes An-
gebot des Rechteinhabers als Regelung über Verkauf und Lizenz i.S.v. Art. 5 III n Info-
Soc-RL angesehen werden muss, dem EuGH zur Vorabentscheidung vorgelegt wur-
de157, bleibt der Praxis nur, insofern auf eine die deutsche Rechtsprechung bestätigende 
europäische Rechtsprechung zu hoffen. 
Gerade für die wissenschaftliche Arbeit stellt die in § 52b 2 UrhG angeordnete Be-
standsakzessorietät, wonach der zeitgleiche Abruf eines Werkes an Leseplätzen grund-
sätzlich auf die vorhandene Anzahl der körperlichen Exemplare im Bestand der Einrich-
tung beschränkt ist, ein weiteres Problem dar. Zwar legt die h.M. den Begriff „grund-
sätzlich“ dahingehend aus, dass eine höhere Anzahl von Simultanzugriffen nicht kate-
gorisch ausgeschlossen, sondern in Ausnahmefällen, wie z.B. bei Belastungsspitzen in 
Semesterprüfungen, durchaus eine vorübergehende, zeitlich und zahlenmäßig begrenzte 
Überschreitung der Anzahl im Bestand in Ausnahmefällen möglich ist158. Da aber im-
mer die maximale Obergrenze von vier Simultanzugriffen eingehalten werden muss, 
kann es angesichts der zunehmenden Zusammenarbeit und Interdisziplinarität im Wis-
senschaftsbereich durchaus zu Engpässen kommen. Weil durch die angeordnete Be-
standsakzessorietät im Übrigen “lediglich der Besitzstand der analogen Welt abgebildet 
wird“159, lehnt die Praxis die in § 52b 2 UrhG angeordnete Bestandsakzessorietät nach § 
52b 2 UrhG grundsätzlich ab.  
Große Probleme ergeben sich daraus, dass § 52b UrhG keine ausdrückliche Regelung 
bezüglich der für die Einrichtung des elektronischen Leseplatzes nötigen Annex-
Vervielfältigung enthält. Da auch diese Frage streitig ist, besteht in der Praxis erhebli-
che Rechtsunsicherheit. Teilweise wird die Ansicht vertreten, dass wegen der fehlenden 
ausdrücklichen Erlaubnis zur Vervielfältigung entsprechend § 52a III UrhG keine Digi-
talisierung ohne Erlaubnis der Rechteinhaber erfolgen darf160. Da der Gesetzgeber mit § 
                                                
154 Vgl. OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (267 ff.); LG Frankfurt, ZUM 2011, 582 (584 f.) sowie Jani, in: 
Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 27. 
155 Vgl. OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (267 f.); LG Frankfurt, ZUM 2011, 582 (584 f.) 
156 Vgl. OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (268); LG Frankfurt, ZUM 2011, 582 (585). 
157 Vgl. BGH, ZUM 2013, (401) 403. 
158 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 33; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 9. 
159 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 160. 
160 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 127 m.w.N. 
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52b UrhG aber gerade die digitale Nutzung vorhandener Bibliotheksbestände verfolgt 
und die Norm somit nach dieser Ansicht weitgehend leer liefe, geht die bislang h.M. 
von der Zulässigkeit der zur Einrichtung der Leseplätze nötigen Annex-Vervielfältigung 
aus161. Auch diesbezüglich muss die Praxis jedoch, die sich letztlich eine ausdrückliche 
Digitalisierungsermächtigung entsprechend der Regelung in § 52a III UrhG wünscht, 
die Entscheidung des EuGH abwarten, da auch die Frage nach der im Rahmen von Art. 
5 III n InfoSoc-RL zulässigen Annex-Vervielfältigung dem EuGH im Wege des Vor-
abentscheidungsverfahrens vorgelegt wurde162. 
Noch schwieriger wird es bei der Frage der Zulässigkeit von Anschlussnutzungen, ins-
besondere in Form von Ausdrucken und digitalen Speicherungen der an den Leseplät-
zen zugänglich gemachten Werke, da Rechtsprechung und Literatur diesbezüglich un-
einheitlich sind. So wird die Zulässigkeit von digitalen Kopien, z.B. durch digitale 
Speicherung auf einem mobilen USB-Stick, meist verneint, da diese aus der jeweiligen 
Einrichtung mitgenommen werden könnten und die Nutzung dann nicht mehr auf die 
Räume der privilegierten Einrichtung beschränkt wäre163. Ausdrucke hingegen werden 
zumindest teilweise für zulässig erachtet, da es wirtschaftlich keinen Unterschied ma-
chen kann, ob eine Kopie aus dem Bestandsexemplar oder aus der Leseplatzkopie er-
stellt wird und der verfolgte Gesetzeszweck, die Werke an Leseplätzen in gleicher Wei-
se wie in analoger Form nutzen zu können, ansonsten leerliefe164. Da sich zudem in § 
52b UrhG keine Beschränkung der Weiternutzung findet, wie z.B. in § 53 VI UrhG, 
sollen Nutzer das Werk jedenfalls im Rahmen der Schrankenregelungen nutzen können, 
indem sie z.B. zu privaten oder wissenschaftlichen Zwecken i.S.v. § 53 I Nr.1 UrhG 
Ausdrucke anfertigen165. Auch das LG Frankfurt ging in einem Eilverfahren davon aus, 
dass sich „die grundsätzliche Berechtigung zum Ausdruck der geschaffenen elektroni-
schen Inhalte als Annexkompetenz aus § 52b UrhG selbst“166 ergibt. Ohne eine Aus-
druckmöglichkeit „wäre das geschaffene Angebot einem analogen Angebot nicht ver-
gleichbar, sondern beschränkte sich [...] im wesentlichen auf die Möglichkeit einer 
Überprüfung von Zitaten“167. Im sich anschließenden Berufungsverfahren urteilte hin-
gegen das OLG Frankfurt, dass im Rahmen von  § 52b UrhG weder eine Papier- noch 
eine digitale Kopie zulässig sei, da Schrankenbestimmungen grundsätzlich eng auszule-
gen seien und die Norm „nur die Einrichtung von elektronischen Leseplätzen gestattet, 
                                                
161 Vgl. OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (269); LG Frankfurt, ZUM 2011, 582 (585 f.) sowie Jani, in: 
Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 19; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 14.  
162 Vgl. BGH, ZUM 2013, 401 (404). 
163 Vgl. LG Frankfurt, ZUM 2009, 662 (665); Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 26; Dreier, 
in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 10; a.A. Rauer, RBD 2010, 106. 
164 Vgl. Dustmann, in: Fromm/ Nordemann: UrhG, § 52b Rn. 13; Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 
52b Rn. 26; a.A. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 52b Rn. 10. 
165 Vgl. Dreyer, in: Dreyer/ Kotthoff/ Meckel: UrhG, § 52b Rn. 13. 
166 LG Frankfurt, ZUM 2009, 662 (664). 
167 LG Frankfurt, ZUM 2009, 662 (664). 
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nicht jedoch die Eröffnung von Vervielfältigungsmöglichkeiten“168 und insofern kein 
Zugriff über den reinen Lesezugriff hinaus erlaubt sei. Deshalb sei es auch völlig uner-
heblich, ob die an den Leseplätzen angefertigten Kopien gemäß § 53 UrhG legal wären, 
im Gegenteil, um eine sinnvolle wissenschaftliche Textarbeit an den Werken auszufüh-
ren, könnten die Nutzer immer noch Kopien aus den vorhandenen Printexemplaren an-
fertigen169. Im anschließend durchgeführten Hauptsachverfahren begründete das LG 
Frankfurt die Unzulässigkeit von Anschlussnutzungen wieder anders170: Zwar sei der 
Begriff elektronischer Leseplatz i.S.v. § 52b 1 UrhG nicht zwingend als Nur-Lese-Platz 
aufzufassen, da Art. 5 III n InfoSoc-RL von Terminals spricht und insofern im Hinblick 
auf Hör- oder Filmwerke auch Hör- oder Betracht-Plätze gemeint sein können, jedoch 
ergebe sich aus der teleologischen Auslegung171 der Norm, dass nur eine örtlich und 
umfänglich eingeschränkte Zugänglichmachung erlaubt sei, die eine Anschlussnutzung 
grundsätzlich nicht erfasst. Gerade bei der Anschlussnutzung in Form eines Ausdruckes 
werde zudem keine Nutzung ermöglicht, die mit einer analogen Nutzung vergleichbar 
ist, da zwischen einer Leseplatzkopie, die aufgrund eines bloßen Knopfdruckes erfolgt, 
und einer Kopie aus dem Bestandsexemplar, die wesentlich aufwendiger anzufertigen 
ist, ein großer qualitativer Unterschied besteht und die Leseplatzkopie insofern eine 
qualitativ höhere Nutzung ermöglichen würde. Angesichts dieser engen Auslegung von 
§ 52b UrhG dürften sich viele Bibliotheken fragen, warum sie den hohen personellen 
und finanziellen Aufwand für die Einrichtung von Leseplätzen überhaupt noch durch-
führen sollen. Ohne Ausdruck- und Speichermöglichkeit ist die Nutzung von Leseplät-
zen weniger attraktiv als die Nutzung des analogen Werkes - § 52b UrhG hat so prak-
tisch keinen Mehrwert; der verfolgte Gesetzeszweck wird nicht mehr erreicht. Vor die-
sem Hintergrund scheint auch die Frage berechtigt, warum überhaupt eine Vergütung 
für eine Nutzung nach § 52b UrhG gezahlt werden soll172: Infolge der angeordneten 
Bestandsakzessorietät ist zunächst nicht von einem geänderten Anschaffungsverhalten 
der privilegierten Einrichtungen auszugehen. Zwar tritt anstelle der normalen analogen 
Nutzung eine andersartige Nutzung, diese geht aber in ihrem Umfang, zumindest nach 
Ansicht der Rechtsprechung, längst nicht so weit wie die analoge Nutzung. Folglich 
dürften auch keine finanziellen Einbußen entstehen, die kompensiert werden müssten. 
Nicht nachvollziehbar ist für die Praxis insofern auch, warum die Gerichte entgegen der 
sonst geltenden Systematik keine Schrankenkette mehr zwischen §§ 52b, 53 UrhG zu-
lassen173. Letztendlich muss auch diesbezüglich die Entscheidung des EuGH abgewartet 
werden, da das vom BGH vorgelegte Vorabentscheidungsersuchen auch die Frage ent-
                                                
168 OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (269). 
169 OLG Frankfurt, ZUM 2010, 265 (269). 
170 Vgl. im Folgenden: LG Frankfurt, ZUM 2011, 582 (586). 
171 Bei der teleologischen Auslegung wird Sinn und Zweck einer Norm berücksichtigt.  
172 Vgl. im Folgenden: Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 71. 
173 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 128.  
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scheiden soll, ob eine Zugänglichmachung nach Art. 5 III n InfoSoc-RL die Befugnis 
zum Ausdruck oder zur Speicherung auf USB-Stick umfasst174.  
Schließlich kritisiert die Praxis, dass die Schranke nach § 52b UrhG nicht gemäß § 95b 
UrhG durchsetzungsstark gegenüber technischen Schutzmaßnahme der Rechteinhaber 
ausgestattet ist175 und insofern digitale Werke mit Kopierschutz nicht an elektronischen 
Leseplätzen zugänglich gemacht werden können, wenn dafür zunächst eine Kopie des 
Werkes erforderlich ist176. Zwar ist der Praxis bewusst, dass sich die Regelung auf die 
abschließenden Vorgaben in Art. 6 IV 1 InfoSoc-RL stützt und dort keine Durchsetzung 
der Schranke nach Art. 5 III n InfoSoc-RL gegenüber technischen Maßnahmen vorge-
sehen ist, sie weist aber nachdrücklich darauf hin, dass auf diese Weise eigentlich ver-
bindliche Schranken zugunsten Bildung und Wissenschaft durch technische Maßnah-
men ausgehebelt und der ohnehin schon begrenzte Zugang zu Wissens- und Informati-
onsressourcen noch weiter verengt werden können177.  
2.3.2.3 § 53 UrhG 
Diese Norm regelt die erlaubnisfreie Vervielfältigung zum privaten oder sonstigen ei-
genen Gebrauch und greift in das eigentlich ausschließliche Vervielfältigungsrecht des 
Urhebers nach § 16 UrhG ein. Als Ausgleich steht dem Urheber ein indirekter Vergü-
tungsanspruch nach §§ 54 ff. UrhG zu. Auch § 53 UrhG ist somit ein Fall der gesetzli-
chen Lizenz178.  
Die Schranke besteht bereits seit Inkrafttreten des UrhG179. Infolge der Entwicklung 
immer besserer und leichterer Vervielfältigungsmöglichkeiten wurde die Vorschrift seit 
ihrer Entstehung jedoch mehrfach geändert180. Die letzten Novellierungen erfolgten 
zunächst 2003 im Rahmen der Umsetzung der Vorgaben zur Privatkopie in Art. 5 II, III 
InfoSoc-RL und schließlich 2007 durch den „Zweiten Korb“. Sinn und Zweck der 
Norm ist es, auch angesichts der technischen Neuerungen einen angemessenen Aus-
gleich zwischen den Interessen der Urheber und dem Allgemeininteresse herzustellen. 
Dabei ist auf Seiten der Urheber bzw. Rechteinhaber neben dem Interesse an einer mög-
lichst umfassenden Kontrolle über die Werknutzung vor allem ihr finanzielles Interesse 
hinsichtlich der Werkverwertung zu berücksichtigen181. Zugunsten der Allgemeinheit ist 
zu beachten, dass diese in der Informationsgesellschaft vor allem einen unkomplizierten 
Zugang zu Informationen und Dokumentationen braucht, der nicht unverhältnismäßig  
                                                
174 Vgl. BGH, ZUM 2013, 401 (405). 
175 Vgl. z.B. Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1.  
176 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 52b Rn. 39.  
177 Vgl. Pflüger/ Heeg, ZUM 2008, 655 mit Verweis auf Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, Einleitung Rn. 
25.  
178 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 1. 
179 Bestimmungen zur unentgeltlichen Vervielfältigung zum persönlichen Gebrauch fanden sich bereits in 
§ 15 II LUG und § 18 I KUG, den Vorläufern des UrhG 1965. - Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, 
§ 53 Rn. 4. 
180 Vgl. ausführlich zu allen Änderungen: Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 2 ff. 
181 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 1. 
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mit notwendigen Erlaubnissen belastet werden soll182. Gleichzeitig wird berücksichtigt, 
dass „ein Verbot von Vervielfältigungen im privaten Bereich praktisch kaum durchsetz-
bar“183 wäre. 
Auch diese Norm wird von der Praxis heftig kritisiert, vor allem weil sie infolge der 
häufigen Novellierungen mittlerweile derart unübersichtlich geworden ist, dass eine 
Anwendung von § 53 UrhG ohne fundierte juristische Kenntnisse in der Praxis gar nicht 
mehr möglich ist. Selbst die Literatur räumt ein, dass die Vorschrift „inzwischen einen 
Umfang und eine Differenziertheit erlangt [hat], die sie für den zumeist privaten End-
nutzer geschützter Werke als den hauptsächlichen Adressaten der Vorschrift kaum mehr 
verständlich und in Teilen gerade wegen der feingliedrigen Interessensabwägung nur 
noch schwer nachvollziehbar macht“184. Die meisten Schwierigkeiten bereit der Praxis 
die Feststellung, wann eine digitale und wann nur eine analoge Kopie erstellt bzw. wann 
eine digitale erstellte Kopie lediglich analog genutzt werden darf. Damit die Regelung 
auch im Arbeitsalltag von Bildung und Wissenschaft umgesetzt werden kann, müsste 
die Regelung zumindest „einfacher und klarer“185 formuliert werden. 
Im Rahmen der geltenden Fassung ist zunächst problematisch, dass gemäß § 53 I 1 
UrhG im Rahmen einer Privatkopie nur einzelne Vervielfältigungen zulässig sind und 
die Frage, wie viele Kopien davon nun tatsächlich umfasst sind, nicht einheitlich be-
antwortet wird. Während die Rechtsprechung maximal sieben Kopien für zulässig 
hält186, geht die Literatur teilweise nur von zwei bis drei Kopien aus187. Zum Teil lehnt 
die Literatur die Festlegung auf eine bestimmte Anzahl ab und stellt stattdessen auf den 
mit der Anfertigung der Kopien verfolgten Zweck bzw. auf die Anzahl zur Deckung des 
rein persönlichen Bedarfs ab, so dass im Einzelfall bis zu zehn oder auch nur ein bis 
zwei Vervielfältigungstücken zulässig sein können188. Da die Beurteilung dieser Frage 
immer auch von der subjektiven Einschätzung des Betrachters abhängig ist, fällt der 
Praxis die Bestimmung der zulässigen Kopienanzahl verständlicherweise schwer.    
Verwirrend ist für die Praxis auch die Regelung nach § 53 I 1,2 UrhG. Zwar dürfen ge-
mäß § 53 I 1 UrhG Privatkopien auf beliebigen Trägern angefertigt werden, so dass 
unstreitig sowohl analoge als auch digitale Kopien erfasst sind189. Es muss jedoch zwi-
schen der Person des Berechtigten differenziert werden: Nach § 53 I 1 UrhG sind nur 
natürliche Personen zur Privatkopie ermächtigt, d.h. wichtige Bildungs- und Wissen-
schaftsinstitutionen, wie z.B. Schulen, Hochschulen oder Bibliotheken, sind als Körper-
                                                
182 Vgl. BGH, GRUR 1997, 459 (463); Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 1. 
183 BGH, GRUR 1997, 459 (463). 
184 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 1. 
185 Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizministeriums der 
Justiz vom 19. Februar 2009, S. 3. 
186 Vgl. ausführlich: BGH, GRUR 1978, 474 (476). 
187 Vgl. z.B. Schack, ZUM 2002, 501 m.w.N.  
188 Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53 Rn. 13; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 9. 
189 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 20; Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53 Rn. 12.  
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schaften des öffentlichen Rechts grundsätzlich vom Anwendungsbereich des § 53 I 1 
UrhG ausgeschlossen. Eine Ausnahme besteht nach § 53 I 2 UrhG lediglich dann, wenn 
der nach § 53 I 1 UrhG Berechtigte Kopien durch einen anderen herstellen lässt. Dann 
können z.B. Bibliotheken als „andere“ im Auftrag ihrer Nutzer Kopien zu deren priva-
ten Gebrauch anfertigen und diese sogar per Telefax an diese versenden, da sie in einem 
solchen Fall an der Privilegierung des nach § 53 I 1 UrhG Berechtigten teilnehmen190. 
Zu beachten ist, dass dafür eine konkrete Anordnung des Berechtigten vorliegen muss 
und die Handlung des „anderen“ nur auf den Akt der technisch-maschinellen Vervielfäl-
tigung beschränkt sein darf191. Gemäß § 53 I 2 UrhG muss dann weiter hinsichtlich der 
Art der Kopie differenziert werden: eine klassisch analoge Papierkopie ist in jedem Fall 
zulässig. Soll aber eine digitale Kopie für den nach § 53 I 1 UrhG Berechtigten herge-
stellt werden, darf die Anfertigung nur unentgeltlich192 erfolgen.  
Des Weiteren wendet sich die Praxis dagegen, dass die Privatkopie gemäß § 53 I 1 
UrhG weder unmittelbar noch mittelbar Erwerbszwecken dienen darf und somit dann 
nicht greift, wenn „die konkrete Vervielfältigung zu beruflichen oder Erwerbszwecken 
verwandt“193 werden soll. Damit fällt insbesondere die Erstellung von Kopien durch 
Studenten zu Studienzwecken nicht unter das Vervielfältigungsrecht nach § 53 I 1 
UrhG194. Zudem muss der „andere“ i.S.v. § 53 I 2 UrhG, also z.B. die Bibliothek, ei-
gentlich prüfen, welchen Zweck der jeweilige Besteller verfolgt. Da dies in der Praxis, 
kaum möglich ist, wird insofern eine Haftungsfreistellung gefordert195.   
Auch mit der Regelung nach § 53 II UrhG ist die Praxis derzeit nicht zufrieden, da dort 
das Vervielfältigungsrecht in einigen Fällen auf eine analoge Kopie bzw. analoge Nut-
zung beschränkt wird196. Gerade hier zeigt sich beispielhaft, wie unverständlich die 
Norm für den juristischen Laien gefasst ist. Während für den eigenen wissenschaftli-
chen Gebrauch nach § 53 II 1 Nr.1 UrhG sowohl analoge als auch digitale Kopien zu-
lässig sind, die analog oder digital genutzt werden dürfen, muss im Fall der Archivkopie 
nach § 53 II 1 Nr.2 UrhG wegen § 53 II 2 Nr.1 bis Nr.3 UrhG differenziert werden: 
zwar dürfen sowohl analoge als auch digitale Kopien angefertigt werden, diese dürfen 
wegen § 53 II 2 Nr.1 und Nr.2 UrhG aber nur analog genutzt werden. Eine Ausnahme 
gilt nach § 53 II 2 Nr.3 UrhG nur dann, wenn das Archiv im öffentlichen Interesse tätig 
ist und keinen unmittelbar oder mittelbar wirtschaftlichen Erwerbszweck verfolgt. Nur 
dann dürfen die analogen oder digitalen Vervielfältigungen auch digital genutzt wer-
                                                
190 Vgl. ausführlich BGH, GRUR 1999, 707 ff.; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 13. 
191 Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53 Rn. 18. 
192 Der Unentgeltlichkeit stehen nach h.M. Gebühren bis maximal zur Kostendeckungsgrenze nicht ent-
gegen. Vgl. z.B. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53 Rn. 20 m.w.N.  
193 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 10. 
194 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 10. 
195 Vgl. z.B. Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizministeri-
ums der Justiz vom 19. Februar 2009, S. 3.  
196 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 3, 20. 
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den197. Vervielfältigungen zum Zweck der eigenen Unterrichtung über Tagesfragen (§ 
53 II 1 Nr.3 UrhG) und zum sonstigen eigenen Gebrauch (§ 53 II 1 Nr.4 UrhG) dürfen 
wegen § 53 II 3 i.V.m. § 53 II 2 Nr.1 bzw. Nr.2 UrhG ebenfalls nur analog sein bzw. 
analog genutzt werden. Auch Frage, ob von analogen Vorlagen wenigstens solche digi-
tale Kopien erlaubt sind, die als bloße Grafikdatei vorliegen, ist für die Praxis problema-
tisch, da dies unterschiedlich beurteilt wird198. Das LG München entschied hierzu zu-
nächst, dass auch eine solche digitale Kopie unter die Privilegierung von § 53 II 2 Nr.1 
bzw. Nr.2 UrhG fällt, da deren Nutzungsmöglichkeiten nicht weiter gehen als die einer 
herkömmlichen analogen Papierkopie und insbesondere keine weitergehende digitale 
Nutzung, wie z.B. das Durchsuchen des Textes, möglich ist199. Das OLG München hin-
gegen urteilte in der Berufungsinstanz, dass eine Privilegierung von digitalen Kopien, 
selbst wenn sie nur eine geringfügige digitale Nutzung erlauben, gerade nicht von § 53 
II 2 Nr.1 und Nr.2 UrhG erfasst werden, da es nicht auf die Intensität der digitalen Nut-
zung ankommt200. Warum das Vervielfältigungsrecht für den eigenen Gebrauch bis auf 
die Privatkopie und die Kopie für wissenschaftliche Zwecke damit im Wesentlichen auf 
analoge Kopie bzw. analoge Nutzung beschränkt wurde, ist für die Praxis nicht nach-
vollziehbar. 
Erschwerend für die Praxis ist zudem, dass der Begriff des wissenschaftlichen Ge-
brauchs i.S.v. § 53 II 1 Nr.1 UrhG nach h.M. zwar weit auszulegen ist, so dass jede 
„Unterrichtung über den Stand der Wissenschaft“201, sei es durch Studenten oder Unter-
nehmen erfasst ist, die angefertigte Kopie aber nicht zugleich gewerblichen Zwecken 
dienen darf und somit z.B. Kopien von Wissenschaftlern, die im Zuge einer Drittmittel-
forschung oder zur späteren Veröffentlichung genutzt werden sollen, nicht erfasst wer-
den202. In diesen Fällen greift nicht § 53 II 1 Nr.1 UrhG, sondern nur § 53 II 1 Nr.4 
UrhG, mit der Folge, dass Kopien nur analog genutzt werden dürfen. Bibliotheken, die 
auf Bestellung entsprechende Kopien herstellen, sind auch in diesem Rahmen gezwun-
gen, den Verwendungszweck der Kopie zu ermitteln, was sich in der Praxis durchaus 
als schwierig erweisen dürfte. 
Hinsichtlich Archivkopien wird bemängelt, dass gemäß § 53 II 1 Nr.2 UrhG jede Ar-
chivkopie eine eigene neue Vorlage voraussetzt und insofern z.B. die digitale Langzeit-
archivierung zur Erhaltung wichtiger Informationen und Quellen für die Wissenschaft 
                                                
197 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 28. 
198 Vgl. ausführlich zum Meinungsstreit: Slopek/ Steigüber, ZUM 2010, 228 ff. 
199 Vgl. LG München, Urt. v. 15.12.2005 – 7 O 11479/04, TZ 166 f. sowie auch Dreier, in: Dreier/ Schul-
ze: UrhG, § 53 Rn. 35 m.w.N. 
200 Vgl. OLG München, MMR 2007, 525 (528). 
201 Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 23. 
202 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53 Rn. 23. 
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behindert wird, da „redundante Speicherungen von einer einzigen Vorlage, die zu einer 
technisch sinnvollen Langzeitarchivierung notwendig sind, […] unzulässig“203 sind.   
Im Übrigen bestehen im Rahmen von § 53 II 1 Nr. 4a UrhG die gleichen Auslegungs-
schwierigkeiten wie bei § 52a I UrhG hinsichtlich der Bestimmung des Verwertungs-
umfanges, insbesondere des „kleinen Teils“, insofern wird jedoch auf die dortigen Erör-
terungen Bezug genommen204.  
Kritisiert wird von der Praxis zudem, dass § 53 III 1 Nr.1 UrhG nicht für Hochschulen 
gilt, obwohl mit der Regelung in § 53 III UrhG gerade dem öffentlichen Interesse an der 
Qualität der Aus- und Fortbildung Rechnung getragen werden soll205. Nicht nachvoll-
ziehbar ist für die Praxis, dass bei der letzten Gesetzesänderung im Hinblick auf be-
fürchtete Eingriffe in den Primärmarkt von Schulbuchverlagen zunächst mit § 53 III 2 
UrhG eine Bereichsausnahme für Schulbücher geschaffen wurde, diese aber bereits 
durch einen im Herbst 2008 geschlossenen Gesamtvertrag faktisch wieder aufgehoben 
wurde206.  
Schließlich wendet sich die Praxis dagegen, dass digitale Privatkopien in § 95 b I Nr.6a 
UrhG nicht durchsetzungsstark gegenüber technischen Schutzmaßnahmen von Recht-
einhabern ausgestattet wurden, obwohl dies für den deutschen Gesetzgeber aufgrund der 
fakultativen Vorgaben in Art. 6 IV 2 InfoSoc-RL möglich gewesen wäre207. Dies hat 
nämlich zur Folge, dass bei kopiergeschützten Werken die Möglichkeit von eigentlich 
zulässigen digitalen Privatkopien „faktisch durch das gesetzliche Verbot der Umgehung 
technischer Schutzmaßnahmen vereitelt“208 wird. Auch von Teilen der Literatur wird 
der sich insofern ergebende Wertungswiderspruch zwischen § 53 UrhG und § 95a f. 
heftig kritisiert209.   
Ein weiterer möglicher Problembereich könnte sich zwar hinsichtlich der Frage erge-
ben, ob z.B. Bibliotheken hinsichtlich ihrer aufgestellten Kopierer eine Aufsichtspflicht 
zur Einhaltung von § 53 UrhG trifft. Hierzu hat der BGH jedoch bereits festgestellt, 
dass eine entsprechende Kontrolle im Einzelfall aus praktischen Gründen kaum ohne 
Verstoß gegen das Datenschutzrecht möglich wäre und es insofern ausreicht, wenn z.B. 
                                                
203 Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizministeriums der 
Justiz vom 19. Februar 2009, S. 4. 
204 Vgl. oben unter 2.3.2.1. 
205 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 92. 
206 Vgl. Lüft, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53 Rn. 38 m.w.N.; Deutscher Bibliotheksverband e.V.: 
Stellungnahme zur Anfrage des Bundesjustizministeriums der Justiz vom 19. Februar 2009, S. 3 ff.; § 2 
Gesamtvertrag Schule zur Einräumung und Vergütung von Ansprüchen nach § 53 UrhG vom 30.10.2008. 
http://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/vereinbarungen/Gesamtvertrag_Schule__
_53_UrhG.pdf.  
207 Vgl. Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1; Dreier, 
in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 95b Rn. 12. 
208 Stickelbrock, GRUR 2004, 739. 
209 Vgl. Wandtke/ Ohst, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 95b Rn. 26 m.w.N.; a.A. Dreier, in: Dreier/ 
Schulze: UrhG, § 95b Rn. 12.  
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in der sichtbar ausgehängten Benutzungsordnung darauf hingewiesen wird, dass die 
Nutzer selbst für die Einhaltung des Urheberrechts verantwortlich sind210.  
2.3.2.4 § 53a UrhG 
Die Vorschrift, die den Kopienversand auf Bestellung durch öffentliche Bibliotheken 
regelt, ist ebenfalls ein Fall der gesetzlichen Lizenz: bei Vorliegen der einzelnen in § 
53a I UrhG genannten Voraussetzungen ist eine entsprechende Nutzung urheberrecht-
lich geschützter Werke auch ohne Zustimmung des Urhebers zulässig, als Ausgleich 
steht dem Urheber aber nach § 53a II UrhG eine angemessene Vergütung zu, die durch 
eine Verwertungsgesellschaft geltend zu machen ist. Im Schrankensystem stellt § 53a 
UrhG einen besonderen Fall von § 53 I 2 UrhG dar, bei dem das Vervielfältigungsrecht 
durch einen Dritten um den Versand der Kopien erweitert ist211. Nach Ansicht des BGH 
ist die Übermittlung per Post oder Telefax dabei als rein unkörperlicher Übertragungs-
vorgang vom Vervielfältigungsrecht umfasst, so dass im Ergebnis lediglich das aus-
schließliche Verwertungsrecht nach § 16 UrhG von § 53a UrhG berührt wird212.    
Die Norm, die im Einklang mit Art. 5 III a, o InfoSoc-RL steht213, wurde 2007 durch 
den „Zweiten Korb“ neu in das UrhG eingefügt, um ein Grundsatzurteil des BGH um-
zusetzen, welches den Versand von Kopien durch öffentliche Bibliotheken per Post 
oder Fax jedenfalls dann für zulässig erklärte, wenn sich der Besteller auf einen nach § 
53 UrhG privilegierten Zweck berufen kann und der Versand aufgrund einer Einzelbe-
stellung erfolgt214. In seiner Begründung verwies der BGH darauf, dass angesichts der 
hohen Bedeutung von Wissenschaft und Forschung für die Informationsgesellschaft ein 
„gut ausgebautes, schnell funktionierendes und wirtschaftlich arbeitendes Informations-
system“215 unverzichtbar ist. Ohne die Zulässigkeit eines Kopienversanddienstes würde 
sich nach den Überlegungen des Gesetzgebers, auch die Anschaffung eines umfassen-
den Bestandes an wissenschaftlicher Literatur für öffentliche Bibliotheken unter allge-
meinwirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht mehr lohnen216. Sinn und Zweck der Norm 
ist es letztlich, einen angemessenen Ausgleich zwischen dem Interesse der Rechteinha-
ber an der eigenen Verwertung ihrer Werke und dem Interesse der Allgemeinheit, über 
öffentliche Bibliotheken einen schnellen und erschwinglichem Zugriff auf wissenschaft-
liche Literatur zu erhalten, herzustellen217.  
                                                
210 Vgl. BGH, GRUR 1984, 54 (56).  
211 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 6 m.w.N. 
212 Vgl. BGH, GRUR 1999, 707 (711). 
213 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 7. 
214 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 27; BGH, GRUR 1999, 707 ff.  
215 BGH, GRUR 1999, 707 (710) mit Verweis auf BT-Drs. 10/837, S. 19 f., 38f. sowie BT-Drs. 10/83, S. 
19 f. 
216 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 27. 
217 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 27; Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 
106. 
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Leider hat sich auch diese Norm in der Praxis nicht bewährt. Sie ist unklar formuliert 
und daher schwer auszulegen. Insofern hat z.B. das meist juristisch nicht geschulte Per-
sonal in Bibliotheken Schwierigkeiten, die Norm zu prüfen bzw. zu erkennen, in wel-
chen Fällen der Dokumentenversand, insbesondere der elektronische Versand, erlaubt 
bzw. ohne Erlaubnis der Rechteinhaber verboten ist218. Zur Beurteilung der Zulässigkeit 
ist im Rahmen von § 53a UrhG zunächst hinsichtlich der Übermittlungsform zu diffe-
renzieren: Werden die angefertigten Kopien per Post oder Fax übermittelt, beurteilt sich 
die Zulässigkeit nach § 53a I 1 UrhG, handelt es sich dagegen um eine Übermittlung in 
sonstiger elektronischer Form, müssen noch zusätzlich die Voraussetzungen nach § 53a 
I 2, 3 UrhG erfüllt sein.  
Auch in § 53a I 1 UrhG beginnen die Auslegungsschwierigkeiten mit der Bestimmung 
des zulässigen Verwertungsumfanges hinsichtlich des „kleinen Teils“ eines Werkes. Da 
der Gesetzgeber insofern die Formulierungen von §§ 52a, 53 II 1 Nr.4a, III 1 UrhG auf-
gegriffen hat, wird auf die bereits dort erörterten streitigen Rechtsansichten verwie-
sen219. 
Des Weiteren gestaltet sich in der Praxis die Abgrenzung zwischen der Übermittlung 
per Fax und der sonstigen elektronischen Übermittlung oft schwierig, denn auch ein Fax 
wird an sich grundsätzlich elektronisch übermittelt. Unstreitig fällt zumindest ein her-
kömmliches Telefax unter den Faxbegriff des § 53a I 1 UrhG220. Streitig ist aber, ob 
auch noch der Faxversand in Form eines Computerfaxes von § 53a I 1 UrhG erfasst 
wird, da der Empfänger die Kopien dann als elektronische Datei erhält und er diese 
eventuell weiter verarbeiten, vervielfältigen oder versenden kann. Die h.M. bejaht dies 
dennoch, da zum einen der Gesetzgeber auch keine Unterscheidung trifft und zum ande-
ren infolge der fortschreitenden Konvergenz der Medien eine eindeutige Unterschei-
dung zwischen einem herkömmlichen Telefax und einem Computerfax ohnehin kaum 
noch möglich ist221. Da der Versender zudem in der Regel keinerlei Einfluss auf die Art 
des Empfangsgerätes hat, kann schon insofern nur die Übermittlungsmethode, nämlich 
der Faxstandard und der Transport über die Telefonleitung, maßgeblich für die Abgren-
zung sein222.  
Problematisch ist außerdem, dass gemäß § 53a I 1 UrhG die vom Besteller angestrebte 
Nutzung nach § 53 UrhG zulässig sein muss und das Bibliothekspersonal daher zu prü-
fen hat, ob die Voraussetzungen für einen nach § 53 UrhG zulässigen privaten, wissen-
schaftlichen oder sonstigen Gebrauch gegeben sind. Zwar sollen diesbezüglich keine 
übertriebenen Anforderungen an die Pflichten einer Bibliothek gestellt werden, aber 
                                                
218 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 102. 
219 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze, UrhG, § 53a Rn. 8; vgl. oben unter 2.3.2.1 und 2.3.2.3.   
220 Vgl. BGH, GRUR 1999, 707; Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 21. 
221 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 27; Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 21; Dreier, in: Dreier/ 
Schulze: UrhG, § 53a Rn. 9; a.A. Sprang/ Ackermann, K&R 2008, 9.  
222 Talke, Bibliotheksdienst 2008, 291 f. 
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dennoch dürfte eine solche Prüfung vielen Bibliotheksangestellten in der Praxis schwer 
fallen223. 
Schwierigkeiten ergeben sich für die Praxis zudem im Fall der sonstigen elektronischen 
Übermittlung gemäß § 53a I 2 UrhG. Hiervon werden, mit Ausnahme des Fax, alle 
Übermittlungsarten elektronischer Daten erfasst, wie z.B. die Übermittlung per email 
oder FTP-Service224. Nach § 53a I 2 UrhG dürfen nur grafische Dateien im Wege der 
sonstigen elektronischen Versendung übermittelt werden. Fraglich ist aber, wie diese zu 
qualifizieren sind. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollen nur solche Übermittlungen 
erfasst sein, bei denen „der elektronische Versand funktional an die Stelle der Einzel-
übermittlung in körperlicher Form tritt“225. Um insbesondere einen unverhältnismäßi-
gen Eingriff in digitale Primärverwertung der Rechteinhaber auszuschließen, sollen 
daher nur solche elektronischen Dateien, wie z.B. das pdf oder Faksimile, erlaubt sein, 
die lediglich die schnelle Übermittlung zum Lesen, aber sonst keine weitergehenden 
elektronische Nutzungs- und Missbrauchsmöglichkeiten gestatten226. Dies bedeutet im 
Ergebnis, dass letztlich nur eine analoge Nutzung der übermittelten Dateien zulässig ist.  
Problematisch ist auch, dass Bibliotheken im Fall der sonstigen elektronischen Über-
mittlung die enge Zweckbindung nach § 53a I 2UrhG beachten müssen, die sich aus den 
Vorgaben in Art. 5 III a InfoSoc-RL ergibt. Eine entsprechende Nutzung ist danach nur 
zur Veranschaulichung des Unterrichts oder für Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung erlaubt, sofern keine gewerblichen Zwecke verfolgt werden. Aufgrund dessen 
ist die Privilegierung nach § 53a I 2 UrhG bei einfachen Privatkopien gemäß § 53 I 
UrhG ausgeschlossen227. Im Gegensatz zu § 52a UrhG besteht hier aufgrund des Wort-
lauts jedoch kein Zweifel, dass eine Nutzung auch außerhalb der reinen Unterrichtszeit 
zulässig ist. Nach Ansicht der Rechtsprechung werden auch hier glücklicherweise keine 
allzu hohen Anforderungen an die entsprechenden Prüfpflichten von Bibliotheken hin-
sichtlich der Zweckbindung gestellt228. 
Besonders kritisiert wird von der Praxis jedoch die Regelung in § 53a I 3 UrhG, wonach 
die elektronische Übermittlung nur dann zulässig ist, wenn es keine entsprechenden 
offensichtlichen kommerziellen Online-Angebote zu angemessenen Bedingungen gibt. 
Damit Bibliotheken nicht mit unverhältnismäßigen Recherchepflichten hinsichtlich der 
Existenz von entsprechenden Onlineangeboten belastet werden, sondern vielmehr ei-
genständig und abschließend die Zulässigkeit des Kopienversandes beurteilen können, 
soll nach Ansicht des Gesetzgebers zwar schon dann ein offensichtliches Angebot vor-
                                                
223 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 12. Vgl. ausführlich zu den Problembereichen bei 
§ 53 UrhG: oben 2.3.2.3.  
224 Vgl. Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 23. 
225 BT-Drs. 16/1828, S. 27; Vgl. auch BGH, GRUR 2002, 963 (966). 
226 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 27 f., 41; BGH, GRUR 2002, 963 (966f.); Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ 
Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 106. 
227 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53a Rn. 11. 
228 Vgl. BGH, GRUR 1984, 54 (56). 
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liegen, wenn es in einem zentralen, kooperativen Nachweisinstrument, wie z.B. der 
elektronischen Zeitschriftendatenbank (EZB), aufgeführt ist229. Dennoch reicht zweifel-
los, im Gegensatz zu § 52b UrhG, allein das reine Onlineangebot aus, um eine elektro-
nische Übermittlung auszuschließen. In der Folge können die Rechteinhaber dadurch 
einseitig über den Umfang der Befugnisse von Bibliotheken, die letztlich nur als Dienst-
leister für Bildung und Wissenschaft handeln, entscheiden. Dies jedoch „widerspricht 
dem […] angestrebten Ziel, den Zugang zu wissenschaftlichen Informationen zu er-
leichtern, ohne der Preisgestaltung kommerzieller Anbieter ausgeliefert zu sein“230. Tei-
le der Literatur verweisen deswegen diesbezüglich auf die widersprüchlichen Erwä-
gungsgründe der InfoSoc-RL231: Zwar sei in Erwägungsgrund 44 InfoSoc-RL das Prin-
zip der angemessenen Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung der Schranken 
verankert und zudem in Erwägungsgrund 40 S.2 InfoSoc-RL festgelegt, dass eine Nut-
zung im Zusammenhang mit der Onlinelieferung ausgeschlossen sein sollte („sollte 
nicht“), andererseits gelte aber auch Erwägungsgrund 45 InfoSoc-RL, wonach die zu-
gunsten der Allgemeinheit verankerten Schranken durch angemessene Vergütungsrege-
lungen kompensiert werden können. Zwar greife die Nutzung nach § 53a UrhG unbe-
stritten in die Rechte der Urheber ein, dafür sei jedoch in § 53a II UrhG eine angemes-
sene Vergütung als Kompensation für die Urheber vorgesehen.  
Äußerst schwierig ist es für die Praxis, zu beurteilen, ob die Bedingungen der Onlinean-
gebote angemessen i.S.v. § 53a I 3 UrhG sind. Nach Ansicht des Gesetzgebers soll sich 
dies im Einzelfall daran orientieren, was gemäß § 32 II 2 UrhG im Geschäftsverkehr als 
üblich und redlich betrachtet wird232. Neben einem dauerhaften und zuverlässigen 
Werkzugang, spielt dabei auch die Preisgestaltung eine Rolle, die darauf zu prüfen ist, 
„dass dem Nutzer ein adäquater Zugang nur zu den von ihm gewünschten Werken er-
möglicht wird, ohne hierbei nicht benötigte Beiträge im Paket oder ein umfangreicheres 
Abonnement erwerben zu müssen“233. Für die Praxis der täglichen Bibliotheksarbeit ist 
diese Regelung jedoch völlig verfehlt, da es für den einzelnen Bibliotheksmitarbeiter  
praktisch unmöglich ist, die Preisgestaltung von einzelnen Verlagen im laufenden Be-
trieb zu überprüfen234. Teile der Literatur weisen zudem darauf hin, dass dieses Tatbe-
standsmerkmal auch den Grundsätzen des Urheberrechts widerspricht, da damit „letzt-
lich ein systemwidriges kartellrechtliches Instrument der Preiskontrolle ins Urheber-
recht implementiert“235 wird.  
                                                
229 Vgl. Bt-Drs. 16/5939, S. 45; Dreier, in: Dreier/ Schulze: UrhG, § 53a Rn. 16.  
230 Sandberger, ZUM 2006, 827. 
231 Vgl. auch im Folgenden: Sandberger, ZUM 2006, 827. 
232 Vgl. BT-Drs. 16/5939, S. 45.  
233 BT-Drs. 16/5939, S. 45. 
234 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 109; Deutscher Biblio-
theksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 2.  
235 Sprang/ Ackermann, K&R 2008, 9; vgl. auch: Jani, in: Wandtke/ Bullinger, UrhG, § 53a Rn. 36.  
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Infolge der Auslegungsschwierigkeiten, des unverhältnismäßig hohen Prüfungsaufwan-
des und des daraus resultierenden hohen Haftungsrisikos verzichten viele Bibliotheken 
in der Praxis schon von vornherein auf eine elektronische Übermittlung gemäß § 53a 
UrhG und beschränken sich stattdessen weiterhin auf die unzeitgemäße und unökologi-
sche Versorgung mit Papierkopien236. Angebote einer digitalen Dokumentenlieferung 
durch Bibliotheken bestehen in der Praxis kaum, es sei denn, es wurde mit dem Recht-
einhaber ein entsprechender, für Bibliotheken meist nachteiliger, Lizenzvertrag abge-
schlossen237. Somit wird das vom Gesetzgeber im Hinblick auf § 53a UrhG angestrebte 
Ziel eines schnellen und effizienten Kopienversanddienstes nicht erreicht, im Gegenteil, 
§ 53a UrhG „verhindert [...] einen wirtschaftlichen und dem digitalen Zeitalter ange-
messenen Kopienversand der öffentlich zugänglichen Bibliotheken“238. Im Ergebnis 
bleibt Bildung und Wissenschaft häufig nichts anderes übrig, als hinsichtlich der für sie 
so wichtigen digitalen Dokumentenlieferung auf kommerzielle Anbieter, insbesondere 
den Kopienversanddienst „Subito“, zurückzugreifen. Unabhängig von den auch damit 
verbundenen Problemen239, hat der Gesetzgeber aber gerade durch die Schaffung von § 
53a UrhG gezeigt, dass er den Kopienversand eben nicht nur auf Vertragsbasis geregelt 
haben möchte240.  
2.4 Der ausgefallene „Dritte Korb“ 
Der letzte wichtige Beweggrund für die Forderung einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke ergibt sich daraus, dass Bildung und Wissenschaft, nachdem die 
letzten zwei Gesetzesnovellierungen die urheberrechtlichen Schrankenregelungen kaum 
an den technischen Fortschritt und die Bedürfnisse von Bildung und Wissenschaft in der 
Informationsgesellschaft angepasst haben, ein „Dritter (Bildungs- und Wissenschafts-) 
Korb“ in Aussicht gestellt wurde, dieser jedoch bis heute ausgeblieben ist.    
Schon im Gesetzgebungsverfahren zum „Ersten Korb“ sah sich der „Gesetzgeber nicht 
zu einem Gesamtkonzept für die urheberrechtlichen Rahmenbedingungen digitaler In-
formationsversorgung veranlasst“241. Deshalb berücksichtigte er die für Bildung und 
Wissenschaft elementaren Fragen hinsichtlich des Zugangs zu urheberrechtlich ge-
schützten wissenschaftlichen Publikationen nur am Rande der Reform, indem er die 
Zulassung von digitalen Informationsangeboten nach § 52a UrhG nur zeitlich befristet 
erlaubte und die Regelungen zur digitalen Dokumentenlieferung oder elektronischen 
Leseplätzen auf künftige Gesetzesverfahren verschob242. Schon kurz nach Inkrafttreten 
                                                
236 Vgl. Deutscher Bibliotheksverband e.V.: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 2. 
237 Vgl. Talke, in: Bartlakowski/ Talke/ Steinhauer: Bibliotheksurheberrecht, S. 102; Müller, in: Hohoff: 
Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bibliotheken, S. 48. 
238 Müller, in: Hohoff: Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bibliotheken, S. S. 48. 
239 Vgl. ausführlich Müller, Bibliotheksdienst 2008, 1060 ff. 
240 Vgl. Müller, Bibliotheksdienst 2008, S. 1064 f. 
241 Sandberger, ZUM 2006, 818. 
242 Vgl. Sandberger, ZUM 2006, 818. 
 37 
des „ersten Korbes“ kritisierten viele Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen, dass 
die für sie einschlägigen Schrankenregelungen „unklar, unzeitgemäß oder praxisfern 
sind“243. Sie bemängelten insbesondere, dass „der technische Fortschritt nur auf Seiten 
der wirtschaftlichen Verwertungsinteressen berücksichtigt wird, während die Schran-
kenregelungen für Lehrkräfte, Wissenschaftler und Bibliotheken im digitalen Umfeld 
hinter denen des analogen Zeitalters zurückbleiben“244. Trotz der unbefriedigenden Er-
gebnisse des „Ersten Korbes“ vertrauten Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen je-
doch auf den bei Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens bereits angekündigten „Zwei-
ten Korb“245. Positiv aufgenommen wurde daher auch das im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung im November 2005 in Aussicht gestellte bildungs- und wissenschafts-
freundliche Urheberrecht246 .  
Im sich anschließenden Gesetzgebungsverfahren wiesen Bildungs- und Wissenschafts-
organisationen nochmals nachdrücklich darauf hin, dass „die bestehenden urheberrecht-
lichen Regelungen den mit der digitalen Datenverarbeitung möglichen Zugang zu wis-
senschaftlichen Informationen behindern und die Wissenschaftler [...] zu antiquierten 
Formen der Informationsnutzung zwingen“247. Als im Juni 2006 der Gesetzentwurf zum 
„Zweiten Korb“ vorgelegt wurde, mussten Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen 
jedoch feststellen, dass ihre Einwendungen kaum berücksichtigt waren, die vorgelegten 
Änderungsvorschläge wenig zu einer Verbesserung des digitalen Informationszuganges 
beitragen würden, teilweise sogar hinter dem erreichten Stand zurückblieben und im 
übrigen immer noch ein Gesamtkonzept für den digitalen Zugang zu wissenschaftlichen 
Publikationen fehlte248. Auch der Bundesrat und beratende Ausschüsse stellten schon 
während des Gesetzgebungsverfahrens fest, dass trotz des „Zweiten Korbes“ die 
Schrankenregelungen für Bildung und Wissenschaft nicht ausreichend sind und empfah-
len deswegen einen „Dritten Korb“ in Form eines „Bildungs- und Wissenschaftskor-
bes“, der „die spezifischen  Anforderungen von Bildung, Wissenschaft  und Forschung 
in der Wissens- und Informationsgesellschaft sowie der zunehmend wissensbasierten 
Wirtschaft stärker in den Mittelpunkt rückt“249. Da der Bundesrat dem Gesetzgebungs-
verfahren letztlich trotz seiner kaum berücksichtigten Einwendungen hinsichtlich §§ 
52a, 52b, 53a UrhG zustimmte250, blieb Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen nichts 
anderes übrig, als aufzuzeigen, dass das UrhG auch nach dem „Zweiten Korb“ vor-
nehmlich im System einer analogen Printwelt verblieben ist und sich die bereits durch 
den „Ersten Korb“ verursachte Schieflage zwischen den verschiedenen Interessen noch 
                                                
243 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 10. 
244 Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 10. 
245 Vgl. ausführlich BT-Drs. 15/38, S. 15. 
246 Vgl. Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 11. November 2005, S. 45.  
247 Sandberger, ZUM 2006, 818 f. m.w.N. 
248 Vgl. Sandberger, ZUM 2006, 828. 
249 BT-Drs. 16/ 5939, S. 26. Vgl. auch: BR-Drs. 257/06 (B), S. 1 f.; BR-Drs. 582/07 (B), S. 1 ff.  
250 Vgl. BR-Drs. 257/06 (B), S. 7 ff.; BR-Drs. 582/07 (B), S. 1f.  
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weiter zuungunsten von Bildung und Wissenschaft verschoben haben251. Alle Hoffnun-
gen hinsichtlich eines bildungs- und wissenschaftsfreundlichen UrhG wurden nun in 
den angekündigten „Dritten Korb“ gesetzt.  
Die Hoffnungen wurden zunächst bekräftigt, als das Bundesjustizministerium im Feb-
ruar 2009 begann, die Stellungnahmen der betroffenen Akteure zum weiteren gesetzge-
berischen Handlungsbedarf im Urheberrecht einzuholen. Bereits im Herbst 2009 melde-
ten sich jedoch leise Zweifel an, da der Koalitionsvertrag der inzwischen neu gewählten 
Bundesregierung zwar feststellte, dass das Urheberrecht eine Schlüsselfunktion innehat 
und daher beabsichtigt werde, zügig an einen „Dritten Korb“ zu arbeiten, aber Bildung 
und Wissenschaft in diesem Zusammenhang mit keinem Wort erwähnt wurden252. Die 
Zweifel verstärkten sich, als auch die Bundesjustizministerin im Sommer 2010 in ihrer 
„Berliner Rede zum Urheberrecht“253 nur auf die große gesellschaftliche Bedeutung von 
Kultur und Wissenschaft hinwies, nicht aber die Bedürfnisse ansprach, die Bildungs- 
und Wissenschaftsinstitutionen in der Informationsgesellschaft hinsichtlich des Urhe-
berrechts haben. Schon deshalb wurde ein Entwurf des angekündigten „Wissenschafts-
korbes“ mit Spannung erwartet. Im Mai 2012 gab die Justizministerin schließlich öf-
fentlich zu, dass „die letzten gesetzlichen Änderungen zwischen 1998 und 2009 [zwar] 
zu erheblichen Verkomplizierungen am Text des Urheberrechtsgesetzes“254 geführt ha-
ben, aber „die Verschränkung der Akteure [...] im Moment keinen großen Wurf und 
kein Superreformgesetz [...]“255 ermöglichen würde. Die von Bildung und Wissenschaft 
gehegten Zweifel wurden endgültig bestätigt, als im August 2012, nach einer Dauer von 
drei Jahren, ein Gesetzesentwurf präsentiert wurde, der im wesentlichen nur auf die 
Einführung eines Leistungsschutzrechts für Presseverlage ausgerichtet war, Bildung und 
Wissenschaft aber nicht einmal erwähnt hat256. Obwohl sich der Bundesrat während des 
Gesetzgebungsverfahrens mit Blick auf Bildung und Wissenschaft zumindest für die 
dauerhafte Entfristung von § 52a UrhG eingesetzt hatte, konnte sich die Bundesregie-
rung nur zu einer weiteren Verlängerung der Befristung durchringen, die dann in „aller-
letzter Minute“ gesetzlich verankert wurde257. Aus dem ursprünglich groß angekündig-
ten „Bildungs- und Wissenschaftskorb“ ist damit letztlich nur ein kleines Körbchen ge-
worden, der für Bildung und Wissenschaft, entgegen ihrer berechtigten Erwartungen, 
überhaupt nichts gebracht hat. Die Modernisierung der urheberrechtlichen Schranken ist 
                                                
251 Vgl. z.B. Sieber, in: Sieber/ Hoeren: Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft, S. 9 f., 48 f.. 
252 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vom 26.10.2009, S. 103 f. 
253 Vgl. Leutheusser-Schnarrenberger, Berliner Rede zum Urheberrecht. 
http://www.bmj.de/SharedDocs/Reden/DE/2010/20100614_Berliner_Rede_zum_Urheberrecht.html. 
254 Leutheusser-Schnarrenberger, Kein Grund zum Kulturpessimismus.   
http://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/urheberrecht-kein-grund-zum-kulturpessimismus-
11768490.html. 
255 Leutheusser-Schnarrenberger: Kein Grund zum Kulturpessimismus.  
256 Vgl. BR-Drs.514/12. 
257 Vgl. BT-Drs. 17/11470, S. 11 f.; Siebentes Gesetz zur Änderung des UrhG vom 14.12.2012 (BGBl. I 
S. 2579). 
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somit auf dem Stand des „Zweiten Korbes“ stehen geblieben, weiterer Handlungsbedarf 
scheint insofern für den Gesetzgeber nicht zu bestehen. 
2.5 Zwischenergebnis 
Angeregt durch den technischen Fortschritt hat sich die Gesellschaft von der Industrie- 
zur Informationsgesellschaft gewandelt. Da in dieser Informationen und Wissen eine 
elementare Rolle spielen, hat auch die Bedeutung von Bildung und Wissenschaft stark 
zugenommen. Nicht nur der Einzelne, sondern auch die Gesellschaft als Ganzes ist auf 
einen möglichst hohen Bildungsstandard und eine innovative und leistungsstarke Wis-
senschaft angewiesen. Damit Bildung und Wissenschaft ihrer gesteigerten Bedeutung 
gerecht werden und ihre wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben und Funktionen ausü-
ben können, müssen sie urheberrechtlich geschützte Werke nutzen können. Dazu brau-
chen sie angemessene und ausgewogene urheberrechtliche Schrankenregelungen, die 
insbesondere auch der digitalen Welt gerecht werden. Obwohl das UrhG bereits mehr-
fach novelliert und insbesondere mit den letzten beiden „Urheberrechtskörben“ die An-
passung des UrhG bzw. der Schrankenregelungen an die Bedingungen der digitalen 
Welt bezweckt wurde, hat es der Gesetzgeber dennoch nicht geschafft, sich vollständig 
von den in den 1960er Jahren dem UrhG zugrunde gelegten Wertungen zu lösen und 
stattdessen in angemessenem Maße Wertungen zugrunde zu legen, die im Einklang mit 
den veränderten technischen und gesellschaftlichen Verhältnissen stehen. Dies hat zur 
Folge, dass die derzeitigen Schranken nicht den wirklichen Bedürfnissen von Lernen-
den, Lehrenden oder Wissenschaftlern gerecht werden. Sie berücksichtigen weder voll-
umfänglich den technischen Fortschritt noch sind sie in der Praxis handhabbar. Infolge 
unpräziser Regelungen ist häufig keine eindeutige Abgrenzung zwischen erlaubter und 
unerlaubter Nutzung möglich, teilweise bieten sie nicht einmal Rechtssicherheit, wie 
z.B. im Fall von § 52a UrhG. Obwohl in der Vergangenheit schon zahlreiche Gerichts-
verfahren zur Auslegung von Tatbestandsmerkmalen oder Klärung verschiedener Sach-
verhalte durchgeführt wurden, konnte sich der Gesetzgeber bislang noch nicht dazu 
durchringen, die gegenwärtige Situation zu ändern, sondern macht stattdessen weitere 
Regelungen von zukünftigen Entscheidungen der Judikative abhängig258, was an sich 
schon fragwürdig ist.  
Bildung und Wissenschaft beanstanden im Ergebnis zu recht, durch unzureichende ur-
heberrechtliche Schrankenregelungen an und bei Erfüllung ihrer Aufgaben behindert 
und gehemmt zu werden. Vor diesem Hintergrund kann die Forderung der Einführung 
einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke durchaus nachvollzogen wer-
den.  
                                                
258 Vgl. BT-PlPr. 17/204, S. 24972 (D) - 24973 (A). 
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3. Positionen zur allgemeinen Bildungs- und Wissenschafts-
schranke 
Im Folgenden werden die verschiedenen Positionen zur Einführung einer allgemeinen 
urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke dargestellt. Die Ausführungen 
berücksichtigen zunächst die Positionen der „klassischen“ Interessensgruppen des 
UrhG, nämlich die der Nutzer, Urheber und Verwerter. Die Meinungen der Nutzer wer-
den dabei durch die Positionen von Bildungs- und Wissenschaftsinstitutionen repräsen-
tiert. Da die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke ganz 
entschieden von der Politik abhängig ist, folgen im Anschluss die dort vertretenen An-
sichten. Um die Debatte auch einmal von einer Perspektive außerhalb der klassischen 
Interessensgruppen zu betrachten, werden zuletzt die Positionen einiger neutraler Juris-
ten dargestellt.  
Infolge des begrenzten Umfangs dieser Arbeit wurde die Darstellung der Positionen auf 
die jeweils zentralen und tonangebenden Vertreter innerhalb einer Interessengruppe 
beschränkt. Die deutlich überwiegende Anzahl der Positionen im Nutzerbereich erklärt 
sich vor allem dadurch, dass sich Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen aus nach-
vollziehbaren Gründen am zahlreichsten und ausführlichsten zu einer allgemeinen Bil-
dungs- und Wissenschaftsschranke geäußert haben. Zu beachten ist zudem, dass trotz 
der grundsätzlich zahlreichen Beteiligung an der Diskussion um eine Novellierung des 
UrhG, nur solche Positionen berücksichtigt werden konnten, bei denen auch konkret auf 
eine allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke oder zumindest die speziellen 
Schrankenbestimmungen zugunsten Bildung und Wissenschaft Bezug genommen wur-
de.  
3.1 Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen 
3.1.1 Aktionsbündnis „Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft“ 
Das Aktionsbündnis „Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft“259 (im Weiteren: 
Aktionsbündnis) hat die Forderung nach einer „Metaschranke [...] für eine freizügige 
Nutzung von publiziertem Wissen in Bildung und Wissenschaft“260 zuerst formuliert. 
Schon im Juni 2010, nach der „Berliner Rede zum Urheberrecht“, wurde die Politik 
öffentlich aufgefordert, „das Urheberrecht um eine spezielle Wissenschaftsschranke 
oder -klausel zu ergänzen, auch um Klarheit in die vielen undurchsichtigen Schranken-
regelungen zu bringen und um Bildung und Wissenschaft den Spielraum zu geben, den 
                                                
259  Vgl. ausführlich zum Aktionsbündnis „Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft: 
http://www.urheberrechtsbuendnis.de/index.html.de. 
260 Aktionsbündnis: Stellungnahme des Aktionsbündnisses „Urheberrecht für Bildung und Wissenschaft“ 
zur Anfrage des Bundesministeriums der Justiz vom 19. Februar 2009, S. 3. 
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sie im Interesse der gesamten Gesellschaft brauchen“261. Diese Forderung wurde so-
gleich im Juli 2010 mit einem konkret ausformulierten Normvorschlag unterlegt262. 
Nachdem dieser ursprüngliche Normvorschlag Ende 2012 leicht verändert wurde, lautet 
die aktuelle Version nun263:  
 
§ 45b Bildung und Wissenschaft – Version 22.10.2012 
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichma-
chung veröffentlichter Werke für Zwecke des eigenen wissenschaftlichen Gebrauchs 
und für Bildungszwecke an Schulen, Hochschulen und nicht-gewerblichen Einrich-
tungen der Aus-, Weiter- und Berufsbildung. Die öffentliche Zugänglichmachung im 
Sinne von § 19a UrhG ist hierbei nur für einen bestimmt abgegrenzten Kreis von 
Personen zulässig. Satz 1 gilt auch für Zwecke der Dokumentation, Bestandssiche-
rung und Bestandserhaltung durch Einrichtungen wie öffentlich finanzierte Biblio-
theken, Archive, Dokumentationen und Museen. Satz 1 gilt auch für die den wissen-
schaftlichen Gebrauch und die Bildungszwecke unterstützenden Leistungen von in 
Satz 3 erwähnten Vermittlungsinstitutionen.  
(2) Für die nach Abs. 1, Satz 1 und 2 und 4 zulässige Nutzung steht den Urhebern ei-
ne angemessene Vergütung zu. Vergütungen werden über die Träger der Bildungs- 
und Wissenschaftseinrichtungen pauschal geleistet. Der Anspruch kann nur entweder 
durch eine Verwertungsgesellschaft oder durch eine andere dazu ermächtigte Stelle 
geltend gemacht werden.  
(3) Vertragliche Regelungen, die Abs. 1 ausschließen oder einschränken, sind un-
wirksam.  
 
Rechtsystematisch soll die Schranke neu in das UrhG eingefügt werden, z.B. als § 45b 
UrhG, um damit die bisherigen auf Bildung und Wissenschaft bezogenen Regelungen 
zu ersetzen, insbesondere also §§ 52a, 52b, 53a UrhG und teilweise § 53 UrhG264. Unter 
der Voraussetzung, dass auch § 95b UrhG entsprechend angepasst würde, könnte in der 
Folge nicht nur wissenschaftliche Literatur in vollem Umfang ohne kleinteilige Ein-
schränkungen genehmigungsfrei für den eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, für nicht 
gewerbliche Bildungszwecke und für Vermittlungsleistungen von Kultureinrichtungen 
wie z.B. Bibliotheken, genutzt werden, sondern gleichzeitig würden auch alle derzeit 
bestehenden Rechtsunsicherheiten beseitigt 265 . Die vorgeschlagene vergütungsfreie 
Nutzung durch Einrichtungen wie Bibliotheken, Archive etc. wird damit begründet, 
dass die genutzten Werke ansonsten zweimal vergütet würden - zunächst beim Erwerb, 
                                                
261 Aktionsbündnis: Pressemitteilung 03/10 vom 15.06.2010. 
262 Vgl. zum Normvorschlag 2010: Aktionsbündnis: Pressemitteilung 06/10 vom 06.07.2010. 
263 Im Folgenden: Kuhlen, Bibliothek 2013, 42.   
264 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, 40. 
265 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, 40 ff. 
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dann bei der Nutzung266. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass wissenschaftliche 
Publikationen in der Regel ohnehin Ergebnisse öffentlich geförderter Forschung sind 
und deshalb der Öffentlichkeit auch wieder kostenfrei zur Verfügung gestellt werden 
sollten267. Der Normvorschlag steht nach Meinung des Aktionsbündnisses rechtlich voll 
im Einklang mit der InfoSoc-RL, insbesondere mit Art. 5 III a InfoSoc-RL und Erwä-
gungsgrund 42 InfoSoc-RL268.  
3.1.2 Allianz der Wissenschaftsorganisationen 
Auch die Allianz der Wissenschaftsorganisationen269 (im Weiteren: Allianz) befürwor-
tet die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke, da die 
komplizierten derzeitigen Schrankenregelungen nicht nur den wissenschaftlichen Ar-
beitsalltag erheblich erschweren, sondern auch eine schnelle Wissenschaftskommunika-
tion behindern und dadurch die verfassungsrechtlich garantierte Freiheit der Wissen-
schaft aushöhlen und verletzen270. Zur Verbesserung dieser Situation kommen für die 
Allianz zwei mögliche Lösungswege in Betracht:  
Zunächst könnten die bildungs- und wissenschaftsbezogenen Schrankenregelungen, 
insbesondere die §§ 46, 47, 51, 52a, 52b, 53, 53a UrhG, in einem neuen § 45b UrhG 
zusammengefasst werden271. Dazu wird folgender Formulierungsvorschlag zur Diskus-
sion gestellt272:     
 
§ 45b Wissenschaftlicher Gebrauch und Bildung (1. Variante) 
(1) Für Zwecke des eigenen wissenschaftlichen Gebrauchs und der Bildung ist zuläs-
sig 
1. zur Veranschaulichung des Unterrichts in Schulen, Hochschulen, in nichtgewerb-
lichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in Einrichtungen der Be-
rufsbildung in der für die Unterrichtsteilnehmer erforderlichen Anzahl oder 
2. für staatliche Prüfungen und Prüfungen in Schulen, Hochschulen, in nichtgewerb-
lichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung sowie in der Berufsbildung in der 
erforderlichen Anzahl 
3. für Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung, 
– einzelne Vervielfältigungsstücke eines Werkes herzustellen, 
                                                
266 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, 41.   
267 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, 41.   
268 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, 40. 
269 Vgl. ausführlich zur Allianz der Wissenschaftsorganisationen, z.B. http://www.hrk.de/allianz/ueber-
die-allianz/. 
270 Vgl. Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 2. 
271 Vgl. Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 8.  
272 Im Folgenden: Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten 
Korb, S. 8 ff.; Müller, ZfBB 2010, 251. 
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– die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines veröffent-
lichten Werkes zum Zwecke des Zitats, sofern die Nutzung in ihrem Umfang 
durch den besonderen Zweck gerechtfertigt ist. Zulässig ist dies insbesondere, 
wenn 
1. einzelne Werke nach der Veröffentlichung in ein selbständiges wissenschaft-
liches Werk zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen werden, 
2. Stellen eines Werkes nach der Veröffentlichung in einem selbständigen 
Sprachwerk angeführt werden, 
– veröffentlichte Teile eines Werkes, Werke geringen Umfangs sowie einzelne 
Beiträge aus Zeitungen oder Zeitschriften ausschließlich für einen bestimmt abge-
grenzten Kreis von Personen für deren eigene wissenschaftliche Forschung öffent-
lich zugänglich zu machen, soweit dies zu dem jeweiligen Zweck geboten und zur 
Verfolgung nicht kommerzieller Zwecke gerechtfertigt ist. 
– auf Einzelbestellung die Vervielfältigung und Übermittlung einzelner in Zei-
tungen und Zeitschriften erschienener Beiträge sowie erschienene Werke oder 
Teile davon im Wege des Post- oder Faxversands und in sonstiger elektronischer 
Form durch öffentliche Bibliotheken, sofern die Nutzung durch den Besteller nach 
§ 53 zulässig ist. 
(2) Die Vervielfältigung eines nach Art oder Umfang wesentlichen Teils einer Da-
tenbank ist zulässig zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit die 
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist und der wissenschaftliche Gebrauch 
nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgt. 
(3) Vertragliche Regelungen, die urheberrechtliche Schranken für Bildung und Wis-
senschaft ausschließen, sind unwirksam. 
(4) Für Nutzungen zum wissenschaftlichen Gebrauch und für Bildungszwecke ist ei-
ne angemessene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwer-
tungsgesellschaft geltend gemacht werden. 
 
Die Allianz argumentiert, dass eine solche Regelung nicht nur die in den derzeitigen 
Schranken bestehenden Mängel und Versäumnisse für Bildung und Wissenschaft korri-
gieren, sondern auch Transparenz und Rechtssicherheit schaffen würde273. Sie führt 
weiter aus, dass die vorgeschlagene Zusammenführung von Schranken weder gegen die 
Systematik des UrhG verstößt, da gruppenbezogene Schrankenregelungen bereits in §§ 
45, 45a UrhG zu finden seien, noch gegen höherrangiges europäisches Recht in Gestalt 
der InfoSoc-RL, da es lediglich um die Zusammenführung bereits bestehender Rege-
lungen des UrhG gehe. Nach Ansicht der Allianz liegt auch kein Verstoß gegen Erwä-
gungsgrund 30 InfoSoc-RL vor, da dieser zwar vertragliche Lizenzverträge zulasse, 
                                                
273 Vgl. Allianz: Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten 
Korb, S. 8, 10.  
 44 
diese aber nicht zwingend vorschreibe - deshalb stehe es den Mitgliedstaaten frei, in 
bestimmten Fällen den Vorrang vertraglicher Regelungen ausdrücklich auszuschlie-
ßen274.  
Daneben eröffnet sich für die Allianz aus Art. 5 III a InfoSoc-RL ein weiterer Lösungs-
ansatz, da die Norm die Ermächtigung erhalte, eine eigene Schranke zugunsten Bildung 
und Wissenschaft als Ergänzung in das UrhG einzufügen275. In systematischer Hinsicht 
würde eine solche Schranke zusätzlich zu den weiterhin bestehenden derzeitigen 
Schrankenregelungen als neue Regelung, „an anderer Stelle im Gesetz“276 hinzugefügt 
und dann als generalklauselartiger Auffangtatbestand den Bedürfnissen von Bildung 
und Wissenschaft „in ganz besonderer Weise“277 entgegenkommen. Auch hierfür prä-
sentiert die Allianz einen Normvorschlag278: 
 
§ 45b Wissenschaftlicher Gebrauch und Bildung (2. Variante) 
(1) Zulässig ist die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichma-
chung veröffentlichter Werke für Zwecke des eigenen wissenschaftlichen Gebrauchs 
und für Bildungszwecke an Schulen, Hochschulen und nicht-gewerblichen Einrich-
tungen der Aus-, Weiter- und Berufsbildung. Die öffentliche Zugänglichmachung im 
Sinne von § 19a UrhG ist hierbei nur für einen bestimmt abgegrenzten Kreis von 
Personen zulässig. Satz 1 gilt auch für Zwecke der Dokumentation, Bestandssiche-
rung und Bestandserhaltung in Bildung und Wissenschaft, insbesondere auch für den 
wissenschaftlichen Gebrauch und die Bildungszwecke unterstützenden Leistungen 
von Vermittlungsinstitutionen wie öffentlich finanzierte Bibliotheken, Archive, Do-
kumentationen und Museen. 
(2) Für die nach Abs. 1 zulässige Nutzung steht den Urhebern eine angemessene 
Vergütung zu. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 
gemacht werden. 
(3) Vertragliche Regelungen, die Abs.1 ausschließen oder einschränken, sind un-
wirksam. 
3.1.3 Deutscher Bibliotheksverband e.V.  
Der Deutsche Bibliotheksverband (im Weiteren: dbv) unterstützt die Forderungen von 
Aktionsbündnis und Allianz zur Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke, da die derzeitigen Schrankenregelungen keinen „angemessenen Aus-
                                                
274 Vgl. Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 8, 
10. 
275 Vgl. Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 10; 
Müller, ZfBB 2010, 251 f.  
276 Vgl. Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 10. 
277 Allianz: Neuregelung des Urheberrechts: Anliegen und Desiderate für einen Dritten Korb, S. 10.  
278 Im Folgenden: Müller, ZfBB 2010, 251 f.  
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gleich zwischen den Rechten der Urheber und den Bedürfnissen der Gesellschaft auf 
Zugang und Nachnutzbarkeit“279 urheberrechtlich geschützter Werke schaffen. Er ar-
gumentiert, dass Bibliotheken eine ihrer ureigenen Aufgaben, nämlich Wissenschaftler 
und Forscher mit den notwendigen Informationen zu versorgen, nicht erfüllen bzw. 
nicht in dem Maße gerecht werden können, „wie es - auch mit Rücksicht auf die berech-
tigten Interessen der Urheber - möglich wäre“280.  
Die konkreten Normvorschläge des Aktionsbündnisses bzw. der Allianz hält der dbv für 
„sinnvoll“281, da eine Zusammenfassung der bisherigen verstreuten Einzelregelungen in 
einer pauschalen Erlaubnis für bestimmte Nutzungsformen nicht nur besser und flexib-
ler wäre, sondern auch mehr Rechtssicherheit schaffen würde282.  
3.1.4 Kommission Zukunft der Informationsinfrastruktur  
Auch die von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz des Bundes und der Länder 
eingesetzte „Kommission Zukunft der Informationsinfrastruktur“283 (im Weiteren: KII) 
kommt zu dem Ergebnis, dass es notwendig ist, die Schrankenbestimmungen für Bil-
dung und Wissenschaft, insbesondere die §§ 52 ff. UrhG, zu novellieren, um erweiterte 
und durchsetzungsstarke Regelungen zu schaffen284.  
Nachdem die KII die Informationsinfrastruktur in Deutschland im Hinblick auf Effekti-
vität und Effizienz untersucht hat, um festzustellen, ob und gegebenenfalls welche 
Maßnahmen und strukturelle Veränderungen notwendig sind, um auch in Zukunft eine 
optimale Unterstützung der wissenschaftlichen Nutzer zu gewährleisten285, stellte sie in 
ihrem im April 2011 erschienenen „Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in 
Deutschland“ fest, dass die derzeitigen Schrankenregelungen so eng gefasst sind, dass 
sie Bildung und Wissenschaft im Ergebnis kaum begünstigen und sich zudem individu-
elle Lizenzverhandlungen mit den Rechteinhabern, insbesondere den Verlagen, in der 
Praxis häufig schwierig gestalten286. Daraus schlussfolgerte sie, dass es für die optimale 
Unterstützung der wissenschaftlichen Nutzer dringend notwendig sei, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen des UrhG im Hinblick auf den zeitgemäßen elektronischen Aus-
tausch wissenschaftlicher Informationen und Daten zu verbessern287.  
                                                
279 dbv: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1. 
280 dbv: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1. 
281 dbv: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1. 
282 dbv: Nutzerinteressen stärken, Urheberrechte wahren, S. 1. 
283 Vgl. ausführlich zur Kommission Zukunft der Informationsinfrastruktur (KII): z.B. 
http://www.leibniz-gemeinschaft.de/infrastrukturen/kii/ 
284 Vgl. KII: Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. 47 Rn. 1030.  
285 Vgl. KII: Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. 6. 
286 Vgl. KII: Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. B 17. 
287 Vgl. KII: Gesamtkonzept für die Informationsinfrastruktur in Deutschland, S. 6, 47 Rn. 1030, B17. 
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Infolge des von der KII veröffentlichten Gesamtkonzeptes empfahl im Juli 2012 
schließlich auch der Wissenschaftsrat, das UrhG, unter Beachtung der Allianzdesidera-
te, wissenschaftsfreundlicher zu novellieren288.  
3.1.5 Deutscher Kulturrat 
Der deutsche Kulturrat289 (im Weiteren: Kulturrat) spricht sich weder ausdrücklich für 
noch gegen die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
aus, sondern stellt zunächst einmal klar, dass „der Schutz des Urhebers und seines Wer-
kes sowie sein Recht, über das Ob und Wie der Nutzung zu entscheiden, ein unverrück-
barer Grundsatz des Urheberrechts ist“290. Gleichzeitig erkennt er jedoch an, dass neue 
geistige Erkenntnisse unweigerlich die Auseinandersetzung mit fremdem Gedankengut 
voraussetzen und deshalb die Möglichkeit zur freien Nutzung urheberrechtlich ge-
schützter Werke im Rahmen eines ausdifferenzierten Schrankenkataloges gewährleistet 
sein muss291. Da die geltenden Schranken zugunsten Bildung und Wissenschaft jedoch 
auch nach den letzten Novellierungen „weiterhin umstritten“292 sind, verlangt auch der 
Kulturrat nachdrücklich, „die Schrankenregelungen zu Gunsten von Bildung und Wis-
senschaft auf eine mögliche Vereinfachung hin zu überprüfen und [...] neue Lizenzie-
rungs- und Vergütungsmodelle zu diskutieren“293. Er mahnt jedoch, dabei nicht die an-
gemessene Vergütung für die Urheber zu vergessen294. 
3.1.6 Kultusministerkonferenz  
Auch die KMK tritt nachdrücklich für die Schaffung einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke ein, da angesichts des globalen Wettbewerbs und der zuneh-
mend wissensbasierten Wirtschaft die besonderen Anforderungen von Bildung und 
Wissenschaft „stärker in den Mittelpunkt des deutschen Urheberrechts gerückt werden 
müssen“ 295. Um zu verhindern, „dass Bildungseinrichtungen [...] nicht unverhältnismä-
ßig von der dynamischen Entwicklung im Bereich der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien abgekoppelt werden und die Vermittlung von Medienkompetenz an 
Bildungseinrichtungen nicht behindert wird“296, fordert die KMK nicht nur dazu auf, 
die neuen technischen Möglichkeiten entsprechend zu berücksichtigen, sondern gleich-
zeitig auch „den Paradigmenwechsel von einer kleinteilig-restriktiven Schrankensyste-
                                                
288 Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Weiterentwicklung der wissenschaftlichen Informationsinf-
rastrukturen in Deutschland bis 2020, S. 50.  
289Vgl. ausführlich zum Deutschen Kulturrat: http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=170&rubrik=1.  
290 Deutscher Kulturrat: Zur Zukunft des Urheberrechts, S. 3.     
291 Vgl. Deutscher Kulturrat: Zur Zukunft des Urheberrechts, S. 3. 
292 Deutscher Kulturrat: Zur Zukunft des Urheberrechts, S. 3. 
293 Deutscher Kulturrat: Zur Zukunft des Urheberrechts, S. 3.     
294 Vgl. Deutscher Kulturrat: Zur Zukunft des Urheberrechts, S. 3 f. 
295 Pflüger, ZUM 2010, 939. 
296 Pflüger, ZUM 2010, 939. 
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matik zu einer großzügig-dynamischen Schrankenregelung zu vollziehen“297. Dazu soll-
ten, nach Ansicht der KMK, die geltenden Regelungen der §§ 52a, 52b, 53a UrhG, die 
immer kleinteiliger geworden und in der Praxis kaum zu gebrauchen sind, „durch eine 
generalklauselartig gefasste einheitliche Schrankenregelung für die Bereiche Bildung 
und Wissenschaft“298 ersetzt werden. Die KMK schlägt deshalb vor, die bisherigen Ein-
zeltatbestände in einem neuen § 52a UrhG zusammenzufassen und präsentiert dafür 
folgenden Normvorschlag299:  
 
§ 52a UrhG (neu) 
(1) Die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung eines ver-
öffentlichten Werkes durch öffentliche Einrichtungen, denen Aufgaben in Bildung, 
Wissenschaft und Kultur übertragen sind, ist zulässig, soweit dies im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung gerechtfertigt und zur Verfolgung nichtkommerzieller Zwecke ge-
boten ist. Die §§ 27, optional (Vorschlag BR: Beschluss vom 19.05.2006 – Drucksa-
che 257/06): 38 und 53 bleiben unberührt. 
(2) Zulässige Zwecke im Sinne von Abs. 1 Satz 1 sind Nutzungen im Rahmen von 
1. Unterricht und Forschung, 
2. Fort- und Weiterbildung, 
3. Dokumentation, Bestandssicherung und Bestandserhaltung. 
(3) Für die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung nach 
den Absätzen 1 und 2 Nr.1 und 2 ist eine angemessene Vergütung zu zahlen. Bei der 
Angemessenheit der Vergütung sind die wirtschaftlichen Auswirkungen auf die 
Rechteinhaber zu berücksichtigen. Der Anspruch kann nur durch eine Verwertungs-
gesellschaft geltend gemacht werden. 
 
Die KMK weist darauf hin, dass ihr Normvorschlag nicht gegen den Dreistufentest 
nach Art. 5 V InfoSoc-RL verstößt, da er inhaltlich nicht zu weit gehe, sondern genü-
gend Raum lasse, „um situativ und sachgerecht auf die raschen Veränderungen der tat-
sächlichen Umstände reagieren zu können“300. Zudem führt sie an, dass auch bei der 
Auslegung ihres Normtextes die Vorgaben von Art. 5 II, III InfoSoc-RL beachtet wer-
den können, indem sie je nach Sachverhalt eher weit oder eng auszulegen seien301. Des 
Weiteren macht die KMK geltend, dass die durch die derzeitigen Schrankenregelungen 
privilegierten Einrichtungen „hervorragende und für Urheber bzw. Rechteinhaber kos-
tenlose Werbeplattformen sind“302 und sich daher aus den derzeitigen Schranken ohne-
                                                
297 Pflüger, ZUM 2010, 939. 
298 Pflüger, ZUM 2010, 943. 
299 Vgl. auch im Folgenden: Pflüger, ZUM 2010, 944. 
300 Pflüger, ZUM 2010, 944.   
301 Vgl. Pflüger, ZUM 2010, 944.  
302 Pflüger, ZUM 2010, 944.  
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hin keine nachteilige Primärmarktrelevanz ergeben könne. Durch die Zusammenfas-
sung der bisherigen Schranken würden außerdem „die rechtlichen Voraussetzungen für 
eine effiziente und entbürokratisierte Aushandlung der Vergütungspflicht geschaffen, 
die allen Beteiligten, insbesondere aber den Werkschöpfern, zugutekäme“303. 
3.2 Urheber  
3.2.1 Initiative Urheberrecht 
Die Initiative Urheberrecht304 lehnt die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke ab.  
In ihrem Positionspapier zum Urheberrecht erklärt die Initiative Urheberrecht, dass sie 
„einer Ausweitung oder Ergänzung der Schrankenregelungen im Urheberrecht grund-
sätzlich kritisch gegenüber“305 steht, aber dennoch grundsätzlich bereit ist, „über sinn-
volle und sachlich gebotene Ergänzungen der Schranken zu sprechen“306. 
Im Hinblick auf die Einführung neuer Schrankenregelungen weist die Initiative Urhe-
berrecht zunächst darauf hin, dass wegen Art. 5 InfoSoc-RL gar kein rechtlicher Hand-
lungsspielraum für den deutschen Gesetzgeber eröffnet ist und insofern neue Schran-
kenregelungen „allenfalls auf europäischer Ebene [...] geschaffen werden“307 können. 
Des weiteren stellt sie klar, dass sie die Einführung einer Fair-Use-Klausel nach US-
amerikanischem Recht ablehnt, da der kostenlose Zugang zu urheberrechtlich geschütz-
ten Werken aus ihrer Sicht keinen zwingenden sachlich gebotenen Grund für einen Ein-
griff in das Selbstbestimmungsrecht der Urheber darstellt308. Ihre Ablehnung untermau-
ert sie mit dem Hinweis auf die Rechtsunsicherheit, die sich aus solch einer offenen 
Generalklausel ergeben kann und die nach ihrer Ansicht auch nicht dadurch gemindert 
wird, dass sich „lang- oder mittelfristig [...] eine bestimmte gefestigte Rechtsprechung 
herausbilden wird“309. Zudem verweist die Initiative Urheberrecht auf die im Zusam-
menhang mit der Google-Book-Search gewonnene „Erfahrung, dass große Verwerter 
[...] aufgrund ihrer Finanzkraft jede Generalklausel zu ihren Gunsten verwenden kön-
nen, und sei es nur, dass lange Verfahrenszeiten genutzt werden, um Fakten zu schaf-
fen“310 .  
Im Hinblick auf die urheberrechtlichen Schrankenregelungen zugunsten Bildung und 
Wissenschaft führt die Initiative Urheberrecht weiterhin aus, dass sie „jegliche Ein-
schränkung des Selbstbestimmungsrechts wissenschaftlicher Autoren ab[lehnt], die mit 
                                                
303 Pflüger, ZUM 2010, 944. 
304 Vgl. ausführlich zur Initiative Urheberrecht: http://www.urheber.info/initiative-urheberrecht. 
305 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 12.  
306 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 12.   
307 Initiative Urheberrecht: Positionspapier vom November 2012, S. 13. 
308 Vgl. Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 12 f. 
309 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 14. 
310 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 14. 
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dem Ziel der Vereinfachung des Zugangs zu wissenschaftlicher Literatur vorgenommen 
werden soll“311. Sie stellt zudem fest, dass schon die derzeitigen Regelungen „eine rela-
tiv großzügige Nutzung von Werken in Ausbildung, Forschung und Wissenschaft“312 
erlauben und weitergehende Regelungen deswegen „weder erforderlich noch vertret-
bar“313 sind.  
Allenfalls im Hinblick auf einzelne Schranken signalisiert die Initiative Urheberrecht 
Offenheit für eine Novellierung: So hält sie die Überarbeitung von §§ 52a, 52b UrhG 
dann für sinnvoll, wenn dadurch für Bildung und Wissenschaft eine zeitgemäße und 
moderne Unterrichtsgestaltung und Kommunikation ermöglicht wird und Urheber so-
wie Verleger weiterhin eine angemessene Vergütung erhalten314. Und auch im Bereich 
von § 53 III Nr.2 2 UrhG, dem Verbot der Vervielfältigung von Schulbüchern für Un-
terrichtszwecke, sowie im Bereich von § 53 IV a UrhG, dem Verbot der Vervielfälti-
gung grafischer Aufzeichnungen von Werken der Musik, steht sie einer Auflockerung 
positiv gegenüber, soweit dadurch dringende sachliche Bedürfnisse der Nutzer berück-
sichtigt werden sollen315.  
3.2.2 Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Die „Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft“ (im Weiteren: ver.di) 316 lehnt die Einfüh-
rung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke ebenfalls ab.  
Im Rahmen der Urheberrechtsdiskussion setzt sich ver.di vornehmlich für die Interessen 
der Urheber ein, was auch schon aus dem Titel ihres Positionspapieres, „Urheber 
first“317, deutlich wird. Zugunsten dieser strebt ver.di vor allem faire Finanzierungsmo-
delle an, die weder die Urheberpersönlichkeitsrechte noch die Verwertungsrechte, ins-
besondere die materiellen Vergütung, beeinträchtigen318. Ganz entschieden lehnt ver.di 
die Einführung einer Schrankengeneralklausel nach dem Vorbild der Fair-Use-Doktrin 
des US- amerikanischen Rechts ab, da diese die kostenlose Werknutzung von urheber-
rechtlich geschützten Werken vorsieht und insofern, nach Ansicht von ver.di, „zu unbe-
stimmt“319 ist, um entsprechend ins deutsche Urheberrecht übernommen zu werden. 
Damit Bildungseinrichtungen urheberrechtlich geschützte Werke nutzen und insbeson-
                                                
311 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 15.  
312 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 16. 
313 Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 16. 
314 Vgl. Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 16. 
315 Vgl. Initiative Urheberrecht: Respekt für geistige Leistung und künstlerische Arbeit, S. 16. 
316 Ver.di gehört nicht automatisch zur Interessensgemeinschaft der Urheber, da grundsätzlich die Interes-
sen von Dienstleistenden aus ganz verschiedenen Fachbereichen vertreten werden, nicht nur aus den 
Branchen Medien, Kunst und Industrie, sondern auch aus den Branchen Bildung, Wissenschaft und For-
schung. Vgl. http://www.verdi.de/ueber-uns/organisation/++co++2ab3bae6-b914-11e0-6fc7-
00093d114afd. 
317 Vgl. ver.di: Urheber first, S. 1.  
318 Vgl. ver.di: Urheber first, S. 5. 
319 ver.di: Urheber first, S. 5. 
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dere auch die dafür angemessene Vergütung an die Urheber leisten können, sollten die-
se vor allem besser finanziell besser ausgestattet werden320. 
3.3 Verwerter 
3.3.1 Börsenverein des deutschen Buchhandels 
Der Börsenverein des deutschen Buchhandels (im Weiteren: Börsenverein) spricht sich 
nachdrücklich gegen die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschafts-
schranke aus.   
Zwar hält auch der Börsenverein eine Novellierung des UrhG zur Schaffung von klaren 
und eindeutigen Gesetzesformulierungen und -begründungen für notwendig321, eine 
Ausweitung der Schrankenregelungen, insbesondere die Schaffung neuer Schranken, 
kommt für ihn jedoch nicht Betracht. Er argumentiert, dass sich viele Verlage schon 
durch die derzeitigen Schrankenregelungen in ihren Geschäftsmodellen und damit auch 
in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht fühlen und der Gesetzgeber insofern, statt die 
Schranken im Bildungsbereich auszuweiten, vielmehr die bestehenden Schranken be-
schneiden sollte, um so dafür zu sorgen, dass vermehrt privates Kapital in die Schaffung 
attraktiver digitaler Inhalte für Bildungsinteressierte fließen kann322. Unabhängig davon, 
macht der Börsenverein angesichts der bestehenden Streitigkeiten über die angemessene 
Vergütung i.S.v. § 52a UrhG die Ausweitung von bestehenden Schranken bzw. die Ein-
führung neuer Schranken zumindest von der „vorherigen Verständigung auf eine ange-
messene Vergütung abhängig“323.    
Im Übrigen weist der Börsenverein darauf hin, dass die Wissenschaftsfreiheit nach Art. 
5 III 1 GG durch die geltenden Schrankenregelungen gerade nicht verletzt ist, da die 
bestehenden urheberrechtlichen Schranken für Bildung und Wissenschaft auch im digi-
talen Zeitalter völlig ausreichend sind und zusätzlich durch zahlreiche kommerzielle 
Verlagsangebote ergänzt werden324. Er ist der Ansicht, dass Defizite beim Zugang zu 
wissenschaftlichen Publikationen vielmehr auf die Reduzierung von Forschungsförder-
mitteln oder Bibliotheksanschaffungsetats zurückzuführen sind325.  
Im Hinblick auf die erste Variante des von der Allianz eingebrachten Normvor-
schlags326 entgegnet der Börsenverein zunächst, dass dieser Vorschlag keinen Zugewinn 
an Transparenz oder Rechtssicherheit für wissenschaftliche Nutzer biete, da auch diese 
                                                
320 Vgl. ver.di: Urheber first, S. 5. 
321 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Dritter Korb, S. 1.  
322 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Dritter Korb, S. 1. 
323 Börsenverein: Stellungnahme Enquete-Kommission, S. 4. 
324  Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 3; Börsenverein: Stellungnahme Enquete-
Kommission, S. 4 f.  
325 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 3.  
326 Vgl. unter 3.1.2.  
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Formulierungen verschachtelt, unübersichtlich und schwer verständlich sind327. Außer-
dem weist der Börsenverein darauf hin, dass der Vorschlag nicht den Regelungsgehalt 
sämtlicher derzeitiger Schranken für Bildung und Wissenschaft erfasst und zudem 
wichtige ausgleichende Elemente zum Schutz des Urhebers vermissen lässt, die jedoch 
nach verfassungsrechtlichen, europarechtlichen und internationalen Vorgaben zum Ur-
heberrecht notwendig sind328.  
Konkret beanstandet der Börsenverein, dass in § 45b I Nr.3 des Vorschlages berechtigte 
Einschränkungen zugunsten der Urheber fehlen, die in den derzeit geltenden §§ 52a II, 
53 UrhG jedoch enthalten sind329. Darüber hinaus macht er geltend, dass in § 45b I Nr.3 
vierter Spiegelstrich des Normvorschlages keine der derzeitigen Regelung des § 53a 
UrhG entsprechende Nutzungseinschränkung bei vorhandenen digitalen Verlagsangebo-
ten vorgesehen ist und insofern ein unverhältnismäßiger Eingriff in den Primärmarkt 
gegeben ist330. Zudem bemängelt der Börsenverein, dass in § 45b II des Entwurfs die 
nach § 87c I 2 UrhG bestehende Pflicht zur deutlichen Angabe der vervielfältigten Da-
tenbank fehlt331. Schließlich weist er darauf hin, dass auch § 45b III des Vorschlages im 
Bildungs- und Wissenschaftsbereich unzulässig in den Primärmarkt der Urheber und 
Verlage eingreifen könnte332. Insgesamt hält der Börsenverein den Entwurf der Allianz 
weder für sachgerecht noch von der InfoSoc-RL gedeckt333.    
Auch die von der Allianz vorgeschlagene zweite Variante für eine allgemeine Bildungs- 
und Wissenschaftsschranke in Form einer zusätzlichen generalklauselartigen Auffang-
schranke für Bildung und Wissenschaft, lehnt der Börsenverein entschieden ab und 
verweist darauf, dass nach den Erfahrungen mit der Fair-Use-Doktrin des US-
amerikanischen Rechts zu befürchten ist, dass „die Streichung definierter Einzelrege-
lungen zugunsten einer Generalklausel eine hohe Rechtsunsicherheit bei Urhebern wie 
Nutzern und eine erhebliche Zunahme von Rechtsstreitigkeiten hervorrufen würde“334. 
Im Übrigen führt er an, dass veränderte rechtliche Rahmenbedingungen sich nicht nur 
negativ auf Bestand und Nachhaltigkeit der Geschäftsmodelle von Verlagen auswirken 
können, sondern letztlich auch zu Mehrkosten im System und Ineffizienzen führen wür-
den335.  
                                                
327 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 13. 
328 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 13. 
329 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 13 f. 
330 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 14. 
331 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 14.  
332 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 15.  
333 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 15.  
334 Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 16. 
335 Vgl. Börsenverein: Stellungnahme Allianz-Papier, S. 16. 
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3.3.2 Verwertungsgesellschaft Wort 
Auch die VG Wort ist gegen die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke.  
In ihrem Positionspapier zum Urheberrecht macht die VG Wort geltend, dass die derzei-
tigen Schrankenregelungen auch in der digitalen Welt „die schutzwürdigen Interessen 
des Urhebers mit den Interessen der Allgemeinheit in angemessener Weise in Ausgleich 
bringen“336. Da „insbesondere die Möglichkeit der freien Benutzung genügend Spiel-
raum [lässt], neue Werke zu schaffen, die auf vorhandenen Werken aufbauen“337, sind 
die Nutzerinteressen bereits ausreichend berücksichtigt. Gerade im Hinblick auf Nutzer-
interessen bringt die VG Wort des Weiteren vor, dass diese zwar grundsätzlich auch im 
UrhG berücksichtigt werden können, diese jedoch „nicht selbst als Schutzgegenstand 
des Urheberrechts angesehen werden“338.  
Eine neue Schrankenregelung nach dem Vorbild der Fair-Use-Doktrin lehnt die VG 
Wort unter Hinweis auf die daraus resultierende Rechtsunsicherheiten und die fehlende 
Vergütungsregelung entschieden ab, denn „Fair-Use ist nicht fair“339. 
3.4 Politik 
3.4.1 Bundesregierung 
Die derzeitige Bundesregierung ist ganz offensichtlich nicht für die Einführung einer 
allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke.  
Schon im 2009 geschlossenen Koalitionsvertrag hat es die Bundesregierung unterlassen, 
in irgendeiner Form auf die bereits während des Gesetzgebungsverfahrens zum „Zwei-
ten Korb“ geforderte stärkere Berücksichtigung der Belange von Bildung und Wissen-
schaft im UrhG, einzugehen340. In ihrer „Berliner Rede zum Urheberrecht“ hat die Bun-
desjustizministerin zudem deutlich gemacht, dass es für sie im Rahmen einer Nachbes-
serung des UrhG vor allem um den Schutz des Urhebers gehen müsse341. Diese Mei-
nung vertritt auch der Kulturstaatsminister der Bundesregierung. In seinem Positionspa-
pier zum Urheberrecht stellt er fest, dass es bei der Entwicklung eines Urheberrechts für 
das digitale Zeitalter vor allem auf eine Stärkung der Urheberrechte ankomme342. Im 
Hinblick auf die Nutzer bemerkt er lediglich: „Den Belangen der Nutzer tragen fein 
abgewogene Ausnahmeregelungen Rechnung“343. Eine Erweiterung des UrhG hält er 
                                                
336 VG Wort: Positionspapier zum Urheberrecht, S. 1. 
337 VG Wort: Positionspapier zum Urheberrecht, S. 1. 
338 VG Wort: Positionspapier zum Urheberrecht, S. 2. 
339 VG Wort: Positionspapier zum Urheberrecht, S. 2.  
340 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vom 26.10.2009, S. 103 f.; BT-Drs. 16/5939, S. 
26; BR-Drs. 582/07 (B), S. 3.  
341 Vgl. Leutheusser-Schnarrenberger, Berliner Rede zum Urheberrecht.  
342 Vgl. Neumann, „Ohne Urheber keine kulturelle Vielfalt“, S. 2.  
343 Neumann, „Ohne Urheber keine kulturelle Vielfalt“, S. 2.  
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ausschließlich für digitale Kopien im Rahmen der digitalen Langzeitarchivierung zum 
Erhalt des kulturellen Erbes für angebracht344.     
Erst in ihrem Gastkommentar in der Frankfurt Allgemeinen Zeitung hat sich die Bun-
desjustizministerin ganz konkret mit einer Schrankenregelung in Form einer Fair-Use 
Regelung nach US-amerikanischem Vorbild auseinander gesetzt und stellte dazu fest, 
dass „mit den heutigen europäischen Vorgaben […] „fair use“ allerdings nicht mach-
bar“345 ist. Zur Begründung verweist sie auf die für die mitgliedstaatlichen Schranken-
regelungen abschließenden Vorgaben des Art. 5 InfoSoc-RL, in denen keine allgemeine 
Verweisung „auf einen „fair-use“ urheberrechtlich geschützter Inhalte“346 zu finden sei, 
und stellt insofern fest, dass die Modernisierung des deutschen UrhG auch immer von 
der europäischen Rechtsentwicklung abhängig sei347. 
3.4.2 Bundestag 
3.4.2.1 Enquete-Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“  
Die im Mai 2010 vom Bundestag eingesetzte Enquete-Kommission „Internet und Digi-
tale Gesellschaft“, in der fast drei Jahre lang politische Handlungsempfehlungen zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen der Informationsgesellschaft in Deutschland 
ausgearbeitet wurden348, spricht sich angesichts der unzureichenden urheberrechtlichen 
Schrankenregelungen für Bildung und Wissenschaft dafür aus, zumindest zu prüfen, ob 
nicht im UrhG eine allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke, welche die be-
stehenden Schrankenprivilegierungen für Wissenschaft und Forschung zusammenfasst, 
verankert werden soll, um dadurch die Nutzung und Verbreitung von wissenschaftli-
chen Erkenntnissen erheblich zu verbessern349.  
Innerhalb der Enquete-Kommission beschäftigten sich zwei verschiedene Projektgrup-
pen mit den bildungs- und wissenschaftsbezogenen Schrankenregelungen: Zunächst 
wurden sie im Rahmen allgemeiner urheberrechtlicher Aspekte von der Projektgruppe 
„Urheberrecht“ beleuchtet, später setzte sich dann auch die Projektgruppe „Bildung und 
Forschung“ damit auseinander. 
Nachdem die Projektgruppe „Urheberrecht“ verschiedene Sachverständige angehört und 
sich ausführlich innerhalb der Projektgruppe mit den Herausforderungen des Urheber-
rechts in der digitalen Gesellschaft auseinander gesetzt hatte, lokalisierte sie in ihrem 
Abschlussbericht350 zunächst verschiedene Problemfelder, die sich angesichts der digi-
talen Welt im Bereich des Urheberrechts ergeben haben. Im Hinblick auf die derzeit 
                                                
344 Vgl. Neumann, „Ohne Urheber keine kulturelle Vielfalt“, S. 5 f. 
345 Leutheusser-Schnarrenberger: Kein Grund zum Kulturpessimismus.  
346 Leutheusser-Schnarrenberger: Kein Grund zum Kulturpessimismus.  
347 Vgl. Leutheusser-Schnarrenberger: Kein Grund zum Kulturpessimismus.  
348 Vgl. ausführlich zur Enquete-Kommission: BT-Drs. 17/950; BT-Drs. 17/12550, S. 1-16. 
349 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 90 f. 
350 Der Abschlussbericht heißt zwar etwas missverständlich „Dritter Zwischenbericht“ - ist aber als End-
bericht anzusehen. Vgl. BT-Drs. 17/12550, S. 6.  
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geltenden Schrankenregelungen kristallisierte die Projektgruppe dabei als problematisch 
heraus, dass die Schranken derzeit weder den neuen technischen Möglichkeiten noch 
dem tatsächlichen Nutzungsbedarf der Nutzer entsprechen, vor allem nicht im Bildungs- 
und Wissenschaftsbereich351. Als mögliche Ursache für dieses Problemfeld führte die 
Projektgruppe an, dass die urheberrechtliche Regelungen, die ursprünglich auf eine ana-
loge Welt zugeschnitten waren, nun zwar auf die digitale Welt übertragen worden sind, 
die digitalen Anwendungsmöglichkeiten aber hauptsächlich dort berücksichtigt wurden, 
„wo dies zu einer Stärkung der Position der Rechteinhaber führte“352. Die Projektgruppe 
hat insofern daran erinnert, dass noch zu prüfen sei, „ob die Schranken auch im digita-
len Zeitalter und insbesondere für Nutzungen im Internet ihren Zweck noch hinreichend 
erfüllen“353. Auch die Diskussion um eine Wissenschaftsschranke hat die Projektgruppe 
als Problemfeld mitaufgenommen. Dazu führte sie aus, dass im heutigen digitalen Zeit-
alter zwar eine schnelle und direkte wissenschaftliche Literaturversorgung mögliche 
wäre, diese aber aufgrund der derzeitigen Schrankenregelungen für Bildung und Wis-
senschaft nur beschränkt attraktiv für die Wissenschaftler sind und die wissenschaftli-
che Literaturversorgung in Deutschland deshalb „deutlich hinter den technischen Mög-
lichkeiten und auch dem weltweitem Standard der Wissenschaftskommunikation“354 
herhinkt. Sie wies zudem darauf hin, dass sich auf diesem Feld scheinbar unüberbrück-
bar die gegensätzlichen Interessen der Verlagsindustrie und der wissenschaftlichen Inte-
ressensverbände, wie z.B. Aktionsbündnis und Allianz, gegenüberstehen355. Die damit 
in engem Zusammenhang stehende Diskussion, eine generalklauselartige Schrankenre-
gelung nach dem Vorbild der US-amerikanischen Fair-Use Doktrin einzuführen, um 
damit die aus dem rasanten technischen Fortschritt resultierenden Schrankenprobleme 
zu lösen, nahm die Projektgruppe ebenfalls als Problemfeld mit auf356. Im Rahmen des 
Problemfeldes „Technikfestigkeit der Schranken“ hielt die Projektgruppe fest, dass an-
gesichts der „Schieflage beim Einsatz von digitalen Schutzmaßnahmen“357 auch geprüft 
werden müsse, „wie sichergestellt werden kann, dass die Schranken - auch mögliche 
zukünftig zu schaffende - nicht leer laufen“358. Als letztes Problemfeld im Bereich der 
Schrankenregelungen stufte die Projektgruppe die Vorschrift der Privatkopie nach § 53 
I 1 UrhG ein, da sie nicht nur stark umstritten, sondern auch schwer verständlich ist359.  
Im Anschluss an die Analyse der Problemfelder gab die Projektgruppe konkrete Hand-
lungsempfehlungen. Dabei empfahl sie zuerst, die urheberrechtlichen Vorschriften, also 
                                                
351 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 19. 
352 BT-Drs. 17/7899, S. 19. 
353 BT-Drs. 17/7899, S. 19 m.w.N.  
354 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 20.  
355 Vgl. BT-Drs. 17/ 7899, S. 20 f. 
356 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 21 f. 
357 BT-Drs. 17/7899, S. 22. 
358 BT-Drs. 17/7899, S. 22. 
359 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 23 f. 
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auch die Schrankenregelungen, zu vereinfachen360. Des Weiteren schlug sie speziell im 
Hinblick auf die Schrankenregelungen vor, „die Regelungsstruktur des Schranken- und 
Ausnahmesystems in Europa zu überprüfen“361, um festzustellen, „welche Schranken-
systematik den Anforderungen einer Informationsgesellschaft gerecht wird“362. Schließ-
lich regte sie an, die Vorschrift zur Privatkopie an die digitale Gesellschaft anzupas-
sen363.  
Neben diesen fraktionsübergreifenden Handlungsempfehlungen, gab es auch schran-
kenbezogene Handlungsempfehlungen, die keine mehr Mehrheit innerhalb der Projekt-
gruppe fanden und daher lediglich als Sondervotum festgehalten wurden. Dazu gehörte 
z.B. die Empfehlung, die Bundesregierung aufzufordern, sich auf europäischer Ebene 
für eine Überarbeitung der InfoSoc-RL einzusetzen, um damit eine mögliche Flexibili-
sierung der Schranken anzustoßen, die den einzelnen Mitgliedstaaten mehr Gestaltungs-
spielraum verschafft364. Auch die Handlungsempfehlung, die derzeitigen Schrankenre-
gelungen zugunsten Bildung und Wissenschaft auszuweiten, um die Herausforderungen 
der digitalen Gesellschaft und die Bedürfnisse von Bildung und Wissenschaft ausrei-
chend zu berücksichtigen, fand keine Mehrheit365. Ebenso verhielt es sich mit der Emp-
fehlung, die Technikfestigkeit der Schranken sicherzustellen und insbesondere keine 
Aushöhlung durch Allgemeine Geschäftsbedingungen zuzulassen366. Keine Mehrheit 
fand auch die Handlungsempfehlung, die derzeitigen Schrankenregelungen komplett zu 
überarbeiten, eine allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke einzuführen und 
zudem die analoge Anwendung der US-amerikanischen Fair-Use-Doktrin zu überprü-
fen367. 
Die Projektgruppe „Bildung und Forschung“ beschäftigte sich etwas eingehender mit 
den Herausforderungen für Bildung und Forschung in der digitalen Gesellschaft. Auch 
sie stellte nach Anhörung zahlreicher Experten und intensiven Diskussionen innerhalb 
der Projektgruppe an den Anfang ihres Abschlussberichtes zunächst einige Ausführun-
gen zur gegenwärtigen Situation von Bildung und Forschung. Dabei führte sie insbe-
sondere aus, dass der technologische Fortschritt zwar einerseits erhebliche Potenziale 
für Bildung und Forschung biete, da die Digitalisierungstechnik völlig neue Formen der 
Kommunikation, Kooperation und Vernetzung erlaube und Bildungs- und Forschungs-
prozesse durch neue Arbeits-, Lern- und Lehrmethoden wesentlich aktiver und flexibler 
gestaltet werden können368. Sie wies aber auch darauf hin, dass sich andererseits infolge 
                                                
360 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 79.  
361 BT-Drs. 17/7899, S. 79. 
362 BT-Drs. 17/7899, S. 79. 
363 Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 79. 
364 Sondervotum der Fraktionen SPD und Die Linke – Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 92. 
365 Sondervotum der Fraktionen SPD und Die Linke – Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 93.  
366 Sondervotum der Fraktionen SPD und Die Linke – Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 93.  
367 Sondervotum der Fraktionen Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke – Vgl. BT-Drs. 17/7899, S. 95.  
368 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 8, 21. 
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des technischen Fortschritts auch die Anforderungen, die an Bildung- und Wissenschaft 
gestellt werden, z.B. in Bezug auf die Vermittlung von notwendigen Bildungskompe-
tenzen oder die Entwicklung von zeitgemäßen, d.h. digitalen, wissenschaftlichen Infor-
mationsinfrastrukturen, in erheblichem Maße geändert haben369. Die Projektgruppe 
stellte weiter fest, dass für die insofern nötig gewordene Neujustierung von Bildungs- 
und Wissenschaft kein entsprechender rechtlicher Handlungsrahmen gegeben sei, da die 
bisherigen Novellierungen des UrhG die Nutzung von urheberrechtlich geschützten 
Werken durch Bildung und Wissenschaft eher verkompliziert haben370. Gerade die Vor-
schriften, die sich auf digitale Inhalte beziehen „tragen […] zu wenig den Erfordernis-
sen einer schnellen und ungehinderten Wissenschaftskommunikation Rechnung“371. 
Daraus folgerte die Projektgruppe, dass sich dies nicht nur innovationshemmend auf 
den Wissenschaftsstandort Deutschland auswirke, sondern auch nachteilig für die ge-
samte Volkswirtschaft sei und insofern „Ziel der Bemühungen […] verlässliche, trans-
parente, leicht handhabbare und faire rechtliche Rahmenbedingungen für die wissen-
schaftliche Arbeit mit publizierter Information“372 sein müssten.   
Angesichts der gegenwärtigen Situation von Bildung und Wissenschaft entschied sich 
diese Projektgruppe fraktionsübergreifend dafür, eine Handlungsempfehlung hinsicht-
lich einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke auszusprechen373. Konkret 
hat sie empfohlen, „zu prüfen, ob im Urheberrecht eine allgemeine Bildungs- und Wis-
senschaftsschranke, die die bestehenden Schrankenprivilegierungen für Wissenschaft 
und Forschung zusammenfasst, verankert werden soll, um die Nutzung und Verbreitung 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen in der Breite umfangreicher zu ermöglichen“374. 
In diesem Zusammenhang stellte die Projektgruppe ausdrücklich fest, dass auf eine Fle-
xibilisierung der urheberrechtlichen Schranken für Bildung und Wissenschaft nicht ver-
zichtet werden kann375. Des Weiteren forderte die Projektgruppe konkret dazu auf, Bib-
liotheken eine ausreichende Grundfinanzierung zur Seite zu stellen, damit diese ver-
stärkt digitale Medien zur Nutzung anbieten können376. Im Hochschulbereich ist die 
Projektgruppe nachdrücklich für eine Stärkung des E-Learning Bereichs eingetreten und 
hat insofern darauf hingewiesen, dass dazu auch z.B. die entsprechenden Finanz- und 
Personalplanungen angepasst werden müssen377. 
                                                
369 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 8, 21. 
370 Vgl. BT-Drs. 17/ 12029, S. 30.  
371 Vgl. BT-Drs. 17/ 12029, S. 30. 
372 BT-Drs. 17/12029, S. 30. 
373 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 90. 
374 BT-Drs. 17/12029, S. 90 f. 
375 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 91.  
376 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 91. 
377 Vgl. BT-Drs. 17/12029, S. 91 f.   
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3.4.2.2 Die einzelnen Fraktionen 
3.4.2.2.1 CDU/ CSU 
Die Fraktion der CDU/ CSU ist ausdrücklich für die Einführung einer allgemeinen ur-
heberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke.   
In ihrem Positionspapier zum Urheberrecht vom Juni 2012 bekennt sich die Fraktion zu 
einem bildungs- und wissenschaftsfreundlichen Urheberrecht und stellt zunächst fest, 
dass das UrhG einfacher und klarer ausgestaltet werden muss. Änderungen sollten ins-
besondere dort vorgenommen werden, „wo existierende Schranken zu restriktiv ausge-
legt werden und auch aus Sicht von Sachverständigen kaum geeignet sind, die Interes-
sen der Öffentlichkeit angemessen abzubilden“378. Da eine Schrankenregelung nach 
dem Vorbild der US-amerikanischen Fair-Use Doktrin mit zu großer Rechtsunsicherheit 
verbunden ist, möchte die Fraktion aber grundsätzlich an der deutschen bzw. europäi-
schen Schrankendogmatik festhalten und mögliche Verbesserungen des Schrankensys-
tems eher auf europäischer Ebene anstoßen379.   
Im Hinblick auf ein bildungs- und wissenschaftsfreundliches Urheberrecht gibt die 
Fraktion zu, dass aufgrund des technischen Fortschritts, vor allem der Digitalisierungs-
technik, die spezifischen Schrankenregelungen nach §§ 52a ff. UrhG „nicht mehr pass-
genau und teilweise technisch überholt“380 sind. Da „sich einige Regelungen vor Ge-
richt als nicht praktikabel herausstellen könnten“381, schlägt die Fraktion daher die 
„kurzfristige Überarbeitung dieser Regelungen und die Zusammenführung zu einer ein-
heitlichen Wissenschaftsschranke“382 vor.  
Im November 2012 hat die Fraktion zusammen mit der FDP-Fraktion einen Gesetzent-
wurf zur letztmaligen Befristung von § 52a UrhG vorgelegt, der auch die Aufforderung 
an die Bundesregierung enthielt, bis spätestens Mitte 2014 einen Gesetzesentwurf für 
die dauerhafte Entfristung von § 52a UrhG vorzulegen und zumindest „zu prüfen, ob 
diese Regelung in eine neue einheitliche Wissenschaftsschranke überführt werden kann 
[...]“383. In der dazugehörigen Gesetzesdebatte wurde ausgeführt, dass es „Ziel ist […], 
bis Ende 2014 die in § 52a UrhG geregelte Ausnahme zusammen mit anderen urheber-
rechtlichen Regelungen in den Bereichen Unterricht und Forschung zu einer einheitli-
chen Wissenschaftsschranke im Urheberrecht zusammenzuführen“384. Nach Ihrer An-
sicht setzt nämlich ein modernes, zeitgemäßes und nutzerfreundliches UrhG voraus, 
dass insbesondere auch die „wachsende Bedeutung der elektronischen Kommunikation 
für Wissenschaft, Forschung und akademische Lehre“385 berücksichtigt wird.  
                                                
378 CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 2. 
379 Vgl. CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 2 f. 
380 CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 5.  
381 CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 5. 
382 CDU/CSU – Fraktion im Deutschen Bundestag: Urheberrecht in der digitalen Gesellschaft, S. 5. 
383 BT-Drs. 17/11317, S. 2.  
384 BT-PlPr. 17/204, S. 24971 (D) f.  
385 BT-PlPr. 17/204, S. 24972 (B).  
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Anzumerken ist, dass der eingebrachte Gesetzesentwurf vom Bundestag mehrheitlich 
angenommen wurde386.  
3.4.2.2.2 SPD 
Die Fraktion der SPD spricht sich zwar nicht eindeutig für die Einführung einer allge-
meinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke aus, lehnt eine solche aber auch nicht 
grundsätzlich ab.   
Obwohl auch sie sich in ihrem im Mai 2012 veröffentlichten Positionspapier für ein 
wissenschafts- und bildungsfreundliches Urheberrecht mit den entsprechenden Rah-
menbedingungen stark macht, wird eine allgemeine Bildungs- und Wissenschafts-
schranke dort jedoch mit keiner Silbe erwähnt387. Laut Positionspapier möchte sie aber 
zumindest die Überprüfung der derzeitigen Bildungs- und Wissenschaftsschranken, die 
dauerhafte und rechtssichere Gewährleistung der Intranet-Nutzung an Bildungseinrich-
tungen sowie die Aufhebung der Befristung von § 52a UrhG erreichen388.  
Eine positive Einstellung der Fraktion zu einer allgemeinen Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke ist jedoch während der Debatte zur Verlängerung von § 52a UrhG deut-
lich geworden, da festgestellt wurde, dass „sich zumindest zwischen den Wissen-
schaftspolitikern fraktionsübergreifend die Erkenntnis verfestigt zu haben [scheint], 
dass es im Sinne von Bildung, Wissenschaft und Forschung in Deutschland ist, eine 
umfassende Wissenschaftsschranke im Urheberrechtsgesetz zu verankern“389.  
Nachdem ihr eigener Gesetzesentwurf zur dauerhaften Entfristung von § 52a UrhG 
während der gleichen Debatte mehrheitlich abgelehnt wurde390, verkündete die Frakti-
on, dass sie sich „auch künftig mit vollem Elan dafür einsetzen [wird], dass im deut-
schen Urheberrecht eine verlässliche und dauerhafte Wissenschaftsschranke verankert 
wird“391. Hier ist nicht ganz klar, ob damit lediglich ein unbefristeter § 52a UrhG oder 
eine allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke gemeint ist. Da die Fraktion je-
doch grundsätzlich für eine Überprüfung der derzeitigen Bildungs- und Wissenschafts-
schranke ist, schließt eine solche Überprüfung zumindest die Prüfung einer allgemeinen 
Bildungs- und Wissenschaftsschranke sicherlich mit ein.  
3.4.2.2.3 FDP 
Auch die FDP-Fraktion ist offensichtlich nicht ausdrücklich für die Einführung einer 
allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke, spricht sich aber zumindest eben-
falls für die Prüfung einer solchen Schranke aus.  
                                                
386 Vgl. BT-PlPr. 17/211, S. 25837 (B). 
387 SPD Bundestagsfraktion: Zwölf Thesen für ein faires und zeitgemäßes Urheberrecht, S. 3. 
388 Vgl. SPD Bundestagsfraktion: Zwölf Thesen für ein faires und zeitgemäßes Urheberrecht, S. 3. 
389 BT-PlPr. 17/211, 25950 (B).   
390 Vgl. Gesetzesentwurf: BT-Drs. 17/10087; Ablehnung: BT-PlPr. 17/211, 25837 (C). 
391 SPD Bundestagsfraktion: Pressemitteilung vom 30.11.2012.  
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Ein Thesen- oder Positionspapier zum Urheberrecht hat die Fraktion nicht veröffent-
licht, ihr Standpunkt zum Urheberrecht lässt sich aber ebenfalls der parlamentarischen 
Debatte über die Verlängerung von § 52a UrhG entnehmen392: Danach steht für die 
FDP-Fraktion ein starker Schutz des geistigen Eigentums im Vordergrund. Zwar wer-
den auch die Wichtigkeit von Bildung und Wissenschaft in der Informationsgesellschaft 
nicht bestritten, deren gegensätzliche Interessen werden jedoch, nach Meinung der 
Fraktion, durch die urheberrechtlichen Schranken ausreichend berücksichtigt, so dass 
eine Lockerung oder die Einführung einer neuen Schranke an sich nicht für notwendig 
erachtet wird.  
Da die Fraktion zusammen mit der CDU/CSU-Fraktion den Gesetzentwurf zur Verlän-
gerung von § 52a UrhG eingebracht hat und dieser auch die Aufforderung zur Prüfung 
einer allgemeinen urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke enthält393, 
steht die Fraktion zumindest der Prüfung einer solchen Schranke nicht ablehnend ge-
genüber.   
3.4.2.2.4 Bündnis 90/ Die Grünen 
Die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen befürwortet ausdrücklich die Einführung einer 
allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke.  
Wegen der großen Bedeutung von Wissen für die Informationsgesellschaft hält die 
Fraktion eine Reform des UrhG für dringend nötig, um zumindest die Erkenntnisse von 
öffentlich finanzierter Forschung leichter für die Allgemeinheit nutzbar zu machen394. 
Sie ist zudem der Ansicht, dass durch die geltenden Regelungen die veränderten Nut-
zungsmöglichkeiten, die sich aus der Digitalisierungstechnik ergeben, nicht ausreichend 
berücksichtigt werden395.     
Im Hinblick auf den ursprünglich in Aussicht gestellten „Bildungs- und Wissenschafts-
korb“ wird während der Debatte zur Verlängerung von § 52a UrhG ausgeführt, dass 
Ziel einer Urheberrechtsreform die verbesserte Zugänglichmachung von Inhalten für 
Bildung und Wissenschaft sein muss396. Dies sei „am besten […] über eine allgemeine, 
im Urheberrecht zu verwirklichende Wissenschaftsschranke zu erreichen, die letztlich 
hilft, die Arbeitsmöglichkeiten für Lehrende und Forschende zu beflügeln“397. Hinsicht-
lich der Ausgestaltung einer solchen Schranke nimmt die Fraktion Bezug auf den „aus-
gearbeiteten Vorschlag der Allianz“398.  
                                                
392 Vgl. im Folgenden: BT-Drs. 17/204, S. 24974 f.; BT-Drs. 17/211, S. 25950 f.  
393 Vgl. 3.4.2.2.1. 
394 Vgl. Bündnis 90/ Die Grünen Bundestagsfraktion: Pressemitteilung vom 13.07.2010. 
395 Vgl. Bündnis 90/ Die Grünen Bundestagsfraktion: Pressemitteilung vom 23.04.2012. 
396 Vgl. BT-PlPr. 17/204, 24977 (A).   
397 BT-PlPr. 17/204, 24977 (A).  
398 BT-PlPr. 17/211, 25953 (A).   
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3.4.2.2.5 Die Linke 
Auch die Fraktion Die Linke spricht sich ausdrücklich für die Einführung einer allge-
meinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke aus.  
In ihrem im Juni 2011 gestellten Antrag an den Bundestag zur Modernisierung des 
UrhG trägt sie vor, dass das geltende UrhG „den veränderten technischen Gegebenhei-
ten und Akteurskonstellationen einer digitalisierten Gesellschaft nicht mehr gerecht“399 
wird. Sie macht zudem geltend, dass das UrhG nach den letzten Novellierungen „eine 
dominant verwertungsorientierte Komponente erhalten“400 hat und schlägt deswegen 
verschiedene Maßnahmen vor, die nicht nur auf eine Stärkung von Urhebern und Nutzer 
abzielen, sondern auch auf einen verbesserten Zugang zu Informationen und Wissen 
sowie die europäische und internationale Weiterentwicklung des Urheberrechts401.  
Unter dem Aspekt eines ungehinderten Informationszuganges fordert die Fraktion, „die 
bestehenden Schrankenregelungen für Wissenschaft und Forschung in einer bereichs-
spezifischen Wissenschaftsschranke zusammenzufassen“402. Hierauf wird auch in der 
Debatte zur Verlängerung des § 52a UrhG Bezug genommen und erklärt, dass „die neu-
erliche Befristungsverlängerung von § 52a [UrhG] das absolute Minimum dessen ist, 
was unabdingbar notwendig ist, um Wissens- und Informationszugang an Bildungsein-
richtungen nicht wieder in die Ära der Kopiergeräte zu beamen“403, besser und zweck-
mäßiger wäre es jedoch, den Regelungsgehalt von § 52a UrhG auszuweiten und in einer 
allgemeinen Wissenschaftsschranke zu verankern404.   
Des Weiteren schlägt die Fraktion vor, wegen Art. Art. 5 II c, III a InfoSoc-RL und den 
Erwägungsgründen 14 und 34 InfoSoc-RL im Rahmen der Schrankenregelungen die 
Vergütungspflicht für Bildungseinrichtungen aufzuheben405.  
Im Hinblick auf eine Stärkung der Nutzerrechte, speziell im nichtkommerziellen Be-
reich, spricht sich die Fraktion zudem dafür aus, Bereichsausnahmen z.B. für Wissen-
schaft und Forschung flexibler zu gestalten und die Aushebelungsmöglichkeiten von 
Schrankenregelungen durch Allgemeine Geschäftsbedingungen und Lizenzverträge zu 
verhindern406.  
Auf europäischer und internationaler Ebene strebt die Fraktion vor allem die Prüfung 
an, ob „Generalklauseln - insbesondere für nichtkommerzielle Werknutzungen sowie 
den Wissenschaftsbereich – im deutschen Recht ähnlich der amerikanischen Fair-use-
Doktrin vergleichbare Regelungsoffenheit und Handhabbarkeit gewährleisten könn-
                                                
399 BT-Drs. 17/6341 S. 1.  
400 BT-Drs. 17/6341, S. 2. 
401 Vgl. BT-Drs. 17/6341 S. 3 f., 5 f., 6 f.   
402 BT-Drs. 17/6341, S. 5.  
403 BT-PlPr. 17/204, S. 24975 (B).  
404 Vgl. BT-PlPr. 17/211, S. 25952 (A).  
405 Vgl. BT-Drs. 17/6341, S. 6. 
406 Vgl. BT-Drs. 17/6341, S. 6. 
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ten“407. Daneben möchte sie schon auf europäischer Ebene dafür sorgen, dass die 
Schranken als Mindestvorgabe ausgestaltet werden und nicht durch technische Schutz-
maßnahmen unterlaufen werden können408. Langfristig setzt sich die Fraktion dafür ein, 
die InfoSoc-RL durch technologieneutrale Generalklauseln zu ersetzen oder zumindest 
zu ergänzen409.  
3.4.3 Bundesrat 
Der Bundesrat hat sich deutlich für die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke ausgesprochen. 
Nachdem der Bundesrat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Siebenten Ge-
setz zur Änderung des UrhG erneut gefordert hatte, § 52a UrhG vollständig zu entfris-
ten410 und sich der Gesetzgeber über diese Forderung schlicht hinweggesetzt und eine 
weitere Verlängerung von § 52a UrhG bis zum 31.12.2014 vorgesehen hat411, ließ der 
Bundesrat den Gesetzentwurf angesichts der engen zeitlichen Terminierung zwar letzt-
lich passieren, um negative Folgen für Bildung und Wissenschaft auszuschließen412, 
brachte in dem entsprechenden Beschluss jedoch seine deutliche Erwartung zum Aus-
druck, „dass die Bundesregierung unverzüglich und in enger Abstimmung mit den Län-
dern die Arbeiten an einer breiter und allgemeiner gefassten Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke aufnimmt, wie sie einvernehmlich von der Kultusministerkonferenz 
und der Wissenschaftsallianz gefordert wird“413.   
3.4.4 Exkurs: Europäische und internationale Schrankendiskussion  
Obwohl sich diese Arbeit mit der deutschen Diskussion um die Einführung einer allge-
meinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke beschäftigt, ist zu beachten, dass das 
deutsche UrhG maßgeblich unter dem Einfluss von europarechtlichen und internationa-
len Vorgaben zum Urheberrecht steht. Insofern sind im Rahmen der Diskussion um die 
Anpassung der urheberrechtlichen Schranken durchaus auch die Entwicklungen und 
Diskussionen auf europäischer und internationaler Ebene zu berücksichtigen. Im Fol-
genden soll daher ein kurzer Blick auf die entsprechenden europäischen und internatio-
nalen Entwicklungen geworfen: 
Auch vom europäischen Gesetzgeber wurden die urheberrechtlichen Schrankenregelun-
gen nach Erlass der InfoSoc-RL noch thematisiert. Zunächst wurde 2007 in einer Unter-
suchung festgestellt, dass zwar die meisten Mitgliedstaaten die fakultativen Schranken-
                                                
407 BT-Drs. 17/6341, S. 6. 
408 Vgl. BT-Drs. 17/6341, S. 7. 
409 Vgl. BT-Drs. 17/6341, S. 7. 
410 Vgl. BR-Drs. 514/12 (B), S. 4. Vgl. auch zum „Zweiten Korb“: BR-Drs. 582/07 (B), S. 4. 
411 Vgl. BT-Drs. 17/11470, S. 11 f. 
412 Vgl. BR-Drs. 737/12 (B). 
413 BR-Drs. 737/12 (B), S. 2. 
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regelungen nach Art. 5 InfoSoc-RL umgesetzt haben, diese aber einen höchst unter-
schiedlichen Regelungsgehalt aufweisen414. Da dies jedoch im Widerspruch zu der mit 
der InfoSoc-RL angestrebten Harmonisierung stand, sah sich die EU-Kommission 2008 
zu einem Grünbuch „Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft“ veranlasst. 
Zweck dieses Grünbuchs war neben der Diskussion von allgemeinen Fragen hinsicht-
lich der urheberrechtlichen Schrankenregelungen, auch die Frage, wie die für Bildung 
und Wissenschaft nötigen Informationen am besten online verbreitet werden können 
bzw. ob nicht gerade die fakultativen Schranken zugunsten Bildung und Wissenschaft 
angesichts des digitalen Zeitalters ausgeweitet werden sollten415. Untersucht wurden 
unter anderem die Ausnahmen für Bibliotheken und Archive gemäß Art. 5 II c, 5 III n 
InfoSoc-RL sowie die Ausnahmen zur Verbreitung geschützter Werke zu Unterrichts- 
und Forschungszwecken nach Art. 5 III a InfoSoc-RL. Im Ergebnis stellte das Grün-
buch fest, dass gerade die Schranken zugunsten Bildung und Wissenschaft bei der 
Übernahme in nationales Recht nicht nur sehr unterschiedlich, sondern meist auch viel 
enger als in der Richtlinie vorgegeben, gefasst wurden416. In diesem Zusammenhang 
wies das Grünbuch jedoch ausdrücklich darauf hin, dass auch mit der Verankerung ei-
ner allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke in der InfoSoc-RL nicht unbe-
dingt die Ausweitung der spezifischen Schranken verbunden wäre, da stets auch die 
Interessen der Rechteinhaber berücksichtigt werden müssen417. Anvisiert wurde viel-
mehr, im Sinn von Erwägungsgrund 44 InfoSoc-RL, ein Mittelweg, der sowohl die aus-
schließlichen Rechte der Urheber berücksichtigt, aber gleichzeitig auch die Wettbe-
werbsfähigkeit von Bildung und Wissenschaft in Europa erhöht418.  
Bei der im Anschluss an das Grünbuch durchgeführten öffentlichen Konsultation wur-
den, ähnlich wie in der deutschen Diskussion, im wesentlichen zwei verschiedene 
Standpunkte vertreten419: Auf der einen Seite setzten sich Bildungs- und Wissenschafts-
institutionen im Allgemeininteresse für die Ausweitung der Schrankenregelungen ein, 
auf der anderen Seite plädierten Urheber und Verwertungsindustrie für die Erhaltung 
des derzeitigen Status Quo ein bzw. den Vorrang von Lizenzvereinbarungen.  
Die für die Folgezeit geplanten Schritte bezogen die urheberrechtlichen Schranken zu-
gunsten Bildung und Wissenschaft zwar zunächst nicht mit ein, diese rückten jedoch 
wieder 2011 im Rahmen einer Mitteilung der EU-Kommission zur Schaffung eines 
Binnenmarkts für Rechte des geistigen Eigentums auf die europäische Agenda. In der 
Mitteilung schlug die Kommission eine umfassende europäische Reform des Rahmens 
                                                
414 Vgl. SEC (2007) 1556, S. 1 ff.  
415 Vgl. Europäische Kommission: Grünbuch Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft, S. 3.  
416 Vgl. Europäische Kommission: Grünbuch Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft, S. S. 4, 
17. 
417 Vgl. Europäische Kommission: Grünbuch Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft, S. 18. 
418 Vgl. Europäische Kommission: Grünbuch Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft, S. 19. 
419 Vgl. im Folgenden: Europäische Kommission: Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft, S. 
4.   
 63 
für Urheberrechte vor, die dazu führen sollte, dass „den Verbrauchern in der gesamten 
Europäischen Union ein breiteres und differenzierteres Angebot zur Verfügung 
steht“420. Außerdem stellte die Kommission Überlegungen zu einem europäischem Ur-
heberrechtskodex an, mit dem nicht nur die bestehenden EU-Richtlinien konsolidiert, 
sondern gegebenenfalls auch die Ausnahmen und Beschränkungen der InfoSoc-RL ak-
tualisiert oder harmonisiert werden könnten421. Dafür wurde in zeitlicher Hinsicht bis 
2012 die Überprüfung der InfoSoc-RL und der Beginn der Arbeiten zur Verfassung 
eines europäischen Urheberrechtskodex anvisiert422. Diese zeitlichen Vorgaben wurden 
jedoch Ende 2012 durch eine Mitteilung der Kommission auf 2013/ 2014 verschoben423.  
Auch auf internationaler Ebene sind die urheberrechtlichen Schranken wieder 
ins Blickfeld gerückt, nachdem zwischen 2003 und 2009 im Auftrag der WIPO424 ins-
gesamt neun Studien zu Schranken und Ausnahmen im Urheberrecht durchgeführt wor-
den waren425. Dabei wurde offenbar, dass zwar 128 von 149 untersuchten Ländern min-
destens eine Schrankenregelung zugunsten Bibliotheken oder Archiven umgesetzt ha-
ben, aber die jeweiligen Bestimmungen doch einen sehr unterschiedlichen Regelungs-
gehalt aufweisen426. So ließen sich z.B. nur in sechs Ländern Bestimmungen zur biblio-
thekarischen Fernleihe finden427. Zwar wurde in den europäischen Ländern immerhin 
eine gewisse Ähnlichkeit der nationalen Regelungen festgestellt, dies wurde jedoch 
letztlich auf die InfoSoc-RL zurückgeführt428. Ganz interessant ist insofern, dass in der 
zugrunde liegenden Studie die im deutschen UrhG geregelten Schranken für Bibliothe-
ken und Archive nicht nur als verwirrend bezeichnet wurden, sondern auch höchst ver-
wundert bemerkt wurde, dass allein das Bibliothekspersonal die Verantwortung für ein 
rechtmäßiges Handeln innerhalb der gesetzlich festgelegten Schranken trägt429.  
Darüber hinaus wurden im Rahmen der Studien auch bei den urheberrechtlichen 
Schranken für den Bildungsbereich eklatante Unterschiede zwischen den nationalen 
Regelungen sichtbar, nicht nur hinsichtlich des jeweiligen Anwendungsbereichs, son-
dern auch im Hinblick auf Nutzungsumfang, -art oder -zweck430.  
Infolge dieser Erkenntnisse nahm das Standing Committee on Copyright and Related 
Rights (im Weiteren: SCCR) der WIPO die Diskussion um die urheberrechtlichen 
Schranken und deren eventuelle Modifikation für die Jahre 2011/ 2012 auf ihre Agenda. 
                                                
420 Europäische Kommission: Ein Binnenmarkt für Rechte des geistigen Eigentums, S. 13. 
421 Vgl. Europäische Kommission: Ein Binnenmarkt für Rechte des geistigen Eigentums, S. 14. 
422 Vgl. Europäische Kommission: Ein Binnenmarkt für Rechte des geistigen Eigentums, S. 30.  
423 Vgl. Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission über Inhalte im digitalen Binnenmarkt, S. 
3, 5.   
424 World Intellectual Property Organization – vgl. http://www.wipo.int/portal/index.html.en. 
425 Vgl. zur Aufzählung der einzelnen Studien: SCCR/20/4, S. 3.  
426 Vgl. ausführlich SCCR/20/4, S. 7 ff. m.w.N. 
427 Vgl. SCCR/20/4, S. 8 m.w.N. 
428 Vgl. SCCR/20/4, S. 9 m.w.N. 
429 Vgl. SCCR/17/2, S. 59 sowie Müller, in: Hohoff: Bibliotheken für die Zukunft – Zukunft für die Bib-
liotheken, S. 45. 
430 Vgl. ausführlich SCCR/20/4, S. 9 ff. 
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Dafür wurden in der Folgezeit zahlreiche Arbeitsdokumente eingereicht, wie z.B. vom 
internationalen Bibliotheksverband IFLA431, der nicht nur die überaus wichtige Funkti-
on der urheberrechtlichen Schranken für Bibliotheken und Archive darstellte und auf 
die Unzulänglichkeiten vieler nationaler Regelungen im digitalen Zeitalter hinwies, 
sondern auch die Forderung erhob, durch Modifizierung des internationalen Schranken-
systems Bibliotheken und Archive in die Lage zu versetzen, auch im digitalen Zeitalter 
ihre Aufgaben erfüllen zu können432. Nach Vorschlag der IFLA sollten dazu nicht etwa 
einheitliche Schrankenregelungen für alle Länder vorgeschrieben, sondern vielmehr ein 
internationaler Vertrag geschaffen werden, der zwar den einzelnen Ländern die Berück-
sichtigung gewisser Schlüsselthemen im Rahmen der urheberrechtlichen Schranken 
vorschreibt, ihnen aber andererseits auch noch genügend Flexibilität bei der Implemen-
tierung von Schranken belässt433. Konkret vorgeschlagen wurden in diesem Zusammen-
hang nicht nur Schranken zum Erhalt des kulturellen Erbes, zum Kopienversand von 
Werken durch Bibliotheken oder Archive zu persönlichen und privaten Zwecken, son-
dern ausdrücklich auch zur Unterstützung von Bildung, Wissenschaft und privaten Stu-
dien434. Auch die USA plädierten im Hinblick auf die Ziele und Leitlinien von urheber-
rechtlichen Schranken für Bibliotheken und Archive nicht nur für die grundsätzliche 
Verabschiedung von entsprechenden nationalen Regelungen, sondern ermutigten insbe-
sondere zu solchen nationalen Schranken, die es Bibliotheken und Archiven z.B. er-
möglichen, das nationale Kulturgut zu erhalten oder Forschung und Entwicklung zu 
unterstützen435. Außerdem schlugen sie vor, bestehende nationale Regelungen an die 
digitale Welt anzupassen und im Hinblick auf mögliche Haftungsbegrenzungen für Bib-
liotheks- und Archivangestellte zu überprüfen436.    
Nachdem auch in einem weiteren Dokument Vorschläge für verpflichtende Schranken-
regelungen zugunsten Bibliotheken und Archiven, wie z.B. hinsichtlich der Vervielfäl-
tigung und Verbreitung von Kopien durch Bibliotheken und Archive zu Zwecken der 
Bildung, Forschung oder privaten Studien und des innerbibliothekarischen Leihver-
kehrs, unterbreitet wurden437, beschloss das SCCR im Dezember 2011, die Belange von 
Bibliotheken und Archiven stärker in den urheberrechtlichen Schrankenregelungen zu 
berücksichtigen und räumte den Mitgliedstatten bis Februar 2012 die Möglichkeit ein, 
sich zu den bisherigen Vorschlägen zu äußern. Im Sommer 2012 stellte das SCCR 
schließlich zwei detaillierte Arbeitspapiere als Basis für das zukünftige Vorgehen zu-
sammen: Ein Dokument, in dem sämtliche Vorschläge und Kommentieren zu urheber-
rechtliche Ausnahmen und Beschränkungen zugunsten Bildungs- und Wissenschaftsor-
                                                
431 International Federation of Library Association - vgl.: http://www.ifla.org/. 
432 Vgl. SCCR/23/3, S. 2 ff.  
433 Vgl. SCCR/23/3, S. 4. 
434 Vgl. SCCR/23/3, S. 5. 
435 Vgl. SCCR/23/4, S. 2 ff. 
436 Vgl. SCCR/23/4, S. 3.  
437 Vgl. SCCR/23/5, S. 2 f.  
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ganisationen enthalten waren, wie z.B. Nutzungen im oder außerhalb des Unterrichts, 
interaktive Nutzung oder Nutzung zu Zwecken von Fernstudien oder Forschung438. Das 
zweite Dokument beinhaltete sämtliche Vorschläge und Kommentierungen speziell im 
Hinblick auf die Nutzung von Bibliotheken und Archiven, wie z.B. zur Erhaltung des 
nationalen Kulturgutes, Vervielfältigung, Fernleihe, Parallelimporte, grenzüberschrei-
tende Nutzungen oder Haftungsbeschränkungen439. Nach erneuter Diskussion dieser 
Dokumente im November 2012 fasste das SCCR den Beschluss, die textbasierte Arbeit 
im Hinblick auf die vorgelegten Dokumente zunächst fortzuführen, um dann auf der 28. 
bzw. 30. Sitzung440 des SCCR entsprechende Empfehlungen auszusprechen441.  
3.5 Sonstige Positionen 
Um die Darstellung der verschiedenen Positionen abzurunden, werden im Folgenden 
die Positionen einiger Juristen aufgeführt, die im Rahmen der Enquete-Kommission 
„Internet und digitale Gesellschaft“ als unabhängige Sachverständige von der Projekt-
gruppe Urheberrecht angehört wurden und die sich dabei sowohl allgemein zur Anpas-
sung der urheberrechtlichen Schrankenregelungen an das digitale Zeitalter als auch spe-
ziell zu den urheberrechtlichen Schrankenregelungen zugunsten Bildung und Wissen-
schaft geäußert haben.  
3.5.1 Prof. Dr. Thomas Dreier  
Der Jurist Dreier spricht sich zwar nicht ausdrücklich für eine allgemeine Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke aus, regt aber an, vom Grundsatz der engen Schrankenauslegung 
Abstand zu nehmen und den Schrankenkatalog um eine flexible Bestimmung zu ergän-
zen.  
Im Rahmen seiner schriftlichen Stellungnahme führt Dreier aus, dass das UrhG grund-
sätzlich auch im digitalen Zeitalter geeignet ist, die gegensätzlichen Interessen von Ur-
hebern, Verwertern und Nutzern in einen angemessenen Ausgleich zu bringen, wenn es 
nur richtig justiert ist442. Bei der insofern noch ausstehenden Feinjustierung müsste da-
für gesorgt werden, dass das UrhG alle Beteiligten gleichermaßen berücksichtigt und 
keinen von ihnen in den Vordergrund stellt443. Dies könnte vor allem dadurch gesche-
hen, dass der vorherrschende Grundsatz der engen Schrankenauslegung aufgegeben 
wird, da eine enge Schrankenauslegung vorrangig den Interessen der Urheber zugute 
kommt, nicht aber den Interessen der Nutzer444. Eine weite Auslegung würde zudem 
                                                
438 Vgl. ausführlich SCCR/24/8.   
439 Vgl. ausführlich SCCR/23/8.  
440 Da die 26. Sitzung des SCCR für Dezember 2013 angesetzt ist, kann frühestens im Herbst 2014 mit 
entsprechenden konkreten Empfehlungen gerechnet werden.    
441 Vgl. SCCR/25/Ref/Conclusions, S. 2. 
442 Vgl. Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 2, 16 Rn. 60. 
443 Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 10 Rn. 22.  
444 Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 16 Rn. 62. 
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auch berücksichtigen, dass Nutzer nach geltendem Urheberrechtsverständnis „keine 
„Rechte“ im Sinne subjektiver Ausschlussrechte innehaben“445 und insofern ohnehin 
schon ein Ungleichgewicht zwischen Urhebern und Nutzern besteht.  
Im Hinblick auf die speziellen Schrankenregelungen zugunsten Bildung und Wissen-
schaft sieht Dreier mit Ausnahme der dauerhaften Entfristung von § 52a UrhG keinen 
weiteren Regelungsbedarf446. Angesichts der mit dem Internet neu aufgekommenen 
Nutzungsformen schlägt Dreier unter Hinweis auf Art. 5.5 European Copyright Code447 
vor, nach einer entsprechenden Änderung der InfoSoc-RL, den Schrankenkatalog um 
eine flexible Schrankenregelung, im Sinne einer „beschränkten „fair-use“-Regelung“448, 
zu ergänzen, „die es den Gerichten ermöglicht, in überschaubarem Umfang angemessen 
auf technologische Entwicklungen zu reagieren“449.  
3.5.2 Wolfgang Schimmel  
Der Jurist Schimmel ist gegen die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke.  
In seinen Ausführungen stellt er klar, dass das UrhG auch im digitalen Zeitalter einen 
angemessenen Ausgleich zwischen den Interessen der Urheber und Nutzer herstellt und 
insofern keine Modifizierung der Schrankenregelungen nötig sei450. Dies gilt für 
Schimmel auch hinsichtlich des speziellen Informationsbedarfs von Bildung und Wis-
senschaft, eventuelle Defizite in diesem Bereich führt er vielmehr auf eine unzureichen-
de finanzielle Ausstattung dieser Institutionen zurück451. Der Einführung einer General-
klausel zum Zwecke der Berücksichtigung neuer Nutzungsformen steht Schimmel eben-
falls ablehnend gegenüber, da eine solche infolge der mit ihr verbundenen Rechtsunsi-
cherheit „eher eine Sünde […] als eine Lösung“452 ist.  
3.5.3 Prof. Dr. Karl-Nikolaus Pfeifer 
Der Jurist Pfeifer ist zwar der Ansicht, dass sich das geltende Schrankensystem im Hin-
blick auf Bildung und Wissenschaft nicht bewährt hat, steht der Einführung einer Gene-
ralklausel dennoch skeptisch gegenüber.  
                                                
445 Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 20 Rn. 92. 
446 Vgl. Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 19 Rn. 83 ff.  
447 Der European Copyright Code wurde im Rahmen des Wittem Projektes unter Beteiligung von zahlrei-
chen europäischen Urheberrechtsexperten entwickelt und 2010 veröffentlicht, um auf Grundlage der 
bestehenden internationalen Verträge bzw. Richtlinien eine nachhaltige Diskussionsgrundlage für ein 
transparentes und einheitliches europäisches Urheberrecht zu liefern. Die Schranke nach Art. 5.5 Euro-
pean Copyright Code erlaubt auch solche Nutzungen, die vergleichbar mit den in Art. 5.1 ff. European 
Copyright Code genannten Nutzungsausnahmen sind und die nicht im Widerspruch zum Dreistufentest 
stehen. Vgl. ausführlich zum Ganzen: http://www.copyrightcode.eu/. 
448 Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 32 Rn. 177. 
449 Dreier: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 16 Rn. 64. 
450 Vgl. Schimmel: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 11. 
451 Vgl. Schimmel: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 13. 
452 Schimmel: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 21. 
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In seiner schriftlichen Stellungnahme führt er aus, dass es trotz der bisherigen Novellie-
rungen des UrhG nicht gelungen ist, die divergierenden Interessen auch im digitalen 
Zeitalter in einen angemessenen Ausgleich zu bringen und insofern die Neujustierung 
des Verhältnisses von Urhebern, Verwertern und Nutzern immer noch ansteht453. Im 
Hinblick auf die speziellen Schranken zugunsten Bildung und Wissenschaft stellt Pfei-
fer fest, dass diese aufgrund ihrer engen Formulierung für die privilegierten Institutio-
nen nur beschränkt attraktiv sind und die Methoden der Literaturversorgung den techni-
schen Möglichkeiten hinterherhinken454.  
Der Einführung einer generellen Schranke im Sinne einer „fair-use-Regelung“ nach US-
amerikanischen Recht zur Berücksichtigung neuer Nutzungsformen steht Pfeifer unter 
Hinweis auf die rechtsunsichere Handhabung in gerichtlichen Verfahren ablehnend ge-
genüber, denn „Fair use bleibt ein stumpfes Schwert, wenn niemand weiß, welchen Um-
fang ein solches Zugriffsrecht im Einzelfall vermittelt“455.      
3.5.4 Prof. Dr. Gerald Spindler 
Der Jurist Gerald Spindler plädiert für den vorsichtigen Ausbau der urheberrechtlichen 
Schrankenregelungen und eine generalklauselartige „Fair-Use-Regelung“ auf europäi-
scher Ebene.    
In seiner Stellungnahme führt Spindler aus, dass sowohl Urheber als auch Nutzer im 
Mittelpunkt des UrhG stehen sollten und insofern ein austariertes System, das die 
Grundrechtspositionen von Urhebern und Nutzern gleichermaßen berücksichtigt, ge-
funden werden muss456. Ziel sollte sein, „das Optimum zwischen Anreizen für Kreative 
einerseits und dem möglichst kostengünstigen Zugang zu Informationen andererseits zu 
finden“457. Hierbei weist Spindler darauf hin, dass gerade Bildungsschranken auch der 
Ausbildung von Kreativen dienen und ein erschwerter Informationszugang insofern 
letztlich kontraproduktiv wäre458. Weiterhin stellt Spindler fest, dass sich die Schran-
kenregelungen zwar jahrzehntelang bewährt haben, aber nun angesichts der neuen digi-
talen Nutzungsmöglichkeiten zu starr sind, da sie die neuesten technischen Entwicklun-
gen nicht berücksichtigen459. Da die Schranken zudem „als Ausdruck politischer Kom-
promisse derart kompliziert werden, dass sie selbst für Experten nur noch schwer zu 
durchschauen und in der Praxis kaum zu handhaben sind“460, schlägt Spindler vor, auf 
                                                
453 Vgl. Pfeifer: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 5, 10.  
454 Vgl. Pfeifer: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 11. 
455 Pfeifer: schriftliche Stellungnahme vom 23.11.2010, S. 20. 
456 Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 4. 
457 Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 5. 
458 Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 5. 
459 Vgl. Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 6, 9. 
460 Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 9. 
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europäischer Ebene ein „Fair-Use-System“ nach amerikanischem Vorbild anzustreben, 
auch wenn damit ein gewisser Verlust der Rechtssicherheit verbunden wäre461.     
3.5.5 Prof. Dr. Rolf Schwartmann 
Der Jurist Schwartmann hingegen sieht auch angesichts der digitalen Welt keine Not-
wendigkeit für die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke. 
Er spricht sich vielmehr dafür aus, die Urheber zu stärken.  
In seiner Stellungnahme führt er aus, dass dem Urheber auch in der digitalen Welt eine 
möglichst effektive Kontrolle des Urhebers über seine Werke verschafft werden 
muss462. Zwar gesteht er auch Bildung und Wissenschaft den Bedarf eines „free flow of 
information“463 zu, der im Rahmen entsprechender Schrankenregelungen zu berücksich-
tigen ist, weist aber ausdrücklich darauf hin, dass dabei keinesfalls das Selbstbestim-
mungsrecht des Urhebers aus den Augen verloren werden darf464. Da sich das geltende 
UrhG auch in der digitalen Welt bewährt hat, sieht Schwartmann keinen Anlass für 
grundlegende Veränderungen - auch nicht im Hinblick auf die speziellen Interessen von 
Bildung und Wissenschaft, da diesen durch die geltenden Schrankenregelungen bereits 
„hinreichend Rechnung getragen“465 wird. Dem Einsatz von Generalklauseln zur Erhö-
hung der Flexibilität im Hinblick auf neue Nutzungsformen steht Schwartmann kritisch 
gegenüber. Da sich dabei häufig Probleme hinsichtlich Klarheit und Rechtssicherheit 
ergeben, sollten diese nur „nachrangig und in besonderen Ausnahmefällen“466 einge-
setzt werden. Statt die Verantwortung zur interessengerechten und klaren Regelung 
durch den übereilten Einsatz von Generalklauseln aus der Hand zu geben, sollte der 
Gesetzgeber den „fair-use“ Gedanken eher im Rahmen eines angemessenen Interessen-
ausgleichs innerhalb der Schrankenregelungen konkretisieren467.  
3.6 Vergleichende Analyse der Positionen 
Bei umfassender Betrachtung aller Positionen fällt zunächst auf, dass Bildungs- und 
Wissenschaftsorganisationen die Forderung nach einer allgemeinen urheberrechtlichen 
Schrankenregelung zuerst erhoben haben, nämlich schon 2010, und sich auch am zahl-
reichsten und detailliertesten geäußert haben468. Dies ist insofern nachvollziehbar, als 
die Einführung einer solchen Schranke natürlich im unmittelbarem Interesse dieser Or-
ganisationen liegt. Nicht verwunderlich ist auch, dass sich mit Ausnahme des Kulturra-
tes alle Institutionen ausdrücklich für die Einführung einer solchen Schranke ausspre-
                                                
461 Vgl. Spindler: schriftliche Stellungnahme vom 19.11.2010, S. 9. 
462 Vgl. Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 10. 
463 Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 12. 
464 Vgl. Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 12.  
465 Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 13. 
466Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 20.  
467 Vgl. Schwartmann: schriftliche Stellungnahme vom 24.11.2010, S. 20. 
468 Vgl. ausführlich unter 3.1. 
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chen. Im Ergebnis befürworten somit fünf von sechs Organisationen die Einführung 
einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke. Im Hinblick auf den Kulturrat 
ist festzuhalten, dass auch dieser eine entsprechende Schranke nicht ausdrücklich ab-
lehnt, sondern sich zumindest ebenfalls für die Vereinfachung und Überprüfung der 
derzeitigen Schranken ausspricht. 
Drei Organisationen aus dem Bildungs- und Wissenschaftsbereich haben bereits im 
Rahmen ihrer Positionierung konkrete Normvorschläge für eine allgemeine Bildungs- 
und Wissenschaftsschranke vorgelegt. Sowohl der Vorschlag des Aktionsbündnisses, 
als auch die erste Variante der Allianz sowie der Vorschlag der KMK sind darauf aus-
gerichtet, die bisherigen Bildungs- und Wissenschaftsschranken, d.h. vor allem die §§ 
52a ff. UrhG, unter Erweiterung ihres bisherigen Regelungsgehaltes in einer neuen ur-
heberrechtlichen Schranke zusammenzufassen, um damit die derzeitigen spezifischen 
Regelungen zu ersetzen. Die Allianz unterbreitet alternativ sogar noch einen zweiten 
Normvorschlag, nach dem unter Beibehaltung der bisherigen Regelungen zusätzlich 
eine Generalklausel für Bildung und Wissenschaft eingefügt wird. Der dbv und die KII 
bringen keine eigenen Normvorschläge in die Diskussion ein, sondern nehmen Bezug 
auf die Vorschläge von Aktionsbündnis und Allianz.  
Der Normvorschlag des Aktionsbündnisses469 zeichnet sich zunächst durch leicht ver-
ständliche Formulierungen und eine klare Gliederung aus. Inhaltlich fällt im ersten Ab-
satz auf, dass keine Nutzungsbegrenzung hinsichtlich des Werkumfanges vorgesehen ist 
(„veröffentlichte Werke“) und auch nicht zwischen gedruckten oder digitalen Verviel-
fältigungen unterschieden wird. Der verwendete Begriff der Bildungseinrichtungen er-
fasst nicht nur Schulen, sondern ausdrücklich auch Hochschulen und nicht-gewerbliche 
Bildungsstätten. Zudem werden die Nutzungsrechte sowohl natürlichen als auch juristi-
schen Personen zugestanden, um damit „einen […] Nutzungsfreiraum für die in Bildung 
und Wissenschaft Tätigen selbst zu schaffen“470. Die öffentliche Zugänglichmachung 
wird zwar im zweiten Satz des ersten Absatzes wegen den Erfordernissen des Dreistu-
fentests auf geschlossene Benutzergruppen beschränkt, weitere raum- oder bestandsbe-
zogene Einschränkungen sind jedoch nicht vorgesehen471. Auffällig ist im zweiten Ab-
satz, dass eine pauschale Vergütung ausdrücklich nur für die Urheber vorgesehen ist 
und bei Nutzung zu Zwecken der Dokumentation, Bestandssicherung oder Bestandser-
haltung Vergütungsfreiheit vorgeschlagen wird. Durch den dritten Absatz schließlich 
soll vollumfänglich die Abdingbarkeit bzw. das Unterlaufen von Bildungs- und Wissen-
schaftsschranken durch einzelvertragliche Regelungen ausgeschlossen werden.  
Im Gegensatz dazu, ist bei Betrachtung des ersten Allianzvorschlages472 schon auf den 
ersten Blick erkennbar, dass der Normtext, insbesondere der erste Absatz, wesentlich 
                                                
469 Vgl. unter 3.1.1. 
470 Kuhlen, Bibliothek 2013, S. 41.   
471 Vgl. Kuhlen, Bibliothek 2013, S. 41 sowie Aktionsbündnis: Pressemitteilung 06/10 vom 06.07.2010.  
472 Vgl. unter 3.1.2.  
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länger ist. Gerade der erste Absatz enthält zudem viele Verschachtelungen, was letztlich 
zulasten der Übersichtlichkeit und Verständlichkeit geht. In sprachlicher und inhaltli-
cher Sicht orientiert sich dieser Vorschlag sehr an den bisherigen Formulierungen des 
geltenden UrhG, insbesondere den §§ 52a ff. UrhG. So ist in Nummer 1 des ersten Ab-
satzes §§ 52a I Nr.1 bzw. 53 III 1 Nr.1 UrhG wieder erkennbar und Nummer 2 des ers-
ten Absatzes erinnert sehr an § 53 III 1 Nr.1 UrhG. Unter dem dritten Spiegelstrich im 
ersten Absatz wurden offensichtlich die §§ 52a, 52b UrhG umgesetzt und unter dem 
vierten Spiegelstrich die Regelungen der §§ 53, 53a UrhG. Im Gegensatz zum Vor-
schlag des Aktionsbündnisses ist im ersten Vorschlag der Allianz sehr wohl eine Nut-
zungsbegrenzung hinsichtlich des Werkumfanges vorgesehen. Dabei werden die glei-
chen unbestimmten Rechtsbegriffe verwendet, die auch derzeit in den Regelungen der 
§§ 52a ff. UrhG zu finden sind, wie z.B. „einzelne Vervielfältigungen“, „Teile eine 
Werkes“ oder „Werke geringen Umfangs“. Auch dieser Normvorschlag differenziert 
jedoch nicht zwischen gedruckten und digitalen Vervielfältigungen und trifft im dritten 
Spiegelstrich des ersten Absatzes ebenfalls keine raum- oder bestandsbezogenen Ein-
schränkungen im Hinblick auf die öffentliche Zugänglichmachung. Des Weiteren wird 
auch hier ein weiter Bildungseinrichtungsbegriff zugrunde gelegt, da ausdrücklich auch 
Einrichtungen der Berufsbildung erfasst sind. Auffällig ist, dass im zweiten Absatz des 
Normtextes für den wissenschaftlichen Gebrauch ausdrücklich ein Vervielfältigungs-
recht in Bezug auf Datenbanken eingeräumt wird. Mit dem dritten Absatz bezweckt die 
Allianz ebenfalls, das Unterlaufen von Bildungs- und Wissenschaftsschranken durch 
einzelvertragliche Regelungen zu verhindern. Im Gegensatz zum Vorschlag des Akti-
onsbündnisses ist die Vergütung im vierten Absatz jedoch nicht auf die Urheber be-
schränkt.        
Der zweite Normvorschlag der Allianz473 ist wesentlich kürzer gefasst. Er erinnert 
schon in optischer Hinsicht sehr an den Vorschlag des Aktionsbündnisses. Bei näherer 
Betrachtung fällt sogar auf, dass dieser Normtext nahezu identisch mit dem Normtext 
des Aktionsbündnisses ist: Absolut wortgleich sind die ersten beiden Sätze des ersten 
Absatzes. Der dritte Satz des ersten Absatzes des Allianzvorschlages entspricht dem 
dritten und vierten Satz des Textes des Aktionsbündnisses, der jeweilige Regelungsge-
halt wurde jedoch in nahezu identischer Sprache in einen Satz zusammengezogen. Um 
redundante Ausführungen zu vermeiden, wird insofern auf die inhaltlichen Feststellun-
gen zum Normtext des Aktionsbündnisses verwiesen474. Ebenso wie das Aktionsbünd-
nis räumt auch die Allianz im zweiten Absatz ausdrücklich den Urhebern einen Vergü-
tungsanspruch ein. Vergütungsfreiheit für die Nutzung zu Zwecken der Dokumentation, 
Bestandssicherung oder Bestandserhaltung ist dagegen nicht vorgesehen. Der dritte Ab-
                                                
473 Vgl. unter 3.1.2.  
474 Vgl. in diesem Abschnitt S. 69. 
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satz der zweiten Allianzvariante ist ebenfalls identisch mit dem dritten Absatz des 
Normtextes des Aktionsbündnisses. 
Auch der Normvorschlag der KMK475 verwendet eine leicht verständliche Sprache und 
ist klar gegliedert. In optischer und inhaltlicher Hinsicht ähnelt er auf den ersten Blick 
dem Vorschlag des Aktionsbündnisses sowie dem Alternativvorschlag der Allianz. Bei 
genauerer Betrachtung des ersten Absatzes fällt auf, dass auch hier die Nutzung nicht 
im Hinblick auf den Werkumfang beschränkt ist und ebenfalls nicht zwischen gedruck-
ten oder digitalen Vervielfältigungen unterschieden wird. Im Gegensatz zu den anderen 
Normvorschlägen werden jedoch nach dem ersten Satz des ersten Absatzes die Nut-
zungsrechte ausdrücklich nur öffentlichen Einrichtungen zugestanden. Diesen müssen 
zudem „Aufgaben in Bildung, Wissenschaft und Kultur übertragen“ sein. Ausdrücklich 
nicht privilegiert sind damit die unmittelbaren Nutzer in Bildung und Wissenschaft. Da 
nach dem zweiten Satz des ersten Absatzes die Regelung des § 53 UrhG unberührt blei-
ben soll, wären Privatkopien oder Kopien zum eigenen wissenschaftlichen oder sonsti-
gen Gebrauch jedoch weiterhin möglich. Auch dieser Normvorschlag geht offensicht-
lich von einem weiten Bildungseinrichtungsbegriff aus, da alle Einrichtungen privile-
giert sind, die Aufgaben in Bildung, Wissenschaft und Kultur wahrnehmen. Auffällig ist 
zudem, dass die öffentliche Zugänglichmachung im Normvorschlag weder personell 
noch raum- oder bestandsbezogen beschränkt wird. Die genaue Erläuterung, welche 
Nutzungszwecke durch den ersten Absatz abgedeckt sind, erfolgt im zweiten Absatz. 
Danach ist eine Nutzung insbesondere zu Zwecken von Unterricht und Forschung 
(Nr.1), Fort- und Weiterbildung (Nr.2) und schließlich zur Dokumentation, Bestandssi-
cherung und Bestandserhaltung (Nr.3) zulässig. Ebenso wie das Aktionsbündnis sieht 
auch der Vorschlag der KMK im ersten Satz des dritten Absatzes eine vergütungsfreie 
Nutzung zu Zwecken der Dokumentation, Bestandssicherung und Bestandserhaltung 
vor. Des Weiteren sind nach dem zweiten Satz des dritten Absatzes ausdrücklich die 
wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Rechteinhaber im Rahmen der Angemessenheit 
des Vergütungsanspruches zu berücksichtigen.  
Eine grundsätzlich andere Meinung zur Einführung einer allgemeinen Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke vertreten die Organisationen aus dem Bereich der Urheber476. 
Hier lehnen zwei von zwei Organisationen die Einführung einer solchen Schranke aus-
drücklich ab. Auch dies ist insoweit nachvollziehbar, als bei genauerer Betrachtung ih-
rer Positionierung deutlich wird, dass sie eine Novellierung oder Ausweitung der spezi-
fischen Schranken hauptsächlich deshalb ablehnen, weil sie dadurch eine Beeinträchti-
gung ihrer materiellen bzw. finanziellen Interessen befürchten. Aus diesem Grund wird 
auch einvernehmlich die Einführung einer Generalklausel nach dem Vorbild der Fair-
Use-Doktrin, die eine kostenlose Werknutzung gewährt, ausdrücklich abgelehnt. Ob die 
                                                
475 Vgl. unter 3.1.6. 
476 Vgl. unter 3.2. 
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Befürchtung materieller Einbußen tatsächlich gerechtfertigt ist, mag dahinstehen, da im 
UrhG schließlich immer noch der Grundsatz der angemessenen wirtschaftlichen Betei-
ligung des Urhebers gilt477. Nichtsdestotrotz ist positiv festzustellen, dass sich die Initia-
tive Urheberrecht sogar für eine Novellierung von §§ 52a, 52b UrhG ausspricht, um 
einen zeitgemäßen und modernen Bildung- und Wissenschaftsbetrieb zu ermöglichen. 
Auch dies ist durchaus nachvollziehbar, wenn berücksichtigt wird, dass Urheber neben 
finanziellen Interessen auch noch ideelle Interessen haben, die auf eine möglichst weite 
Verbreitung und Nutzung ihrer Werke ausgerichtet sind. Dieses ideelle Interesse läuft 
jedoch weitgehend leer, wenn die rechtlichen Rahmenbedingungen zur Nutzung der 
Werke zu eng sind.  
Auch im Bereich der Verwertungsindustrie sprechen sich zwei von zwei Organisationen 
ausdrücklich gegen die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschafts-
schranke aus478. Sowohl der Börsenverein als auch die VG Wort sind der Meinung, dass 
die geltenden Schranken durchaus ausreichend für eine moderne Bildungsarbeit und 
einen innovativen Wissenschaftsbetrieb sind bzw. eher zu weit gehen. Novellierungs-
wünsche werden allenfalls im Hinblick auf klare Formulierungen oder inhaltliche Ein-
schränkungen unterstützt, die Einführung einer Generalklausel nach der Fair-Use-
Doktrin wird abgelehnt. Auch diese Haltung ist nicht verwunderlich. Wie der Börsen-
verein selbst zugibt, sehen sich Verwerter nämlich grundsätzlich durch Schrankenrege-
lungen in ihren Geschäftsmodellen und damit letztlich in ihrer wirtschaftlichen Existenz 
bedroht. Diese Argumentation ist nur sehr schwer nachvollziehbar, da die Schranken 
einerseits mit Rücksicht auf Verlagsinteressen eng gefasst wurden, wie z.B. bei § 52a II 
1 UrhG, und andererseits zumindest einige Wissenschaftsverlage, gerade im STM-
Bereich, in den letzten Jahren aufgrund ihrer Monopolstellung rasante Preissteigerungs-
raten verwirklichen konnten.  
Die Politik vertritt keine einheitliche Position zur Einführung einer allgemeinen Bil-
dungs- und Wissenschaftsschranke479. Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer 
solchen Schranke offensichtlich ab und schließt auch eine Generalklausel nach Vorbild 
der Fair-Use-Doktrin, zumindest derzeit, unter Verweis auf entgegenstehendes europäi-
sches Recht, aus. Der Bundestag steht der Einführung einer entsprechenden Schranke 
schon deutlich positiver gegenüber. Zwar hat sich die vom Bundestag eingesetzte En-
quete-Kommission „Internet und Digitale Gesellschaft“ angesichts der unzureichenden 
Bildungs- und Wissenschaftsschranken lediglich dafür ausgesprochen, die Einführung 
einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke zu überprüfen; jedoch tritt die 
Mehrheit der im Bundestag vertretenen Fraktionen ausdrücklich für die Einführung ei-
ner solchen Schranke ein. Zu den Befürwortern gehören die Fraktionen von CDU/ CSU, 
                                                
477 Vgl. unter 2.3.1. 
478 Vgl. unter 3.3. 
479 Vgl. unter 3.4. 
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Bündnis 90/ Die Grünen und Die Linke, im Ergebnis also drei von fünf Fraktionen. Ei-
nen konkreten Normtext für eine solche Schranke hat keine der drei Fraktionen vorge-
bracht, vielmehr verweisen alle entweder direkt oder indirekt auf die aus dem Bildungs- 
und Wissenschaftsbereich vorgelegten Normvorschläge. Die Fraktion der CDU/ CSU 
führt aus, dass die Regelungen nach §§ 52a UrhG überarbeitet und zu einer einheitli-
chen Wissenschaftsschranke zusammengeführt werden sollen und verfolgt damit die 
gleiche Methode, wie sie das Aktionsbündnis, die KMK und die Allianz in ihrer ersten 
Variante vorgeschlagen haben. Die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen hingegen bezie-
hen sich ganz konkret auf die Allianzvorschläge. Und die Fraktion Die Linke verweist 
letztlich auf die Vorschläge von Aktionsbündnis, KMK und Allianz (in ihrer ersten Va-
riante), indem sie fordert, die bestehenden Schrankenregelungen für Wissenschaft und 
Forschung in einer bereichsspezifischen Wissenschaftsschranke zusammenzufassen. 
Positiv zu vermerken ist zudem, dass auch die Fraktionen von SPD und FDP eine all-
gemeine bildungs- und Wissenschaftsschranke nicht ausdrücklich ablehnen, sondern 
sich zumindest ebenfalls für eine Überprüfung der bestehenden Schranken aussprechen. 
Ganz ausdrücklich für die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschafts-
schranke ist hingegen der Bundesrat. Im Hinblick auf die Umsetzung verweist er auf die 
Vorschläge von KMK und Allianz.  
In Bezug auf die europäische und internationale Schrankendiskussion kann an dieser 
Stelle nur positiv bemerkt werden, dass auch auf diesen Ebenen durchaus über eine No-
vellierung der urheberrechtlichen Schranken für Bildung und Wissenschaft nachgedacht 
wird. Während auf europäischer Ebene eine Lösung in Form eines einheitlichen europä-
ischen Urheberrechtskodex anvisiert wird, finden auf internationaler Ebene umfassende 
und breite Diskussionen über mögliche internationale urheberrechtliche Bildungs- und 
Wissenschaftsschranken statt. Zeitnahe konkrete Ergebnisse bzw. Vorschläge sind auf 
beiden Ebenen jedoch derzeit noch nicht in Sicht.  
Auch unter Juristen herrscht Uneinigkeit über die Anpassung der urheberrechtlichen 
Schrankenregelungen an das digitale Zeitalter. Einigkeit besteht lediglich dahingehend, 
dass sich kein Jurist ausdrücklich für eine allgemeine Bildungs- und Wissenschafts-
schranke ausspricht480. Drei von fünf Juristen, nämlich Dreier, Schimmel und Schwart-
mann, sind der Meinung, dass sich die urheberrechtlichen Schranken auch im digitalen 
Zeitalter im Großen und Ganzen bewährt haben. Insofern lehnen auch zwei dieser drei 
Juristen, und zwar Schimmel und Schwartmann, die Einführung einer Generalklausel 
nach Vorbild der Fair-Use-Doktrin zur Berücksichtigung neuer Nutzungsformen ab. 
Lediglich Dreier spricht sich dennoch für eine Regelung im Sinne der Fair-Use-Doktrin 
aus. Zwei der fünf Juristen, nämlich Pfeiffer und Spindler, halten die derzeitigen 
Schranken hingegen unzureichend für das digitale Zeitalter. Während Pfeiffer die Ein-
                                                
480 Vgl. unter 3.5.  
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führung eine Generalklausel zur Berücksichtigung neuer Nutzungsformen dennoch ab-
lehnt, befürwortet Spindler, zumindest auf europäischer Ebene, die Einführung einer 
Generalklausel nach dem Vorbild der Fair-Use Doktrin. Letztlich sprechen sich daher 
nur zwei Juristen, Dreier und Spindler, für eine urheberrechtliche Generalklausel aus.  
Bei Gesamtbetrachtung aller Positionen ist festzustellen, dass im Hinblick auf die Ein-
führung einer allgemeinen urheberrechtlichen Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
zwei verschiedene Rechtssetzungsvarianten für die Umsetzung vorgeschlagen werden. 
Die erste Variante besteht darin, die bisherigen Bildungs- und Wissenschaftsschranken 
unter Erweiterung ihres derzeitigen Regelungsgehaltes in einer neuen Norm zusammen-
zufassen, um damit die bisherigen Schranken zu ersetzen. Bei der zweiten Variante soll 
dagegen zusätzlich zu den weiterhin bestehenden derzeitigen Schrankenregelungen eine 
neue Schranke in Form einer Generalklausel eingefügt werden. Von mehreren Akteu-
ren, z.B. Bundesregierung, Urheber oder Verwerter, wird zudem auch die Einführung 
einer Generalklausel nach Vorbild der US-amerikanischen Fair-Use-Doktrin angespro-
chen, diese Rechtssetzungsvariante wird aber letztlich nur von zwei Juristen befürwor-
tet.  
3.7 Rechtliche Aspekte zu den Positionen  
Bevor eine der vorgeschlagenen Rechtssetzungsvarianten als allgemeine urheberrechtli-
che Bildungs- und Wissenschaftsschranke in das UrhG eingefügt werden kann, muss 
sichergestellt sein, dass diese auch in rechtlicher Hinsicht umsetzbar sind. Dazu darf 
weder ein Verstoß gegen geltendes deutsches noch gegen europäisches oder internatio-
nales Recht vorliegen. Schon im Rahmen der Positionierung hat sich gezeigt, dass gera-
de dies unter den einzelnen Akteuren streitig ist. Während Bildungs- und Wissen-
schaftsinstitutionen von der rechtlichen Zulässigkeit ihrer Vorschläge ausgehen, vertre-
ten Urheber und Verwerter, insbesondere der Börsenverein, die Ansicht, dass diese 
rechtlich unzulässig sind. Infolge des begrenzten Umfangs dieser Arbeit kann an dieser 
Stelle weder ausführlich noch rechtlich abschließend geklärt werden, ob die Normvor-
schläge tatsächlich im Einklang mit dem geltenden Recht stehen bzw. welche Modifi-
zierungen für die Wirksamkeit gegebenenfalls noch vorgenommen werden müssten. 
Dies kann letztlich ohnehin nur einem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren vorbehal-
ten bleiben. Dennoch sollen im Folgenden zumindest hinsichtlich der in der verglei-
chenden Analyse festgestellten Besonderheiten der einzelnen Normvorschläge die 
rechtlichen Aspekte angesprochen werden:  
Weder Aktionsbündnis noch KMK oder der Alternativvorschlag der Allianz sehen eine 
Nutzungsbegrenzung hinsichtlich des Werkumfanges vor. Dies könnte jedoch gegen 
den in Art. 5 V InfoSoc-RL, Art. 9 II RBÜ, Art. 13 TRIPs, Art. 10 WCT und Art. 16 
WPPT normierten Dreistufentest sowie gegen Art. 14 I GG verstoßen. Schon im Geset-
zesentwurf zum „Ersten Korb“ war jedoch hinsichtlich § 52a UrhG eine Nutzung für 
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vollständige Werke vorgesehen481. Dies wurde geändert, nachdem der Bundesrat darauf 
hingewiesen hatte, dass dadurch „der kommerzielle Absatz von Werken, die speziell für 
den Unterrichtsgebrauch geschaffen werden (z.B. Schulbuch), übermäßig beeinträch-
tigt“482 sein könnte. Vor Implementierung der Normvorschläge müsste daher in einem 
entsprechenden Gesetzgebungsverfahren abschließend geklärt werden, ob eine hinsicht-
lich des Werkumfanges unbegrenzte Nutzung tatsächlich unverhältnismäßig in den Pri-
märmarkt eingreift. 
Des Weiteren differenziert kein Normvorschlag zwischen analogen oder digitalen Ver-
vielfältigungen. Dies könnte im Widerspruch zu Art. 5 II a, b InfoSoc-RL und Erwä-
gungsgrund 38 InfoSoc-RL stehen, wonach im Hinblick auf einen gerechten Ausgleich 
für die Werknutzung sehr wohl zwischen analogen und digitalen Kopien differenziert 
wird483. Dem kann jedoch entgegengehalten werden, dass die diesbezüglichen Vorgaben 
der InfoSoc-RL einerseits nicht zwingend sind („sollte“) und andererseits die in der 
InfoSoc-RL erwähnten Differenzierungen primär auf den gerechten Ausgleich für den 
Rechteinhaber ausgerichtet sind. Insofern erscheint es letztlich völlig ausreichend, wenn 
die zwischen analogen und digitalen Kopien bestehenden Unterschiede auf der Ebene 
der Vergütung berücksichtigt werden484.   
Keinerlei rechtliche Bedenken bestehen gegen den in allen Normvorschlägen zugrunde 
gelegten weiten Begriff der Bildungseinrichtung, da, wie bereits erläutert485, auch Art. 5 
II c und 5 III n InfoSoc-RL von einem solchen ausgehen. Angesichts der Tatsache, dass   
sich die Bundesregierung im Gesetzgebungsverfahren zum „Zweiten Korb“ unter Hin-
weis auf verfassungsrechtlich geschützte Interessen der Verlage geweigert hatte, einen 
weiten Bildungseinrichtungsbegriff zu normieren486, müsste jedoch bei tatsächlicher 
Umsetzung der Normvorschläge noch einmal explizit ausgeschlossen werden, dass in-
sofern ein Verstoß gegen den Dreistufentest bzw. Art. 14 I GG vorliegt.   
Unproblematisch erscheint, dass das Aktionsbündnis in seinem Normvorschlag die Nut-
zungsrechte sowohl natürlichen als auch juristischen Personen einräumt, da auch in Art. 
5 II b bzw. c InfoSoc-RL natürliche bzw. juristische Personen berechtigt werden und im 
übrigen vielmehr auf den mit der Nutzung verfolgten Zweck abgestellt wird, wie z.B. in 
Art. 5 III a oder Art. 5 III n InfoSoc-RL. Da auch das Aktionsbündnis die Nutzungsbe-
rechtigung im ersten Absatz ihres Normvorschlages auf „Zwecke des eigenen wissen-
schaftlichen Gebrauchs“ bzw. „Bildungszwecke“ begrenzt, dürfte kein Verstoß gegen 
die InfoSoc-RL gegeben sein. Aus denselben Gründen dürfte auch unschädlich sein, 
dass die KMK ausdrücklich nur öffentlichen Einrichtungen Nutzungsrechte zuspricht, 
                                                
481 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 7. 
482 BT-Drs. 15/38, S. 36. Auch Urheber- und Verwerter hatten sich vehement für eine Begrenzung des 
Nutzungsumfanges ausgesprochen. 
483 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 36. 
484 Vgl. BT-Drs. 15/38, S. 40 f. 
485 Vgl. unter 2.3.2.2. 
486 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 47. 
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zumal nach ihrem Vorschlag Privatkopien oder Kopien zum eigenen wissenschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch gemäß § 53 UrhG ausdrücklich weiterhin möglich sein sollen.  
Rechtliche Zweifel bestehen jedoch dahingehend, dass weder Aktionsbündnis noch Al-
lianz oder KMK hinsichtlich der öffentlichen Zugänglichmachung raum- oder bestands-
bezogene Einschränkungen gemacht haben. Dies steht nämlich in offensichtlichem Wi-
derspruch zu Art. 5 III n InfoSoc-RL, der zumindest bei einer öffentlichen Zugänglich-
machung urheberrechtlich geschützter Werke auf öffentlichen Terminals im Hinblick 
auf den Dreistufentest nicht nur ausdrücklich bestimmt, dass nur Werke erfasst sind, 
„die sich in den Sammlungen der Einrichtungen [...] befinden“, sondern auch die Nut-
zung auf die „Räumlichkeiten der genannten Einrichtungen“ begrenzt. Zwar war auch 
im ursprünglichen Normentwurf zu § 52b UrhG die insofern angeordnete Bestandsak-
zessorietät nicht ausdrücklich im Wortlaut enthalten487, dies wurde jedoch auf Anregung 
des Bundesrates mit Rücksicht auf Verlagsinteressen geändert488. Insofern sollten schon 
aus Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsübersichtlichkeit die von der InfoSoc-RL 
vorgegebene Bestandsakzessorietät und räumliche Nutzungsbegrenzung ausdrücklich 
im Wortlaut enthalten sein. Dies gilt auch für den Vorschlag der KMK, der darüber hin-
aus nicht einmal eine personelle Beschränkung im Hinblick auf die öffentliche Zugäng-
lichmachung vorsieht. Dieser Vorschlag müsste hinsichtlich der öffentlichen Zugäng-
lichmachung zusätzlich noch eine personelle Nutzungsbegrenzung enthalten, da Art. 5 
III n InfoSoc-RL eine Nutzung ausdrücklich nur „für einzelne Mitglieder der Öffent-
lichkeit“ vorsieht. Andernfalls bestünde die Gefahr eines Verstoßes gegen den Dreistu-
fentest.  
Da Aktionsbündnis und Allianz in ihrer zweiten Alternative einen Vergütungsanspruch 
nur für die Urheber vorsehen, könnten insofern Verwerterinteressen verletzt sein, falls  
die Urheber einem Verwerter entsprechende Nutzungsrechte eingeräumt haben. Zu be-
achten ist jedoch, dass auch die §§ 53 I bis III i.V.m. 54 I UrhG sowie § 53a II 1 UrhG 
ebenfalls nur den Urheber als Vergütungsberechtigten ausweisen. Im Übrigen ist davon 
auszugehen, dass die Urheber ohnehin im Zweifel aufgrund des abgeschlossenen Nut-
zungsvertrages mit dem Verwerter zur Weiterleitung der empfangenen Vergütung ver-
pflichtet wären.   
Rechtlich bedenklich erscheint jedoch, dass das Aktionsbündnis lediglich eine pauscha-
le Vergütung vorsieht. Dem steht nämlich entgegen, dass das OLG München im Zu-
sammenhang mit § 52a UrhG festgestellt hat, dass die Abrechnung zur Ermittlung der 
angemessenen Vergütung i.S.v. § 52a UrhG gerade nicht pauschal, sondern nur nut-
zungsbezogen erfolgen darf, da eine Pauschalvergütung nicht ausreichend dem Grund-
                                                
487 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 6, 26.  
488 Vgl. BT-Drs. 16/1828, S. 40; BT-Drs. 16/5939, S. 44. 
 77 
satz der angemessenen Beteiligung des Urhebers an den wirtschaftlichen Früchten sei-
nes Werkes gerecht wird489.  
Erhebliche rechtliche Zweifel bestehen insofern auch an der Zulässigkeit der von Akti-
onsbündnis und KMK geforderten Vergütungsfreiheit im Falle der Nutzung zum Zweck 
der Dokumentation, Bestandssicherung und Bestandserhaltung. Laut BVerfG darf näm-
lich vom Grundsatz, dass dem Urheber wegen Art. 14 I GG i.V.m. Art. 19 II GG die 
vermögenswerten Ergebnisse seiner schöpferischen Leistung zuzuordnen sind, nur dann 
abgewichen werden, wenn Gründe des Allgemeinwohls vorliegen, die Vorrang vor den 
Belangen des Urhebers haben; andernfalls sind Schranken ohne Vergütungsanspruch 
unverhältnismäßig und in der Folge verfassungswidrig490. Die unentgeltliche Zurverfü-
gungstellung der geistigen Leistung des Urhebers zu Zwecken von Dokumentation, Be-
standssicherung und Bestandserhaltung erscheint jedoch dennoch eher unverhältnismä-
ßig und wird deswegen im Zweifel eher zu verneinen sein.  
Fraglich ist auch, ob Aktionsbündnis und Allianz in ihren Normvorschlägen tatsächlich 
die Abdingbarkeit von Bildungs- und Wissenschaftsschranken durch einzelvertragliche 
Regelungen rechtswirksam ausschließen können. Dem könnten Art. 5 III n InfoSoc-RL 
sowie Erwägungsgrund 45 InfoSoc-RL entgegenstehen, die im Hinblick auf den in Art. 
5 V InfoSoc-RL normierten Dreistufentest die grundsätzliche Subsidiarität der urhebe-
rechtlichen Schranken im Verhältnis zu vertraglichen Regelungen vorschreiben. Zwar 
ist auch Erwägungsgrund 45 InfoSoc-RL letztlich lediglich eine Soll-Vorschrift, zu be-
achten ist jedoch, dass auch der deutsche Gesetzgeber nur in wenigen Fällen, z.B. in § 
55a 2 UrhG, die vertragliche Abdingbarkeit von urheberrechtlichen Schranken per Ge-
setz ausgeschlossen hat. In allen anderen Fällen ist grundsätzlich zu differenzieren: 
Zwar ist es nach h.M. grundsätzlich zulässig, die Schranken der §§ 44a ff. UrhG durch 
frei ausgehandelte Individualvereinbarungen abzubedingen491, etwas anderes gilt aber 
bei der Verwendung Allgemeiner Geschäftsbedingungen. So ist ein Ausschluss gesetz-
licher Schranken durch Allgemeine Geschäftsbedingungen nur dann zulässig, wenn die 
betroffene Schranke bei grundrechtlicher Abwägung der widerstreitenden Interessen 
nicht als unabdingbar betrachtet wird und der Vertragspartner des Verwenders nicht 
unangemessen benachteiligt wird492. Von einer unangemessenen Benachteiligung in 
diesem Sinn ist regelmäßig dann auszugehen, wenn vom wesentlichen Grundgedanken 
der gesetzlichen Schranke, unter Beachtung des Regelungsgehaltes von § 95b UrhG als 
Wertungsmaßstab, abgewichen wird493. Da die Regelung von § 95b UrhG, mit der Art. 
6 InfoSoc-RL umgesetzt wird, jedoch nur bei einzelnen Schranken, z.B. bei § 52a UrhG 
und teilweise bei § 53 UrhG, die Umgehung mittels technischer Maßnahmen verbietet, 
                                                
489 Vgl. OLG München, ZUM-RD 2011, 603 (613 f.) m.w.N. 
490 Vgl. BVerfG, GRUR 1972, 481 (484 ff.).   
491 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze, UrhG, Vor §§ 44a Rn. 9. 
492 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze, UrhG, Vor §§ 44a Rn. 9. 
493 Vgl. Dreier, in: Dreier/ Schulze, UrhG, Vor §§ 44a Rn. 9. 
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bestehen doch erhebliche Zweifel an der von Aktionsbündnis und Allianz vorgesehenen 
Regelung.  
Im Gegensatz dazu dürfte das von der Allianz in ihrer ersten Normvariante festgesetzte 
Vervielfältigungsrecht in Bezug auf Datenbanken im Einklang mit dem geltenden Recht 
stehen. Der Regelungsgehalt entspricht nämlich dem des § 53 V 2 UrhG, wonach eine 
Vervielfältigung von Datenbanken zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch i.S.v. § 
53 II 1 Nr.1 UrhG grundsätzlich zulässig ist, wenn damit kein gewerblicher Zweck ver-
folgt wird494.  
Insgesamt ist im Zusammenhang mit den konkreten Normvorschlägen von Aktions-
bündnis, Allianz und KMK festzustellen, dass einige Punkte doch noch einmal ausführ-
lich rechtlich überdacht und gegebenenfalls geändert werden müssten, bevor eine Auf-
nahme in das UrhG erfolgen könnte.   
Da mehrere Akteure im Rahmen ihrer Positionierung die Einführung einer Generalklau-
sel nach Vorbild der US-amerikanischen Fair-Use-Doktrin angesprochen haben, soll 
auch hierzu kurz in rechtlicher Hinsicht Stellung genommen werden: Auch die Neuein-
führung einer solchen Klausel dürfte weder gegen deutsches noch europäisches Recht 
verstoßen. Schon die Vereinbarkeit mit dem europäischen Recht ist aber zweifelhaft, da 
den einzelnen Mitgliedstaaten mit Art. 5 InfoSoc-RL ein abschließender Katalog von 
Schrankenregelungen vorgegeben ist und in diesem zumindest keine explizite Vorgaben 
für die Neueinführung einer allgemeinen Generalklausel zu finden sind. Fraglich ist 
daher, ob es rechtlich zulässig wäre, die in Art. 5 I bis IV InfoSoc-RL aufgezählten 
Schranken in Form einer Generalklausel nach Vorbild der Fair-Use-Doktrin umzuset-
zen495. Dazu muss auf den mit der InfoSoc-RL bzw. den mit Art. 5 InfoSoc-RL verfolg-
ten Zweck abgestellt werden. Vorrangiges Ziel ist es, die europäischen Schranken mit-
hilfe der „normtextlich sehr detaillierten Aufzählung“496 zu harmonisieren. Gleichzeitig 
sollen die Nutzer jedoch auch genau erkennen können, welche konkreten Nutzungsbe-
fugnisse sie haben497. Mithin wird letztlich auch eine möglichst hohe Rechtssicherheit 
angestrebt498. Genau diese Ziele würden aber bei Einführung einer Generalklausel un-
terlaufen. Da Generalklauseln immer dann „eingesetzt“ werden, wenn eine Vielzahl von 
Fällen erfasst sein soll, weisen sie typischerweise einen offenen und weiten Tatbestand 
auf, der zwar eine hohe Flexibilität im Hinblick auf die anzuwendenden Sachverhalte 
zulässt, aber letztlich zu Lasten der Rechtssicherheit geht. Im Ergebnis ist die Umset-
zung der in Art. 5 I bis IV InfoSoc-RL aufgezählten Schranken daher nicht mit der In-
foSoc-RL vereinbar und wäre insofern europarechtswidrig499.  
                                                
494 Vgl. auch Dreier, in: Dreier/ Schulze, UrhG, § 53 Rn. 49. 
495 Vgl. ausführlich Förster: Fair Use, S. 205 ff. 
496 Förster: Fair Use, S. 208. 
497 Vgl. Förster: Fair Use, S. 208. 
498 Vgl. Förster: Fair Use, S. 208. 
499 Vgl. Förster: Fair Use, S. 210 sowie ausführlich Schack, in: Ohly: Festschrift für Schricker, S. 512 f. 
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Unabhängig davon bestehen auch Zweifel, ob eine solche Generalklausel mit dem deut-
schen Recht vereinbar wäre. Zu beachten ist nämlich, dass bei einem Eingriff in das 
verfassungsrechtlich geschützte Eigentumsgrundrecht des Urhebers nach Art. 14 I GG 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt sein muss. Dieser lässt einen Eingriff nur 
dann zu, wenn er unter Berücksichtigung aller Einzelumstände im engeren Sinn geeig-
net, erforderlich und angemessen ist500. Im Zusammenhang mit der Ausgestaltung der 
urheberrechtlichen Schrankenregelungen erfordert dieser Grundsatz, dass „der Gesetz-
geber die durch die Schranken zu privilegierenden Zwecke so präzise wie möglich be-
nennt“501, was bei einer Generalklausel jedoch kaum möglich wäre.  
Im Übrigen dürfte eine entsprechende Klausel wegen des Grundsatzes der tunlichst an-
gemessenen Beteiligung des Urhebers an den wirtschaftlichen Früchten seines Werkes 
keine Vergütungsfreiheit vorsehen, da mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht davon ausge-
gangen werden kann, dass es nach der Abwägung aller widerstreitender Interessen ge-
rechtfertigt wäre, Vergütungsfreiheit anzuordnen. 
4. Gesamtergebnis und Ausblick  
Obwohl gezeigt wurde, dass die Forderung nach Einführung einer allgemeinen Bil-
dungs- und Wissenschaftsschranke nachvollziehbar und durchaus berechtigt ist, muss 
nach Gesamtbetrachtung aller Positionen festgestellt werden, dass sich keine eindeutige 
Mehrheit für die Einführung einer solchen Schranke finden lässt.  
Zwar sprechen sich fast alle Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen ausdrücklich 
für eine entsprechende Schranke aus, Urheber und Verwerter lehnen diese aber aus-
drücklich ab. Die Politik, die letztlich für die Einführung einer solchen Schranke zu-
ständig wäre, vertritt keine einheitliche Meinung. Nur drei Parteien sowie der Bundesrat 
haben sich ausdrücklich für die Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissen-
schaftsschranke ausgesprochen. Allein diese Fürsprache garantiert jedoch weder ein 
entsprechendes zukünftiges Tätigwerden noch ist mit ihr irgendeine rechtliche Bin-
dungswirkung verbunden. „Bildung und Wissenschaft“ mögen zwar zu Wahlkampfzei-
ten beliebte Themen sein, danach pflegen sie aber häufig auch schnell wieder vergessen 
zu werden. Insofern bestehen doch erhebliche Zweifel an der tatsächlichen Einführung 
einer solchen Schranke in naher Zukunft. Aufschlussreich ist zudem, dass die Mehrzahl 
der Juristen eher verhalten reagiert. Nur zwei Juristen halten es für nötig, die derzeitigen 
Schranken an das digitale Zeitalter anzupassen und nur zwei Juristen sprechen sich für 
eine urheberrechtliche Generalklausel nach Vorbild der Fair-Use-Doktrin aus. Um letz-
tere umzusetzen, müsste jedoch die InfoSoc-RL geändert werden.  
                                                
500 Vgl. ausführlich: Papier in: Maunz/ Dürig: GG, Art. 14 [Stand: 7/2010] Rn. 315. 
501 Vgl. Schack, in: Ohly: Festschrift für Schricker, S. 513 m.w.N.  
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Sollte es in der Zukunft tatsächlich zu einem Gesetzgebungsverfahren zum Zwecke der 
Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke kommen, könnten 
die konkreten Normvorschläge aus dem Bildungs- und Wissenschaftsbereich zwar als 
Entwurfsgrundlage herangezogen werden, einzelne Regelungen müssten jedoch zu-
nächst noch abschließend erörtert bzw. noch geändert werden.     
Erfolgsversprechender im Hinblick auf bildungs- und wissenschaftsgerechte Schranken-
regelungen erscheinen dagegen die entsprechenden europäischen und internationalen 
Diskussionen. Da Rechtsetzungsakte auf diesen Ebenen jedoch sehr langwierig sind, ist 
sicher nicht in naher Zukunft mit entsprechenden Lösungen zu rechnen. Insofern bleibt 
abzuwarten, welche Regelungen letztlich getroffen werden.  
Eines lässt sich jedoch schon jetzt feststellen: Allein das Erheben der Forderung nach 
Einführung einer allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke hat zumindest dazu 
geführt, dass in breiter Öffentlichkeit auf den unhaltbaren Zustand der derzeitigen Rege-
lungen aufmerksam gemacht wurde. Noch nie fanden so viele Workshops, Seminare, 
Symposien etc. statt, in denen das Thema eines angemessenen und zeitgemäßen Zu-
gangs von Bildung und Wissenschaft zu Informationen und Wissen eingehend erörtert 
wurde. Damit haben sich jedoch auch die Chancen erheblich erhöht, dass sich jedenfalls 
der derzeitige Zustand ändert. Vielleicht nicht unbedingt durch Einführung einer allge-
meinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke, aber vielleicht auf einem anderem Weg. 
Gerade im Bereich wissenschaftlicher Veröffentlichungen wäre z.B. auch an Open Ac-
cess oder ein Zweitveröffentlichungsrecht zu denken. Geschäftsmodelle zu Open Ac-
cess gibt es bereits und die Diskussion um ein unabdingbares Zweitveröffentlichungs-
recht ist ebenfalls schon eröffnet worden.  
Da letztlich auch Urheber und Verwerter ein Interesse an der Nutzung urheberrechtlich 
geschützter Werke haben, sollten sich diese nicht nur bewusst machen, dass effektive 
Bildungsarbeit und ein moderner Wissenschaftsbetrieb schließlich auch ihnen zugute 
kommt, sondern sich auch davon lösen, einen Anspruch auf ewige Beibehaltung über-
kommener Geschäftsmodelle zu erheben. Stattdessen sollten sie lieber in Zusammenar-
beit mit Bildungs- und Wissenschaftsorganisationen solche Geschäftsmodelle entwi-
ckeln, die auf die wirklichen Bedürfnisse von Bildung und Wissenschaft zugeschnitten 
sind und auch in der digitalen Welt bestehen können. Zu bedenken ist nämlich, dass 
moderne und zeitgemäße Konzepte für den Zugang zu Informationen und Wissen im 
Ergebnis immer darauf abzielen, die (ökonomische) Zukunftsfähigkeit von uns einzel-
nen und unserer Gesellschaft als Ganzes zu sichern.   
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